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Thomas Hobbes: Abschreckungstheorie
(T. Hobbes. Leviathan. Hg. I. Fetscher. Ffm 2006. S. 117)
Ein siebtes natürliches Gesetz ist: Bei Rache - der Vergeltung eines Übels durch ein Übel - soll man nicht auf die Größe des früheren Übels, sondern auf die des künftigen Nutzens sehen. Hierdurch wird uns verboten, eine Bestrafung in anderer Absicht zu verhängen als der der Bes- serung des Täters und der Anleitung anderer. Denn dieses Gesetz folgt aus dem Vorher-gehenden, das Vergebung auf Grund einer Sicherheitsleistung für die Zukunft befiehlt. Außerdem ist Rache, die nicht im Hinblick auf das Beispiel und den künftigen Nutzen genommen wird, Triumph oder Sich-Brüsten mit der Verletzung eines anderen, die zwecklos sind, denn ein Zweck ist immer etwas Zukünftiges. Zweckloses Sich-Brüsten ist aber Prahlerei und widerspricht der Vernunft, und unvernünftiges Verletzen führt zum Krieg. Dies läuft dem natürlichen Gesetz zuwider und wird gemeinhin als Grausamkeit bezeichnet.

Immanuel Kant: Das Wiedervergeltungsrecht

(Kant-Werke A.A.- MdS 331f)

Richterliche Strafe [...]  kann niemals bloß als Mittel ein anderes Gute zu befördern für den Verbrecher selbst, oder für die bürgerliche Gesellschaft, sondern muß jederzeit nur darum wider ihn verhängt werden, weil er verbrochen hat; denn der Mensch kann nie bloß als Mittel zu den Absichten eines Anderen gehandhabt und unter die Gegenstände des Sachenrechts gemengt werden, wowider ihn seine angeborne Persönlichkeit schützt. [...]  Er muß vorher strafbar befunden sein, ehe noch daran gedacht wird, aus dieser Strafe einigen Nutzen für ihn selbst oder seine Mitbürger zu ziehen. Das Strafgesetz ist ein kategorischer Imperativ, und wehe dem! welcher die Schlangenwindungen der Glückseligkeitslehre durchkriecht, um etwas aufzufinden, was  durch den Vortheil, den es verspricht, ihn von der Strafe, oder auch nur einem Grade derselben entbinde nach dem pharisäischen Wahlspruch: »Es ist besser, daß ein Mensch sterbe, als daß das ganze Volk  verderbe;« denn wenn die Gerechtigkeit untergeht, so hat es keinen Werth mehr, daß Menschen auf Erden leben. – [...]
Welche Art aber und welcher Grad der Bestrafung ist es, welche die öffentliche Gerechtigkeit sich zum Princip und Richtmaße macht? Kein anderes, als das Princip der Gleichheit, (im Stande des Züngleins an der Wage der Gerechtigkeit) sich nicht mehr auf die eine, als auf die andere Seite hinzuneigen. Also: was für unverschuldetes Übel du einem Anderen im Volk zufügst, das thust du dir selbst an. Beschimpfst du ihn, so beschimpfst du dich selbst; bestiehlst du ihn, so bestiehlst du dich selbst; schlägst du ihn, so schlägst du dich selbst; tödtest du ihn, so tödtest du dich selbst. Nur das Wiedervergeltungsrecht (ius talionis) aber, wohl zu verstehen, vor den Schranken des Gerichts (nicht in deinem Privaturtheil), kann die Qualität und Quantität der Strafe bestimmt angeben; alle andere sind hin und her schwankend und können anderer sich einmischenden Rücksichten wegen keine Angemessenheit mit dem Spruch der reinen und strengen Gerechtigkeit enthalten. –  
Gustav Radbruch: Diener der Rechtssicherheit
(G. Radbruch: Rechtsphilosophie. Studienausgabe. Heidelberg 2003². S. 84f.)
Der Richter, der Auslegung und dem Dienste der positiven Rechtsordnung untertan, hat keine andere als die juristische Geltungslehre zu kennen, die den Geltungssinn, den Geltungsanspruch des Gesetzes der wirklichen Geltung gleich achtet. Für den Richter ist es Berufspflicht, den Geltungswillen des Gesetzes zur Geltung zu bringen, das eigene Rechtsgefühl dem autoritativen Rechtsbefehl zu opfern, nur zu fragen, was Rechtens ist, und niemals, ob es auch gerecht sei. Man möchte freilich fragen, ob diese Richterpflicht selbst, dieses sacrificium intellectus, diese Blankohingabe der eigenen Persönlichkeit an eine Rechtsordnung, deren künftige Wandlungen man nicht einmal ahnen kann, sittlich möglich sei. Aber wie ungerecht immer das Recht seinem Inhalt nach sich gestalten möge - es hat sich gezeigt, daß es einen Zweck stets, schon durch sein Dasein, erfüllt, den der Rechts- sicherheit. Der Richter, indem er sich dem Gesetze ohne Rücksicht auf seine Gerechtigkeit dienstbar macht, wird also trotzdem nicht bloß zufälligen Zwecken der Willkür dienstbar. Auch wenn er, weil das Gesetz es so will aufhört, Diener der Gerechtigkeit zu sein, bleibt er noch immer Diener der Rechtssicherheit. Wir verachten den Pfarrer. der gegen seine Überzeugung predigt, aber wir verehren den Richter. der sich durch sein widerstrebendes Rechtsgefühl in seiner Gesetzestreue nicht beirren läßt; denn das Dogma hat nur als Ausdruck des Glaubens, das Gesetz aber nicht nur als Niederschlag der Gerechtigkeit seinen Wert, sondern auch als Bürgschaft der Rechtssicherheit, und vornehmlich als solches ist es in die Hand des Richters gegeben. Ein gerechter Mann gilt mehr als ein nur rechtlicher, nur gesetzestreuer Mann. Von "rechtlichen" Richtern aber pflegen wir nicht zu reden, sondern nur von "gerechten Richtern", denn ein rechtlicher Richter ist eben dadurch und nur dadurch auch schon ein gerechter Richter.

Aber dem Richter, der im Gewissen gebunden ist, alles gesetzte Recht als geltend zu betrachten, kann ein Angeklagter gegenüberstehen, den sein Gewissen bindet, ungerechtes oder unzweckmäßiges Recht als ungültig zu betrachten, obgleich es gesetzt ist. Das Recht kann ihm gegenüber seine Macht bewähren, aber seine Geltung niemals beweisen. Dieser Fall des "Überzeugungsverbrechers" erweist sich gerade dadurch, daß es für ihn keine Lösung gibt, als ein wahrhaft tragischer Fall. Pflicht forderte vom Täter das Verbrechen, Pflicht fordert vom Richter die Bestrafung und vielleicht fordert sogar Pflicht, die für das aus Pflicht begangene Verbrechen verwirkte Bestrafung auf sich zu nehmen - um der Unverbrüchlichkeit des Rechtes, um der Rechtssicherheit willen. So hat Sokrates gedacht und gehandelt, als er es verschmähte, sich der Vollstreckung des Fehlurteils durch die Flucht zu entziehen: "Meinst du, daß ein Staat bestehen kann und nicht vielmehr vernichtet wird, in dem Urteile, die gefällt werden, keine Kraft haben, sondern durch einzelne Menschen ungültig gemacht und vereitelt werden?" 
Fünf Minuten Rechtsphilosophie

Von: Gustav Radbruch

 Erste Minute

Befehl ist Befehl, heißt es für den Soldaten. Gesetz ist Gesetz, sagt der Jurist. Während aber

für den Soldaten Pflicht und Recht zum Gehorsam aufhören, wenn er weiß, daß der Befehl ein Verbrechen oder ein Vergehen bezweckt, seit vor etwa 100 Jahren die letzten Naturrechtler*unter den Juristen ausgestorben sind, keine solchen Ausnahmen von der Geltung des Gesetzes und vom Gehorsam der Untertanen des Gesetzes. Das Gesetz gilt, weil es Gesetz ist, und es ist Gesetz, wenn es in der Regel der Fälle die Macht hat, sich durchzusetzen.

Diese Auffassung vom Gesetz und seiner Geltung (wir nennen sie die positivistische Lehre)

hat den Juristen wie das Volk wehrlos gemacht gegen noch so willkürliche, noch so grausame, noch so verbrecherische Gesetze. Sie setzt letzten Endes das Recht der Macht gleich: nur wo die Macht ist, ist das Recht.

Zweite Minute

Man hat diesen Satz durch einen anderen Satz ergänzen oder ersetzen wollen: Recht ist, was

dem Volke nützt.

Das heißt: Willkür, Vertragsbruch, Gesetzwidrigkeit sind, sofern sie nur dem Volke nützen,

Recht. Das heißt praktisch: was den Inhaber der Staatsgewalt gemeinnützig dünkt, jeder

Einfall und jede Laune des Despoten, Strafe ohne Gesetz und Urteil, gesetzloser Mord an

Kranken sind Recht. Das kann heißen: der Eigennutz der Herrschenden wird als Gemeinnutz

angesehen. Und so hat die Gleichstellung von Recht und vermeintlichem oder angeblichem

Volksnutzen einen Rechtsstaat in einen Unrechtsstaat verwandelt.

Nein, es hat nicht zu heißen: alles, was dem Volke nützt, ist Recht, vielmehr umgekehrt: nur

was Recht ist, nützt dem Volke.

Dritte Minute

Recht ist Wille zur Gerechtigkeit. Gerechtigkeit aber heißt: Ohne Ansehen der Person richten, an gleichem Maße alles messen.

Wenn die Ermordung politischer Gegner geehrt, der Mord an Andersrassigen geboten, die

gleiche Tat gegen die eigenen Gesinnungsgenossen aber mit den grausamsten, entehrensten

Strafen geahndet wird, so ist das weder Gerechtigkeit, noch Recht.

Wenn Gesetze den Willen der Gerechtigkeit bewußt verleugnen, zum Beispiel

Menschenrechte Menschen nach Willkür gewähren und versagen, dann fehlt diesen Gesetzen die Geltung, dann schuldet das Volk ihnen keinen Gehorsam, dann müssen auch die Juristen den Mut finden, ihnen den Rechtscharakter abzusprechen.
Vierte Minute

Gewiß, neben der Gerechtigkeit ist auch der Gemeinnutz ein Ziel des Rechts. Gewiß, auch das Gesetz als solches, sogar das schlechte Gesetz, hat noch immer einen Wert - den Wert, das Recht Zweiflern gegenüber sicher zu stellen. Gewiß, menschliche Unvollkommenheit laßt im Gesetz nicht immer alle drei Werte des Rechts: Gemeinnutz, Rechtssicherheit und

Gerechtigkeit, sich harmonisch vereinigen, und es bleibt dann nur übrig, abzuwägen, ob dem

schlechten, dem schädlichen oder ungerechten Gesetze um der Rechtssicherheit willen

dennoch Geltung zuzusprechen, oder um seiner Ungerechtigkeit und Gemeinschädlichkeit

willen die Geltung zu versagen sei. Das aber muß sich dem Bewußtsein des Volkes und der

Juristen tief einprägen: Es kann Gesetze mit einem solchen Maß von Ungerechtigkeit und

Gemeinschädlichkeit geben, daß ihnen die Geltung, ja der Rechtscharakter abgesprochen

werden muß.

Fünfte Minute

Es gibt also Rechtsgrundsätze, die stärker sind als jede rechtliche Satzung, so daß ein Gesetz,

das ihnen widerspricht, der Geltung bar ist. Man nennt diese Grundsätze das Naturrecht oder das Vernunftrecht. Gewiß sind sie im einzelnen von manchem Zweifel umgeben, aber die Arbeit der Jahrhunderte hat doch einen festen Bestand herausgearbeitet, und in den

sogenannten Erklärungen der Menschen- und Bürgerrechte mit so weit reichender

Übereinstimmung gesammelt, daß in Hinsicht auf manche von ihnen nur noch gewollte

Skepsis den Zweifel aufrechterhalten kann.

In der Sprache des Glaubens aber sind die gleichen Gedanken in zwei Bibelworten

niedergelegt. Es steht einerseits geschrieben: Ihr sollt gehorsam sein der Obrigkeit, die Gewalt über Euch hat. Geschrieben steht aber andererseits: Ihr sollt Gott mehr gehorchen als den Menschen - und das ist nicht etwa nur ein frommer Wunsch, sondern ein geltender Rechtssatz.

Die Spannung aber zwischen diesen beiden Worten kann man nicht durch ein drittes lösen,

etwa durch den Spruch: Gebet dem Kaiser was des Kaisers und Gott was Gottes ist - denn

auch dieses Wort läßt die Grenzen im Zweifel. Vielmehr: es überläßt die Lösung der Stimme

Gottes, welche nur angesichts des besonderen Falles im Gewissen des einzelnen zu ihm

spricht.

*Unter Naturrecht ist das Recht zu verstehen, das sich aus der menschlichen Natur ableitet

und das aus der menschlichen Vernunft erkennbar ist. Es ist daher für alle Zeiten gültig.
 ( Rhein-Neckar-Zeitung (Heidelberg) vom 12. September 1945)
Hans Kelsen: Geltung von Normen
(H. Kelsen: Reine Rechtslehre. Studienausgabe. Tübingen: Mohr 2008. S. 21 f)
Wenn von einer »Geltung« der Norm gesprochen wird, so soll damit zunächst nichts anderes ausgedrückt werden als die spezifische Existenz der Norm, die besondere Art, in der sie gegeben ist; zum Unterschied von dem Sein der natürlichen Wirklichkeit, das in Raum und Zeit verläuft. Die Norm als solche, nicht zu verwechseln mit dem Akt, in dem sie gesetzt wird, steht - da sie keine natürliche Tatsache ist - nicht in Raum und Zeit. Aber da der mögliche Inhalt der Norm derselbe ist wie der mögliche Inhalt des tatsächlichen Geschehens, da sich die Norm mit ihrem Inhalt auf dieses tatsächliche Geschehen, vor allem: auf menschliches Verhalten bezieht, muß der Raum ebenso wie die Zeit, in dem das durch die Norm bestimmte menschliche Verhalten vor sich geht, im Sinne der Norm vor sich gehen soll, im Inhalt der Norm mit bestimmt sein. Die Geltung der menschliches Verhalten regelnden Normen im allgemeinen und somit insbesondere der Rechtsnormen ist eine raum-zeitliche Geltung, insofern diese Normen raum- zeitliche Vorgänge zum Inhalt haben. Daß die Norm gilt, bedeutet stets, daß sie für irgendeinen Raum und für irgendeine Zeit gilt; das heißt, daß sie sich auf Vorgänge bezieht, die sich nur irgendwo und irgendwann abspielen können.

Die Beziehung der Norm zu Raum und Zeit ist der räumliche und zeitliche Geltungsbereich der Norm. Dieser Geltungsbereich kann begrenzt, er kann aber auch unbegrenzt sein. Die Norm kann nur für einen bestimmten, das heißt von ihr oder einer anderen Norm bestimmten Raum und eine bestimmte Zeit gelten, nämlich nur Vorgänge innerhalb eines bestimmten Raumes und innerhalb einer bestimmten Zeit regeln. Sie kann aber auch - ihrem Sinne nach - überall und immer gelten, das heißt, sich auf Vorgänge beziehen, wo immer und wann immer sie sich ereignen können. Das ist ihr Sinn, wenn sie keine besondere Raum- und Zeitbestimmung enthält. Sie gilt dann nicht etwa raum- und zeitlos, sondern nur: nicht für einen bestimmten Raum und nicht für eine bestimmte Zeit; ihr räumlicher und zeitlicher Geltungsbereich sind unbegrenzt. [...]

Indem man das Recht als Norm bestimmt und die Rechtswissenschaft (die eine von der Funktion der rechtsetzenden und rechtsanwendenden Organe verschiedene Funktion ist) auf die Erkenntnis von Normen beschränkt, grenzt man das Recht gegen die Natur und die Rechtswissenschaft als Normwissenschaft gegen alle anderen Wissenschaften ab, die auf die kausal-gesetzliche Erklärung natürlicher Vorgänge abzielen.  

Hans Kelsen: Recht und Moral                                                                                            (H. Kelsen: Reine Rechtslehre. Studienausgabe. Tübingen: Mohr 2008. S. 21 f)

Vom Standpunkt rationaler Erkenntnis aus gesehen, gibt es nur Interessen und damit Interessenkonflikte, deren Lösung durch eine Interessenordnung erfolgt, die entweder das eine Interesse gegen das andere, auf Kosten des anderen befriedigt oder aber einen Ausgleich, ein Kompromiß zwischen den gegensätzlichen Interessen stiftet. Daß nur die eine oder die andere Ordnung absoluten Wert habe, das heißt aber »gerecht« sei, ist im Wege rationaler Erkenntnis nicht begründbar. Gäbe es eine Gerechtigkeit in dem Sinne, in dem man sich auf ihre Existenz zu berufen pflegt, wenn man gewisse Interessen gegen andere durchsetzen will, dann wäre das positive Recht völlig überflüssig und seine Existenz ganz unbegreiflich. Angesichts des Vorhandenseins einer absolut guten, sich schon aus der Natur, der Vernunft oder dem göttlichen Willen ergebenden gesellschaftlichen Ordnung wäre die Tätigkeit des staatlichen Gesetzgebers der törichte Versuch einer künstlichen Beleuchtung bei hellstem Sonnenlicht. Der übliche Einwand aber: es gäbe zwar eine Gerechtigkeit, sie lasse sich nur nicht - oder was dasselbe ist, nicht eindeutig - bestimmen, ist ein Widerspruch in sich selbst; und in diesem seinem Widerspruch die typisch ideologische Verhüllung des wahren, allzu schmerzlichen Sachverhaltes. Gerechtigkeit ist ein irrationales Ideal. So unentbehrlich es für das Wollen und Handeln des Menschen sein mag, dem Erkennen ist es nicht zugänglich. Diesem ist nur positives Recht gegeben oder richtiger: aufgegeben. Je weniger man bemüht ist, dieses von jener deutlich zu scheiden, je nachgiebiger man gegen das von der rechtsetzenden Macht ausgehende Bestreben ist, das Recht irgendwie auch als gerecht gelten zu lassen, desto mehr leistet man jener ideologischen Tendenz Vorschub, die die klassisch- konservative Naturrechtslehre kennzeichnet: Dieser kam es nicht so sehr auf eine Erkenntnis des geltenden Rechts als vielmehr auf eine Rechtfertigung desselben an, auf eine Verklärung, erzielt durch den Nachweis, dass das positive Recht nur der Ausfluss einer natürlichen, göttlichen oder vernünftigen, d. h. aber absolut richtigen, gerechten Ordnung sei. [...]  Die Reine Rechtslehre [...]  will das Recht darstellen, so wie es ist, ohne es als gerecht zu legitimieren oder als ungerecht zu disqualifizieren; sie fragt nach dem wirklichen und möglichen, nicht nach dem richtigen Recht. Sie ist in diesem Sinn eine radikal realistische Rechtstheorie. Sie lehnt es ab, das positive Recht zu bewerten. Sie betrachtet sich als Wissenschaft zu nichts anderem verpflichtet, als das positive Recht seinem Wesen nach zu begreifen und durch eine Analyse seiner Struktur zu verstehen. Sie lehnt es insbesondere ab, irgendwelchen politischen Interessen dadurch zu dienen, daß sie ihnen die Ideologien liefert, mittels deren die bestehende gesellschaftliche Ordnung legitimiert oder disqualifiziert wird. Dadurch tritt sie zu der traditionellen Rechtswissenschaft in schärfsten Gegensatz, die [...] einen ideologischen Charakter hat. Gerade durch ihre antiideologische Tendenz erweist sich die Reine Rechtslehre als wahre Rechtswissenschaft. Denn Wissenschaft hat als Erkenntnis das immanente Streben, ihren Gegenstand zu enthüllen - Ideologie aber verhüllt die Wirklichkeit, indem sie sie, in der Absicht, sie zu konservieren, zu verteidigen, verklärt, oder in der Absicht, sie anzugreifen, zu zerstören und durch eine andere zu ersetzen, entstellt. Alle Ideologie hat ihre Wurzel im Wollen, nicht im Erkennen, entspringt gewissen Interessen, richtiger: anderen Interessen als dem Interesse an der Wahrheit; wobei natürlich nichts über den Wert oder die Würde dieser anderen Interessen ausgesagt werden soll. Immer wieder wird das Erkennen die Schleier zerreißen, die das Wollen um die Dinge legt. [...] Eine Wissenschaft vom Recht kann sich jedoch (nicht um solche Machtinteressen) kümmern. Eine solche Wissenschaft vom Recht will die Reine Rechtslehre sein.
Martin Kriele: Das Erstarken des Naturrechts nach 1945                                                    (M. Kriele: Grundprobleme der Rechtsphilosophie. Münster 2004². S. 6f)

Die nationalsozialistische Katastrophe hat ein Tor aufgestoßen, durch das der Naturrechtsgedanke plötzlich ins Blickfeld kam und wieder ernst genommen wurde: Es geht darum, politische Bedingungen herzustellen und zu bewahren, unter denen ein friedliches Zusammenleben in gegenseitigem Respekt und Achtung vor der Menschenwürde möglich ist.  Die Verfechter von Rechtspositivismus und Relativismus zeigten zunächst eine gewisse Verunsicherung: Sollte es wirklich eine "Rechtspflicht" gegeben haben, an Diskriminierungen und schließlich sogar an staatlich organisierten Massenmorden teilzunehmen, bloß weil "Anordnungen des Führers" im Staatsrecht des Dritten Reiches als verbindliche Rechtsquelle galten, die die entgegenstehenden Bestimmungen des Strafgesetzbuches überlagerten? Einige Rechtspositivisten wichen zurück: in solchen Extremsituationen bestehe ein solche Rechtspflicht ausnahmsweise nicht. (etwa G. Radbruch) Andere blieben konsequent: Es bestehe zwar die "Rechtspflicht" zum Gehorsam, ihr stehe jedoch eine "Moralpflicht" zu Ungehorsam und Widerstand gegenüber. Die Frage, ob und warum man Rechtsgehorsam leisten solle, sei jedenfalls keine juristische Frage, sie gehöre in die Moralphilosophie und sei individuell und persönlich zu entscheiden. Damit verstrickten sich die Rechtspositivisten in eine Reihe von Problemen: Wenn die Naziverbrecher nur Rechtspflichten erfüllt haben, sind sie dann in Strafverfahren nicht eigentlich freizusprechen, sind die Ermittlungen gegen sie einzustellen? Widerstandskämpfer hingegen haben gegen damals geltende Rechtspflichten verstoßen, sind sie also deshalb zu verfolgen und ist ihnen eine Entschädigung zu versagen? Darauf fanden die Rechtspositivisten keine schlüssige Antwort.  Das Problem tauchte nach der deutschen Vereinigung erneut auf: Wie ist z. B. mit den Todesschützen an der Mauer und ihren Befehlsgebern umzugehen - wenn doch Ausreiseverbot und Schießbefehl in der DDR positiv geltendes Recht waren? Die konsequenten Rechtspositivisten flüchteten sich in das Argument: Die Staatsverbrechen der DDR seien "nicht so schlimm" gewesen wie die des Dritten Reiches: ein Verlegenheitsargument, das der prinzipiellen Frage, ob es einen "Unrechtsstaat" geben könne, auswich.Für den konsequenten Rechtspositivismus kann es so etwas nicht geben. Ein Staat möge nach unseren moralischen Vorstellungen ein ungerechter Staat sein, aber darauf komme es nicht an: Jeder Staat sei ein Rechtsstaat, möge er selbst Auschwitz angerichtet haben. Das jedenfalls soll nach dem Rechtspositivismus die Perspektive des Juristen ausmachen. Denn die Alternative sei die Rechtsunsicherheit, die durch die Pluralität und Relativität der Naturrechtslehren ausgelöst würde. Aber selbst dieses Hauptargument des Rechtspositivismus hat seine Überzeugungskraft verloren, als der "Rechtspflicht" zum Gehorsam eine "Moralpflicht" zu Ungehorsam und Widerstand gegenübergestellt wurde. Wann besteht diese Moralpflicht und warum? Bleibt sie der moralischen Subjektivität des einzelnen anheimgegeben? Dann wäre die Rechtssicherheit noch viel gründlicher in Frage gestellt als durch die Naturrechtslehren - Solche Absurditäten machen anschaulich, daß sich die Trennung von Recht und Gerechtigkeit nicht konsequent durchhalten läßt. Diese Einsicht löste in den Jahren nach dem 2. Weltkrieg eine naturrechtliche Gegenströmung aus, die sich in den neuen deutschen Landesverfassungen und im Grundgesetz niederschlug.

Martin Kriele: Recht und Gerechtigkeit                                                                                  (M. Kriele: Grundprobleme der Rechtsphilosophie. Münster 2004². S. 39f)

Wir kommen also zu dem Ergebnis: Die Forderung der positivistischen und relativistischen Rechtstheorie, die Gerechtigkeit aus dem juristischen Denken zu verbannen, verlangt etwas Sinnwidriges: Sie macht uns nicht nur die gerechte Lösung eines Falles unmöglich, sondern die methodengerechte Lösung überhaupt. Es gibt nicht nur verbindliche Rechtsquellen und unverbindliche Indizien der Richtigkeit der Entscheidung, sondern auch die Umkehr der Begründungspflicht durch die Präjudizienvermutung. Wir können Recht und Gerechtigkeit nicht strikt trennen, sondern die Interpretation des Rechts nur bewerkstelligen und nachvollziehen, wenn wir die ethische Fundierung des positiven Rechts in Betracht ziehen. Wir können nicht voluntaristisch das Recht aus dem Willen des Gesetzgebers, es aber auch nicht rationalistisch aus der Rechtsvernunft, der Gerechtigkeit oder dem Naturrecht ableiten, sondern wir müssen das Recht gleichzeitig sowohl positivistisch verstehen, als eine Summe verbindlicher Entscheidungen über Normen, als auch vernünftig, insofern die Entscheidungen aus ihren ethischen Begründungszusammenhängen heraus  verstanden und interpretiert werden müssen. Wir können weder sagen, das Recht werde bloß "gefunden", noch es werde bloß "gesetzt"; denn Entscheidungen sind rational sowohl begründbar als auch kritisierbar, aber dennoch Dezisionen, die Verbindlichkeit herstellen, auch wenn die Streitfragen nicht ausdiskutiert sind: Das Gefundene bedarf der Setzung. Wir stehen deshalb auch nicht vor der Alternative: Entweder strikte Rechtsanwendung oder voluntaristisches Freirecht als Einbruchstelle politischer Ideologien. Vielmehr müssen wir die Rechtsanwendung als Präzisierung und Ergänzung der gesetzlichen Normen verstehen. Wir finden deshalb Verantwortung, Vernunft und Gerechtigkeit der richterlichen Entscheidung nicht allein beim Gesetzgeber, sondern auch beim Richter: dessen Ethos kann sich nicht in Gesetzestreue und methodischer Sorgfalt erschöpfen, weil die juristische Interpretation nicht in der technisch erlernbaren Handhabung verstandesmäßiger methodischer Operationen aufgeht. Vielmehr steht auch der Jurist in der Entscheidungsverantwortung und kann seine Aufgabe nur wahrnehmen, wenn und insofern er die Verantwortung für die präjudizielle Wirkung seiner Entscheidung auf sich nimmt.

Martin Kriele: Begründung des Naturrechts

(M. Kriele: Grundprobleme der Rechtsphilosophie. Münster 2004². S. 165ff)

Aus der Tatsache, daß es verschiedene Rechtsordnungen und verschiedene Meinungen über das Gerechte gibt, läßt sich nicht die Folgerung ableiten, es könne kein Naturrecht geben, denn diese Tatsache ist ja die Voraussetzung des Naturrechtsdenkens. Der Relativismus fand seine einleuchtende Begründung vielmehr in den Forderungen nach Toleranz und gegenseitigem Respekt, nach Freiheit des weltanschaulichen und politischen Denkens und nach Neutralität des Staates. Das aber sind typisch naturrechtliche Forderungen.

Der Relativismus bezog seine Plausibilität aus der Evidenz dieser naturrechtlichen Forderungen. Er gründete sich also auf Naturrecht, während er es gleichzeitig verwarf. Dieser Selbstwiderspruch wurde aber nicht bewußt oder jedenfalls nicht Gegenstand der philosophischen Reflexion. Als man noch hinzufügte, daß selbst noch die naturrechtlichen Forderungen, auf die sich der Relativismus stützt, bloß "relativ" seien, hob sich der Relativismus selber auf. Unsere rechtsphilosophischen Relativisten pflegen darauf hinzuweisen, daß der Naturrechtsbegriff häufig mit höchst empörenden Inhalten aufgefüllt worden ist. Das ist richtig, aber warum empfinden sie diese Inhalte als empörend? Warum verletzen sie ihr Rechtsgefühl so tief? Weil sie im Grunde wissen, was jedenfalls Unrecht ist, d.h. welche rechtlichen Forderungen sich aus der Natur des Menschen ableiten. Es kommt dann nur darauf an, sich dieses Wissen bewußt zu machen und es in die Reflexion aufzunehmen. Philosophisch macht es keinen Sinn, einen neutralen Meta-Standpunkt jenseits von Recht und Unrecht, von richtig und falsch, von eigener und fremder Überzeugung einzunehmen und zu folgern: alle Rechtsvorstellungen seien subjektiv und insofern relativ. Der Maßstab des Naturrechts ist - zumindest im heutigen menschenrechtlichen Sinn - die "Natur des Menschen". [...] Die Natur des Menschen ist allerdings komplexer als die jeder Tierart und läßt sich nur idealtypisch erfassen. Denn der Mensch weist sehr viel mehr Individualität auf als das Tier. Folglich gehört zu seiner Natur eine sehr viel größere Variationsbreite als für jede Tierart. Für die Rechte und Freiheiten kommt es aber auf die Verschiedenheiten gerade nicht an, also nicht auf "Rasse, Farbe, Geschlecht, Sprache, Religion, politische oder sonstige Überzeugung, nationale oder soziale Herkunft, Eigentum, Geburt oder sonstige Umstände" (Art. 2 Abs. I der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte). Es kommt vielmehr auf die dem Menschen gemeinsamen Merkmale an. Dazu gehören Grundbedürfnisse des Menschen, die über die des Tieres hinausgehen; sie umfassen außer Nahrung und Gesundheit auch Kleidung, Wohnung, Arbeit, Bildung, die der Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte zum Gegenstand hat. Dazu gehören aber auch geistige und ethische Grundstrukturen. Der Mensch besitzt, wie die Menschenrechtserklärungen es ausdrücken, "eine ihm innewohnenden Würde"; er ist "mit Vernunft und Gewissen begabt" und hat deshalb ethische Pflichten: die Menschen "sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen". "Würde und Wert der Persönlichkeit" begründen "unveräußerliche Rechte". Das war es, was die antiken Begründer des Naturrechtsgedankens ansatzweise sagen wollten, wenn sie das Naturrecht in der "Natur des Menschen" begründet sahen, die mit der Vernunft zu begreifen sei. Immer dann, wenn man im Laufe der Geschichte die Natur des Menschen unberücksichtigt lassen wollte, stellte man sich ebenso unwissend, wie es die Tierhalter zu tun pflegen, denen die artgerechte Tierhaltung zu aufwendig ist. Man konnte sich zudem noch des Arguments bedienen: da die Natur des Menschen so viel komplexer ist als die jeder Tierart, könne man noch viel weniger wissen, worin sie bestehen soll. Eigentümlicher weise stellte sich diese intellektuelle Schwierigkeit nicht ein, wenn es darum ging, immer neue, grausamere Strafen zu erfinden. Man nahm dem Delinquenten das Leben, die körperliche Unversehrtheit, die Freiheit, die Gleichberechtigung, die Ehre und Würde, das Eigentum, die Familie, den Beruf, die zureichende Nahrung und Kleidung, die geistige und kulturelle Betätigungsmöglichkeit, bei Zwangsarbeit den angemessenen Lohn und so fort. Man wußte also sehr wohl, was Schmerzen bereitet, was Leiden zufügt, was Angst und Entsetzen einflößt, kurz: was der Natur des Menschen entgegensteht. Man wußte also, worauf sich das natürliche Begehren richtet und was der Mensch zu vermeiden bestrebt ist. Dem Strafgesetzgeber ist der ganze Katalog der personalen Menschenrechte seit altersher bekannt, wenn auch nur in der Umkehrung des Abschreckungs- und Vergeltungsgedankens. Man braucht diesen Katalog nur aus seiner Negativität in die Positivität zu wenden: Dann liegt der Katalog der natürlichen Menschenrechte ausgebreitet vor uns.

Norbert Hoerster: Interessenfundierte Normbegründung

(N. Hoerster: Rechtsethik. In: Kolleg praktische Philosophie. Bd. 4.S. 28-51. Stuttgart 2008.. S. 41f.)
Im vorliegenden Abschnitt möchte ich zu zeigen versuchen, dass eine intersubjektive Begründung gewisser Rechtsnormen tatsächlich möglich ist, und zwar auf der Basis ganz bestimmter Interessen, die menschliche Individuen regelmäßig haben. Die Interessen, die ich meine, sind entweder identisch mit oder beruhen auf Wünschen oder Bedürfnissen, die praktisch jedes menschliche Individuum besitzt. Das wichtigste dieser Interessen ist sicherlich das Überlebensinteresse und damit das Interesse, nicht getötet zu werden. Selbst dann, wenn den meisten von uns dieses Interesse die meiste Zeit über nicht ausdrücklich bewusst ist, so ist es doch implizit enthalten in den zahlreichen Wünschen und Absichten, die jeder von uns für die nahe oder weniger nahe Zukunft hat: Wenn A heute Abend ins Kino gehen will oder wenn A in zwei Monaten nach Mallorca reisen will, so hat er damit automatisch ein gewisses Überlebensinteresse; denn ohne zu überleben, könnte er seine jeweiligen Absichten nicht realisieren. [...]  Ein Mensch wie A hat also ein Interesse daran, nicht getötet zu werden. Diesem Interesse aber dient zweifellos ein vom Staat in Geltung gesetztes, individuelles Recht jedes Menschen auf Leben und damit ein allgemeines rechtliches Tötungsverbot. Dieses Tötungsverbot hat zwar für A auch Nachteile (A darf auch seinerseits nicht töten); doch die Vorteile für A (seine erheblich größere Lebenssicherheit) überwiegen eindeutig. Vielleicht würde A es vorziehen, wenn der Staat das Recht auf Leben ausschließlich ihm und seinen Angehörigen einräumen würde. Doch für die Einführung einer solchen Regelung besteht keine Chance. Warum sollten A's Mitbürger unter Verzicht auf einen Teil ihrer Handlungsfreiheit A ein Recht zugestehen, das ihnen selbst vorenthalten bleibt?

Was jetzt noch fehlt, ist die Behauptung, dass meine Aussage über A auf jeden anderen Bürger ebenso zutrifft, dass also jeder Bürger ein entsprechendes Überlebensinteresse hat, das für ihn ganz ähnlich wie für A ins Gewicht fällt. Natürlich hat nicht jeder Bürger dieselben Pläne oder Absichten wie A. Aber jeder Bürger hat offenbar stets irgendwelche zukunftsbezogenen Absichten und Interessen - und genau damit auch ein gewichtiges Überlebensinteresse. Und dementsprechend hat auch jeder Bürger ein Interesse an einem in der staatlichen Rechtsordnung verankerten individuellen Recht auf Leben, das sein Überlebensinteresse schützt. Wenn dies aber zutrifft, dann ist damit  die vorhandene Geltung eines individuellen Rechtes auf Leben tatsächlich - auf einem subjektiven Fundament - intersubjektiv begründet. [...] Zwar ist es richtig, dass auch in meiner Konzeption gewisse Gegebenheiten der menschlichen Natur - elementare menschliche Bedürfnisse oder Interessen - eine wichtige Rolle spielen. Aus diesen Gegebenheiten allein aber lassen sich nach meiner Sichtweise noch keine verbindlichen Normen ableiten oder gewinnen. Diese Interessen geben vielmehr nur jedem Individuum, das sie hat, einen guten Grund dafür, sich für die Ingeltungsetzung bzw. Beibehaltung jener Normen, die der Realisierung dieser Interessen dienen, einzusetzen. Die Rechtnormen sind insofern keineswegs als solche von vornherein der Menschheit vorgegeben. Sie sind vielmehr, ähnlich wie eine Brücke, die Menschen gemeinsam bauen, um besser ans andere Flußufer zu gelangen, ein von Menschen gemeinsam entworfenes Kunstprodukt, das jedem einzelnen dazu dient, seine eigenen, naturgegebenen Interessen besser zu realisieren.
Norbert Hoerster: Verteidigung der Normbegründung aus Interessen

(N. Hoerster: Rechtsethik. In: Kolleg praktische Philosophie. Bd. 4.S. 28-51. Stuttgart 2008.. S. 47f.)
 [Ein] Szenario, das unter bestimmten historischen Bedingungen durchaus Realität besitzt, bringe, so meinen die Kritiker, den genannten Begründungsansatz definitiv zum Scheitern. Dieses Szenario sei nämlich immer dann gegeben, wenn in einer Gesellschaft eine Gruppe von Menschen de facto über die Macht verfügt, alle übrigen Gesellschaftsmitglieder zu entrechten und auszubeuten. Dies sei vor allem der Fall, wenn die Entrechteten eine Minderheit bilden.  Es könne aber - etwa in einer Diktatur - auch der Fall sein, dass die Mehrheit entrechtet wird.  Das Scheitern des interessenfundierten Begründungsansatzes wird unter den genannten, ja durchaus realen Bedingungen darin erblickt, dass dieser Ansatz den jeweiligen Ausbeutern kein Argument präsentieren könne, nach dem sie die Diskriminierung ihrer Mitbürger beenden sollten. Denn diese Diskriminierung liege ja ganz offensichtlich in ihrem Eigeninteresse und habe sich zudem in der Realität bewährt. Mit anderen Worten: Vom Interessenstandpunkt der jeweils Mächtigen aus gesehen, gäbe es überhaupt keinen Grund, prinzipiell allen Mitgliedern einer Gesellschaft die gleichen Rechte einzuräumen. Da dieses Ergebnis aber inakzeptabel sei, gäbe es zur Natur- rechtsbegründung  keine Alternative.
Diese Argumentation aber ist vordergründig. Bei näherer Betrachtung erweist sie sich unter verschiedenen Gesichtspunkten als fragwürdig.

(1) Eine objektivistisch-naturrechtliche Form der Normenbegründung wird nicht dadurch als richtig erwiesen, dass die subjektivistische Alternative nicht in jedem Fall zu den gewünschten Ergebnissen führt. Denn etwas wird nicht schon dadurch zum Gegenstand unserer Erkenntnis, dass wir es für unsere Lebenspraxis dringend benötigen. Auch die Existenz Gottes lässt sich nicht dadurch als wahr erweisen, dass man ohne Gott das Leben für sinnlos hält. Wenn es wirklich so wäre, dass ohne Gott das Leben sinnlos ist, und wenn es kein anderes Argument für den Gottesglauben gibt, dann wäre das Leben eben sinnlos.[...] 

(5) Trifft es aber wirklich zu, dass alle realen Formen rechtlicher Diskriminierung auch im Interesse - im rationalen, aufgeklärten Interesse - der diskriminierenden Machthaber liegen und insofern für sie begründet sind? Dies erscheint äußerst zweifelhaft. Lag etwa, um ein deutliches Beispiel zu nennen, die Diskriminierung, bis hin zur Vernichtung, der Juden im so verstandenen Interesse der Nationalsozialisten? Wenn man bedenkt, welches Ende die Verantwortlichen selbst und das von ihnen begründete »Tausendjährige Reich« schon nach wenigen Jahren nahmen, wird man dies kaum annehmen können. Hinzu kommt, dass die genannte Diskriminierung bekanntlich auf einer völlig irrationalen Rassenideologie beruhte, auf der Vorstellung nämlich von einem unvermeidlichen Kampf zwischen den »Rassen« der Juden und der Arier.

(6) Generell ist Folgendes zu bedenken. Ein rationales, aufgeklärtes Interesse setzt erstens voraus, dass dieses Interesse nicht auf ideologischen und damit unbegründbaren Voraussetzungen beruht (wie ein Krieg "im Auftrag Gottes"). Und es setzt voraus, dass die Folgen der Realisierung des Interesses insgesamt und langfristig gesehen, dem Interessenten erwünscht sind. Die letzte Bedingung ist aber nicht automatisch schon dann erfüllt, wenn eine Diskriminierung gelungen zu sein scheint. Denn auch dann muss man sich fragen, ob die Diskriminierenden nicht im Grunde besser dastünden, wenn sie auf Kooperation statt auf Unterdrückung setzten. Außerdem ist zu bedenken, dass ein Aufstand, ja Bürgerkrieg die Folge einer langandauernden Diskriminierung oder Unterdrückung sein kann - 

Carlo Schmitt:  Legalität und  Widerstandsrecht

Für den Begriff der Legalität ist geschichtlich und begrifflich zu beachten, dass er eine Angelegenheit und ein Problem des parlamentarischen Gesetzgebungsstaates und der ihm spezifischen Art Normativismus ist. Er übernimmt die vom fürstlichen Absolutismus geschaffene Situation, nämlich die Beseitigung jedes Widerstandsrechts und das „große Recht" auf unbedingten Gehorsam; aber er gibt ihm die Weihe der Legalität, die er durch seine generellen, vorher bestimmten Normierungen schafft. [...]. Der Regierungsstaat hat in der Person seines Chefs oder in der Würde des dirigierenden Kollegiums alle Qualitäten der Repräsentation. Der Gesetzgebungsstaat dagegen ist durch das ihn beherrschende Prinzip der generellen, vorherbestimmten Normierung und die ihm wesentliche Unterscheidung von Gesetz und Gesetzesanwendung, Legislative und Exekutive in eine ganz andere Sphäre versetzt und leidet allerdings an einer gewissen Abstraktheit. Solange der Glaube an die Rationalität und Idealität seines Normativismus lebendig ist, in Zeiten und bei Völkern, die noch einen (typisch cartesianischen) Glauben an die idées générales aufzubringen vermögen, erscheint er jedoch gerade deshalb als etwas Höheres und Idealeres. Solange kann er sich auch auf eine vieltausendjährige Unterscheidung berufen und ein uraltes Ethos für sich geltend machen, nämlich den 'nomos' gegen den bloßen 'Thesmós' die ratio gegen die bloße voluntas; die Intelligenz gegen den blinden, normlosen Willen; die Idee des normierten, berechenbaren Rechts gegen die von der wechselnden Lage abhängige bloße Zweckmäßigkeit von Maßnahme und Befehl; den vernunftgetragenen Rationalismus gegen Pragmatismus und Emotionalismus; Idealismus und richtiges Recht gegen Utilitarismus; Geltung und Sollen gegen den Zwang und die Not der Verhältnisse. [...] Dass die staatliche Macht legal ist, soll vor allem jedes Widerstandsrecht als Recht aufheben und verneinen. Aber das uralte Problem des Widerstandes gegen den Tyrannen", d. h. gegen Unrecht und Missbrauch der staatlichen Macht, bleibt bestehen.[...]

Die alte Lehre vom Widerstandsrecht unterschied zwei Arten von Tyrannen": denjenigen, der auf rechtmäßige Weise in den Besitz der Macht gelangt ist, sie dann aber schlecht und tyrannisch ausübt und missbraucht ‑ das ist der tyrannus ab exercitio; und ferner den tyrannus absque titulo, der ohne Rechtstitel zur Macht gelangt ist, gleichgültig, ob er sie gut oder schlecht ausübt.  Bei der inhaltlichen Neutralität oder gar bei gänzlicher Inhaltlosigkeit eines funktionalistischen Legalitätsbegriffes kann es die erste Art, nämlich illegalen Gebrauch der legalen Macht, überhaupt nicht mehr geben; "Tyrann ohne Rechtstitel" aber könnte die Mehrheit natürlich auch niemals sein, wenn Mehrheit zum einzigen Rechtstitel des legalen Machtbesitzes geworden ist. Nur wer staatliche oder staatsähnliche Gewalt ausübt, ohne die 51prozentige Mehrheit auf seiner Seite zu haben, ist illegal und ein Tyrann". Wer diese Mehrheit hat, würde nicht mehr Unrecht tun, sondern alles, was er tut, in Recht und Legalität verwandeln. Mit solchen Konsequenzen führt das Prinzip eines inhaltlos funktionalistischen Legalitätsbegriffes sich selbst ad absurdum.  Der Legalitätsanspruch macht jeden Widerstand und jede Gegenwehr zum Unrecht und zur Rechtswidrigkeit, zur „Illegalität". Kann die Mehrheit über Legalität und Illegalität nach Willkür verfügen, so kann sie vor allem ihren innerpolitischen Konkurrenten für illegal, d. h. hors‑la‑lois erklären und damit von der demokratischen Homogenität des Volkes ausschließen. Wer 51 v. H. beherrscht, würde die restlichen 49 v. H. auf legale Weise illegal machen können. Er dürfte auf legale Weise die Tür der Legalität, durch die er eingetreten ist, hinter sich schließen und den parteipolitischen Gegner, der dann vielleicht mit den Stiefeln gegen die verschlossene Tür tritt, als einen gemeinen Verbrecher behandeln. Angesichts dieser bedenklichen Möglichkeit versucht man heute meistens, durch Einführung von Erschwerungen und Qualifizierungen der Abstimmungsmehrheiten einen gewissen Schutz zu gewähren, für bestimmte Angelegenheiten Zweidrittel​ und ähnliche Mehrheiten zu verlangen und überhaupt unter dem irreführenden Stichwort des Minderheitenschutzes« einerseits Sicherungen gegen 51prozentige Mehrheiten zu geben, anderseits aber doch in dem leeren Funktionalismus einer bloß arithmetischen Mehrheits‑ und Minderheitsmathematik zu verbleiben. [...] 

So hängt alles an dem Prinzip der gleichen Chance innerpolitischer Machtgewinnung. [...] Das Prinzip der gleichen Chance ist von solcher Empfindlichkeit, dass schon der ernstliche Zweifel an der vollen loyalen Gesinnung aller Beteiligten die Anwendung des Prinzips unmöglich macht. Denn man kann die gleiche Chance selbstverständlich nur demjenigen offen halten, von dem man sicher ist, dass er sie einem selber offen halten würde; jede andere Handhabung eines derartigen Prinzips wäre nicht nur im praktischen Ergebnis Selbstmord, sondern auch ein Verstoß gegen das Prinzip selbst. Sobald die zur Legalität dieses Systems gebärende Voraussetzung einer beiderseitig gleich legalen Gesinnung entfällt, gibt es keinen Ausweg mehr. Die im legalen Besitz der staatlichen Machtmittel stehende Mehrheitspartei muss annehmen, dass die Gegenpartei, wenn sie ihrerseits in den Besitz der legalen Macht gelangt, die legale Macht dazu benutzen werde, um sich im Besitz der Macht zu verschanzen und die Tür hinter sich zu schließen, also auf legale Weise das Prinzip der Legalität zu beseitigen. Die den Besitz der Macht erstrebende Minderheit behauptet, dass die herrschende Mehrheit das gleiche längst getan habe; sie erklärt damit, explicite oder implicite, von sich aus die bestehende staatliche Macht für illegal, was keine legale Macht sich bieten lassen kann. So wirft im kritischen Moment jeder dem andern Illegalität vor oder spielt den Hüter der Legalität und der Verfassung. Das Ergebnis ist ein legalitäts‑ und verfassungsloser Zustand.
Detlef Horster:  Vernunftrecht und Naturrecht  

 (D. Horster: Einführung in die Rechtsphilosophie. München 2003. S. 22f.)
Die neuzeitlichen Naturforscher  zwingen die Natur durch Experimente zu Reaktionen. Dieselben Reaktionen sollen in allen vergleichbaren Situationen erfolgen. Nach Descartes' Einsicht von 1630 suchte man in den neuzeitlichen Naturwissenschaften nach Gesetzen, welche eine Wenn‑dann‑Beziehung festlegten: Immer, wenn A gemacht wird, geschieht B. Die Natur erwies sich demnach als manipulierbar, was auf der einen Seite das Vertrauen in sie verringerte. Die Vernunft hingegen sei nicht zu täuschen. Auf der anderen Seite fand man in der Natur allgemeine Gesetze, die auf sämtliche vergleichbaren Fälle anzuwenden waren. So allgemein sollte auch das Vernunftrecht beschaffen sein. In ihm sollte das Prinzip der Allgemeinheit und Gleichheit gelten, was als Gerechtigkeitsprinzip bezeichnet wurde.

Nun gilt es die zentrale Frage zu beantworten, was »vernünftig« bedeutet. Die Antwort finden wir erstmals bei Hobbes. Es müsse einen Grundsatz geben, auf den alles zurückgeführt werden kann; so wie in den Naturwissenschaften ein grundlegendes Gesetz die Basis, den Ausgangspunkt und die Erklärung für die vielfältigen Naturerscheinungen liefere. Man denke etwa an das Gravitationsgesetz, das maxwellsche Gesetz oder das lavoisiersche Gesetz von der Erhaltung des Stoffes, die allesamt diverse Erscheinungen auf einen einzigen Grundsatz zurückzuführen in der Lage sind. Im hobbesschen Vernunftrecht ist es ‑analog zu den grundlegenden Gesetzen in den Naturwissenschaften ‑ die grundlegende Idee der gleichberechtigt handelnden, freien Menschen, die von der Goldenen Regel abgeleitet ist. Bei Kant ist es die Idee der Autonomie des Willens, aber so, dass die Freiheit eines jeden mit der Freiheit eines jeden anderen übereinstimmen kann. Die wesentlichen zugrunde liegenden Gesetze im Vernunft‑ und Naturrecht sind die von Hugo Grotius ‑ von dem gleich ausführlicher zu sprechen sein wird ‑bestimmten grundlegenden Gesetze, dass man niemanden töten oder verletzen darf, Eigentum zu achten oder Verträge zu halten hat.

Naturrecht geht nun allmählich in Vernunftrecht über. –"Vernunftrecht ist [...] die bessere Bezeichnung für die Rechtsphilosophie des 17. und 18. Jh. zwischen Grotius und Kant." (Hofmann 2000, 147) Es ist nicht mehr ein natürliches Gesetz, auf dem alles Recht basiert, sondern ein vernünftiges. Das Naturrecht bildet dabei dennoch das Vorbild für das Vernunftrecht. Man kann das richtige Recht entweder aus Gottes Wort, aus der Natur oder aus dem vernünftigen Grundsatz deduzieren, so wie man natürliche Erscheinungen aus dem grundlegenden Naturgesetz deduzieren kann. Das ist die eine Funktion der natürlichen oder vernünftigen Rechtsgrundsätze. Die andere ist die, dass die Grundsätze Prüfinstanz für das positive Recht werden. In der gleichen Weise wird ein grundlegendes Gesetz in den Naturwissenschaften angesehen: Abläufe, die nicht genau dem Maßstab eines Gesetzes entsprechen, werden als Abweichungen deklariert.

Man kann das grundlegende Gesetz auch durch Induktion finden, so wie das Gesetz der Gravitation. Entsprechend kann man die Goldene Regel aus bereits vorliegenden und geltenden rechtlichen Vorschriften ableiten. Die Parallelitäten des Sowohl-als‑Auch in Natur‑ und Rechtswissenschaft sind vielfältig. Vorrangig scheint mir aber die Funktion des Natur‑ oder Vernunftrechts als höchste Prüfinstanz zu sein. Die Natur wird mithilfe des Experiments gefragt, ob die gefundenen Gesetze richtig sind. In der Terminologie von Kant heißt das, dass man die Natur nötigt, auf die Fragen der Menschen zu antworten.   

	Niklas Luhmann, Das Recht der Gesellschaft

(N. L. Das Recht der Gesellschaft. Frankfurt 1993, S. 577f.)

	Grundrechte wie Freiheit und Gleichheit sind nach wie vor anerkannt – zugleich aber mit dem Wissen, wie stark sie legal modifiziert werden können und wie wenig sie den tatsächlichen Verhältnissen entsprechen. Sie dienen (…) dem Erzeugen und Entfalten einer Systemparadoxie durch Einführung von Selbstreferenz ins System und gewinnen deshalb praktikable Bedeutung nur als positives Recht. Wo diese liberale Tradition überschritten wird – und das gilt heute dramatisch im Bereich der ‚Kollektivrechte’, insbesondere des Rechtes auf Unabhängigkeit und Selbstbestimmung von Nationen, Ethnien und Ethnien im Gebiet anderer Ethnien – gerät man auf ungeklärtes Terrain, wo wiederum Gewalt als der höchste Gerichtshof zu fungieren scheint.

	Ein Grund für diese höchst unbefriedigende Sachlage dürfte darin liegen, dass die Entwicklung zum Wohlfahrtsstaat nach dem Zweiten Weltkrieg die Formulierung der Menschenrechte mit in ihren Sog gezogen hat. Mehr und mehr versteht man unter Menschenrechten heute nicht nur Abwehrrechte, sondern Versorgungs-rechte, insbesondere für Fälle eklatanter Unterversorgung. Die Grundlage dafür bietet ein anthropologisches Konzept, das dem Menschen im Allgemeinen (also unabhängig von regionalen oder kulturellen Differenzen) einen Komplex von teils materiellen teils geistigen Bedürfnissen und Interessen zuschreibt bis hin zu einem Interesse an Persönlichkeitsentfaltung und Selbstverwirklichung. Daraufhin können krasse Diskrepanzen in Versorgungs- und Lebenschancen als „exemplarische Unrechtserfahrungen“ markiert und zum Ausgangspunkt genommen werden für die Frage nach Abgrenzungskriterien. Bei dieser Ausweitung besteht jedoch die Gefahr der Inflationierung und Ideologisierung der Diskussion und weiter das Problem, dass als Adressaten nicht mehr die Rechtsverletzer stricto sensu in Betracht kommen, sondern diejenigen, die helfen könnten. Das Problem der Menschenrechte verschmilzt mit einem immens erweiterten Desiderat für Sozialarbeit und Entwicklungshilfe. Die Differenz von Wirtschaft (Vorsorge) und Sozialhilfe (Nachsorge) lässt sich bei enormen regionalen Verschiedenheiten nicht mehr in klare, durchsetzbare Rechtsansprüche umsetzen. Die Inflationierung ruiniert den Wert des symbolischen Mediums, und die wirklich krassen, empörenden, aktiven Einbrüche in die Zone des unbedingt Schutzwürdigen – Stichwort Menschenwürde – fallen nicht mehr auf, wenn es ohnehin normal empfunden wird, dass Menschenrechte überall unberücksichtigt bleiben.




Horst Dreier:  Was ist Wahrheit?                                                                                                                  Pontius Pilatus, Hans Kelsen und die Frage nach Wertrelativismus und Demokratie                                                     


Wenn Christen am Karfreitag der Passion Christi gedenken, steht neben der Kreuzigungsszene besonders der vorangegangene "Prozess" vor dem römischen Statthalter Pontius Pilatus vor aller Augen. Es handelt sich hierbei zweifelsohne um eine Schlüsselszene der Weltgeschichte, auf deren Gipfelpunkt Pilatus die Frage der Fragen stellt: "Was ist Wahrheit?"
Oswald Spengler wollte in dieser Szene ein Gegenübertreten der Welt der Tatsachen und der Wahrheiten sehen, "in erschreckender Deutlichkeit und Wucht der Symbolik". Und Friedrich Dürrenmatt zeichnet in seiner kleinen Erzählung "Pilatus" das Bild eines immer grüblerischer werdenden Machthabers, der der Überlegenheit seines vermeintlichen Opfers schmerzhaft gewahr wird.
Weniger bekannt ist, dass auch in Texten von Rechtsphilosophen und Staatsrechtlern das Gespräch zwischen dem römischen Beamten und dem Gottessohn, wie es in besonders dramatischer Weise das 18. Kapitel des Johannesevangeliums schildert, zum Thema und wesentlichen Reflexionspunkt wird. Gustav Radbruch charakterisiert Pilatus in seinen erstmals 1914 veröffentlichten Grundzügen der Rechtsphilosophie als typischen Vertreter eines "resignierten Skeptizismus", um ihm als positives Gegenbild Lessings Nathan gegenüberzustellen, dem das "Schweigen der theoretischen gerade der stärkste Appell an die praktische Vernunft" sei. Carl Schmitt hingegen deutet die Szene in antiparlamentarischer Stoßrichtung und spottet, der zu klaren Dezisionen unfähige Liberalismus hätte auf die Frage "Christus oder Barabbas?" vermutlich mit einem Vertagungsantrag geantwortet.
Die wohl prominenteste staatstheoretische Bezugnahme erfährt das Karfreitagsgeschehen aber in einer der wichtigsten Demokratiebegründungsschriften des 20. Jahrhunderts, nämlich in Hans Kelsens Abhandlung "Vom Wesen und Wert der Demokratie" aus der Zeit der Weimarer Republik. Wie kam der österreichische Jurist jüdischer Herkunft darauf, seine Abhandlung ausgerechnet mit einem ausführlichen Rekurs auf Joh 18 abzuschließen und mit den Worten "der Sohn Gottes" ausklingen zu lassen? Die Antwort gibt er selbst. In seiner Sichtweise gerät die Szene "zu einem tragischen Symbol des Relativismus und der - Demokratie". Dazu muss man wissen, dass Kelsen seine Demokratietheorie mit großer Entschiedenheit auf die Idee der Freiheit des Individuums gründet, die freilich unter den Bedingungen eines Großflächenstaates und einer pluralistischen Gesellschaftsstruktur entscheidenden, ja radikalen Metamorphosen ausgesetzt ist. So erzwingt, um nur die beiden wichtigsten Aspekte zu nennen, die Organisationsbedürftigkeit demokratischer Willensbildung im politischen Gemeinwesen die Herrschaft durch Repräsentanten, vornehmlich durch ein in regelmäßigen Abständen neu gewähltes Parlament. Das hindert zwar nicht, auch Formen der direkten Demokratie und somit Volksgesetzgebung zuzulassen. Im einen wie im anderen Fall ist aber klar, dass - dies die zweite wesentliche Metamorphose - nicht Einstimmigkeit verlangt werden kann, sondern der Wille der Mehrheit entscheidet.
Freilich stellt das Majoritätsprinzip zumindest sicher, dass sich nur eine Minderheit der "Qual der Heteronomie" ausgesetzt sieht, während die Mehrzahl der Menschen in Einklang mit ihrem eigenen Willen leben kann. Irgendwelche inhaltlichen Vorgaben kennt oder nennt Kelsen jenseits dieser Autonomie der größeren Zahl nicht. Und das ist wegen seines dezidierten Wertrelativismus kaum verwunderlich. Warum aber soll nun insofern die Pilatus-Szene einschlägig sein? Hören wir dazu Kelsen selbst:

"Es ist zur Zeit des Osterfestes, als man Jesus unter der Anklage, dass er sich für den Sohn Gottes und den König der Juden ausgebe, vor Pilatus, den römischen Statthalter führt. Und Pilatus fragt ihn, der in des Römers Augen nur ein armer Narr sein kann, ironisch: Also du bist der König der Juden? Und Jesus antwortet im tiefsten Ernste und ganz erfüllt von der Glut seiner göttlichen Sendung: Du sagst es. Ich bin ein König, und bin dazu geboren und dazu in die Welt gekommen, dass ich der Wahrheit Zeugnis gebe. Jeder, der aus der Wahrheit ist, höret meine Stimme. Da sagt Pilatus, dieser Mensch einer alten, müde und darum skeptisch gewordenen Kultur: Was ist Wahrheit? - Und weil er nicht weiß, was Wahrheit ist und weil er - als Römer - gewohnt ist, demokratisch zu denken, appelliert er an das Volk und veranstaltet - eine Abstimmung. - Er ging hinaus zu den Juden, erzählt das Evangelium, und sprach zu ihnen: Ich finde keine Schuld an ihm. Es ist aber bei euch Herkommen, dass ich euch am Osterfeste einen freigebe. Wollt ihr nun, dass ich euch den König der Juden freigebe? - Die Volksabstimmung fällt gegen Jesus aus. - Da schrien wiederum alle und sagten: Nicht diesen, sondern Barabbas ...
Vielleicht wird man, werden die Gläubigen, die politisch Gläubigen einwenden, dass gerade dieses Beispiel eher gegen als für die Demokratie spreche. Und diesen Einwand muss man gelten lassen; freilich nur unter einer Bedingung: Wenn die Gläubigen ihrer politischen Wahrheit, die, wenn nötig, auch mit blutiger Gewalt durchgesetzt werden muss, so gewiss sind wie - der Sohn Gottes."

Soweit also Kelsen. Sein Rekurs auf den Prozess Jesu im Zeichen einer wertrelativistischen Deutung hat entschiedenen Widerspruch hervorgerufen. Besonders heftig fiel die Kritik durch den seinerzeitigen Kardinal Ratzinger aus. Bei Kelsen werde sichtbar, dass der Relativismus seinen eigenen Dogmatismus in sich trage; wenn die Mehrheit immer recht habe, so müsse das Recht mit Füßen getreten werden; für Kelsen gebe es keine andere Wahrheit als die der Mehrheit. Zusätzlich wirft der heutige Papst Benedikt XVI. Kelsen vor, dieser behaupte, die relativistische Gewissheit müsse man notfalls auch mit Blut und Tränen auferlegen; man müsse ihrer so sicher sein, wie Jesus seiner Wahrheit sicher war.
Der letztgenannte Punkt ist gewiss ein Missverständnis. Denn genau das, diese Sicherheit, will Kelsen ja gerade nicht für die demokratische Mehrheitsentscheidung reklamieren. Vielmehr argumentiert er doch ersichtlich so, dass derjenige, der unter Berufung auf Jesu Verurteilung aufgrund einer - wenn man das überhaupt so nennen kann - Volksabstimmung die Demokratie ablehnt, sich seiner politischen Sache so sicher sein müsse wie der Gläubige sich seiner religiösen Überzeugung. Kelsen will doch offensichtlich fragen: Können wir eigentlich bei politischen Entscheidungen, die in einer Demokratie eben nicht von weisen Herrschern, allwissenden Führern oder sonstigen absoluten Institutionen gefällt werden, sondern vom Volk und seinen Repräsentanten - können wir uns da als politisch Handelnde unserer Sache eigentlich jemals so sicher sein wie bei unseren persönlichen Glaubensüberzeugungen?
Aber auch der erstgenannte Punkt, die angebliche Identifikation der Mehrheit mit der Wahrheit, verfehlt Kelsens Position. Keinesfalls spricht dieser dem demokratischen Mehrheitsentscheid höhere Weisheit oder gar den Status letzter Wahrheit zu. Ganz im Gegenteil hat Kelsen in seiner Demokratieschrift geradezu spöttisch vermerkt, das hieße ja, an ein Gottesgnadentum des Volkes zu glauben, "eine Zumutung, ebenso unmöglich wie jene, die das Gottesgnadentum eines Fürsten proklamiert". Nicht die vermeintliche Identifikation der Majorität mit dem Wahrheitsanspruch ist das Problem, sondern das Wissen um die Unmöglichkeit einer solchen Identifikation. Denn wenn die Mehrheit nicht die Wahrheit für sich reklamieren kann - warum ihr dann folgen?
Erst diese Problemwahrnehmung führt zurück zum entscheidenden Punkt: dem Wertrelativismus. Er zählt zu den Begriffen, bei denen für viele mit dem Wort schon das Verdikt ausgesprochen ist. Dabei bedeutet Wertrelativismus im streng wissenschaftlichen oder erkenntnistheoretischen Sinne nicht mehr, aber auch nicht weniger, als dass sich Werturteile einer rationalen, intersubjektiv verbindlichen Beweisführung entziehen. Keineswegs ist damit gesagt, dass man in lebenspraktisch-moralischen oder auch in gesamtgesellschaftlich-politischen Fragen keine praktischen Urteile fällen und diese nicht mit größtmöglicher Entschiedenheit verfechten könnte, dürfte oder sollte. Relativismus bedeutet Verzicht auf die wissenschaftliche Begründung letzter Stellungnahmen, nicht Verzicht auf diese selbst (Gustav Radbruch). Er ist auch keine billige Entlastungsformel für eigene Unschlüssigkeit oder Entschuldigung für fehlende Tatkraft, sondern bürdet im Gegenteil jedem einzelnen die Entscheidung auf, seinem Wertkompass als dem Leitstern seines Lebens zu folgen.
Was nun aber, wenn diese unterschiedlichen Wertvorstellungen sich von der privaten Lebensgestaltung auf politische Entscheidungen erstrecken - mit der Folge eines im Grunde unversöhnlichen Widerstreits der Positionen? Genau dies ist die Situation moderner Gesellschaften, in denen das "Faktum des Pluralismus" (John Rawls) herrscht und verschiedenste Interessen wirtschaftlicher oder sozialer Art, divergierende religiöse und weltanschauliche Überzeugungen, konkurrierende politische Parteien und völlig unterschiedliche Vorstellungen vom guten und gerechten Leben in einer Gesellschaft aufeinanderprallen. Es ist die Kernaufgabe einer modernen Demokratietheorie, eine Antwort auf die Frage zu finden, wie auf der Basis eines akzeptierten gesellschaftlichen Pluralismus und staatsbürgerlicher Egalität allgemeinverbindliche Mehrheitsentscheidungen legitimierbar, akzeptierbar und durchsetzbar sind, ohne die vorgegebene plurale Struktur mit ihren im Grunde inkompatiblen Überzeugungsmustern zu zerstören oder entsprechende Differenzen einzuebnen. Oder radikaler gefragt: ist demokratische Ordnung auf pluraler gesellschaftlicher Grundlage überhaupt möglich?
Auf diese Frage versucht Kelsen mit seiner Demokratieschrift eine bejahende Antwort zu geben. Über die Analyse wichtiger normativer Strukturen und Funktionsmechanismen hinausgehend, fragt er auch nach den realen Gelingensvoraussetzungen demokratischer Ordnung, namentlich der Akzeptanz von Mehrheitsentscheidungen. Insbesondere hier streicht er ein ums andere Mal als Realvoraussetzung ein gewisses Mindestmaß an sozialer und kultureller Homogenität heraus und nennt als wichtigsten Faktor eine gemeinsame Sprache: Nur wenn man sich untereinander verständigen kann, kann man sich vertragen oder sich auf eine Entscheidung einigen; ansonsten redet man im Wortsinne aneinander vorbei. Vertragen meint dabei nicht biederes "Seid nett zueinander", sondern die friedliche Austragung von Konflikten im politischen Raum unter ausdrücklicher Anerkennung fundamentaler Differenzen und der Beibehaltung unterschiedlicher Standpunkte. Das setzt allerdings die prinzipielle Bereitschaft zum Kompromiss voraus, den Kelsen als Mittel der Wahl zu preisen nicht müde wird - ganz entgegen der verbreiteten Rede vom "faulen" Kompromiss.
Mit diesen wenigen Sätzen sind die vielfältigen ethischen, soziostrukturellen und politisch-organisatorischen Voraussetzungen der Demokratie auch nicht annähernd komplett benannt: Weitere zentrale Stichworte wären etwa reale Machtwechselchance, Toleranz, Erziehung und politische Bildung. Entscheidend für eine demokratische Ordnung dürfte aber sein, dass sie nicht von der Unterdrückung von Differenzen, sondern von deren fairem und friedlichem Austrag lebt. Bürgerliche und politische Grundrechte bilden hier die stabile Basis für pluralistische Vielfalt und die Ausdrucksmöglichkeit für Dissens. Diesen durch klug organisierte Verfahren einer für alle verbindlichen und auch akzeptablen Entscheidung zuzuführen, ist die immer wieder neu zu erbringende Leistung demokratischer Willensbildung - nicht, Differenz und Dissens möglichst gering zu halten oder in einer vermeintlich höheren Wertsphäre als immer schon aufgelöst zu betrachten. Pseudoreligiöse Heilsgewissheit führt in politischen Dingen nur in die Irre. Hier gibt es keine ewigen Wahrheiten, sondern nur, um Herbert Spencers vielzitierte Formulierung aufzugreifen, den ewigen Prozess "man versus state". Er ist, im Unterschied zum Prozess Jesu, offen.


Der Autor lehrt Staatsrecht an der Universität Würzburg.

Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.83, Donnerstag, den 09. April 2009 , Seite 11]

Höffe: Menschenrechte und Grundrechte

(O.H.: Vernunft und Recht. Frankfurt/M. 1996. S. 49ff)

Einige Kritiker nennen die Menschenrechte abschätzig die Zivilreligion der Moderne. Andere fürchten von ihrer Ausbreitung eine subtile Form von Imperialismus, einen Rechtskulturimperialismus, der anderen ihnen fremde Werte aufzwingt. Tatsächlich gehören die Menschenrechte zu jener univer-salistischen Moral, näherhin der Rechtsmoral, die vom Westen und seiner Neuzeit nicht entdeckt, wohl aber in größerer Radikalität gedacht wird. Gegründet in allgemeinen Bedingungen des Menschseins, vor allem der Vernunft, findet sich die universalistische Moral in bemerkenswertem Umfang schon in der Antike, beispielsweise bei Aristoteles. (…) Die ersten, politischen Schwierigkeiten beginnen damit, dass eine Menschenrechtserklärung eine bloße Deklaration bleiben kann. Beispielsweise setzt die Volksrepublik China, obwohl sie in ihrer Verfassung, Artikel 87, die Freiheit der Prozession und Demonstration anerkennt, gegen die demonstrierenden Studenten Panzer ein. Die Antwort darauf heißt Positivierung. Damit die Menschenrechte, statt bloße Worte zu bleiben, die Kraft der Verwirklichung erhalten, müssen sie zum festen Bestandteil der sozialen Welt werden.  Nach der europäisch-amerikanischen Rechtstradition gehen sie zu diesem Zweck in die bald geschriebene, bald ungeschriebene Verfassung ein, binden von dort die öffentlichen Gewalten und eröffnen gegen eine Rechtsverletzung die Möglichkeit einer Klage vor Gericht. Denkbar sind allerdings auch andere Wege der Positivierung. Beispielsweise plädiert der wichtigste verfassungs-theoretische Text der frühen Vereinigten Staaten, die Federalist Papers, für eine Verfassung ohne Grundrechte; denn Gerechtigkeit und Freiheit seien durch Gewaltenteilung und repräsentative Demokratie besser gesichert. Und dort wo man die entsprechenden Rechte selbstverständlich anerkennt, könnte eine rechtsförmige Positivierung kontraproduktiv sein. In diesem Sinn befürchtet Japan, durch einklagbare Menschenrechte von Kindern jenen Schutz eher zu gefährden als zu verbessern, denen es den Kindern in der Tat zu einem Höchstmaß angedeihen lässt. 1995 hat es aber die Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes ratifiziert. Weil man also einerseits die Positivierung unterschiedlich vornehmen und andererseits dort, wo sich die Anerkennung von selbst versteht, eine einklagbare Garantie kontraproduktiv sein kann, vertritt die Rechtsphilosophie zunächst nur eine Positivierung überhaupt und hält sich mit Vorschlägen für die nähere Gestalt zurück. Sie macht allerdings auf die einschlägige begriffliche Differenz aufmerksam. Dort, wo sie in die Verfassung eingehen und von ihr aus die öffentlichen Gewalten binden, werden die Menschenrechte, die vorher nur Bestandteile der universalistischen Rechtsmoral waren, jetzt zu Elementen des positiven Rechts, zu Grundrechten einer partikularen Rechtsgemeinschaft. Sofern diese die drei Gruppen von Menschanrechten anerkennt, nicht lediglich die liberalen Freiheitsrechte, sondern auch die demokratischen Mitwirkungsrechte, nicht zuletzt die Sozialrechte, nennt man sie einen demokratischen Rechts- und Verfassungsstaat. Die Unterscheidung richtet sich nicht nur gegen bloße Deklarationen, sondern macht auch auf den vor- und überstaatlichen Ursprung der Grundrechte aufmerksam. Während positive Grundrechte von einem konkreten Staat erlassen werden und daher vornehmlich seinen Bewohnern zukommen, erheben Menschenrechte den elementaren Anspruch, zum Menschen, nur weil er Mensch ist, zu gehören. Die Menschenrechte betreffen den Menschen bloß als Menschen, die Grundrechte den Menschen als Mitglied eines konkreten Staatswesens. Nicht wie Recht und Moral unterscheiden sie sich, sondern wie staatliches und vorstaatliches Recht. Dabei entspricht das vorstaatliche Recht der Rechtsvernunft bzw. dem moralischen Recht, also der Moral dessen, was die Menschen einander schulden; die Menschenrechte sind juridische und zugleich überpositive, moralische Rechte. 

Wer die Menschenrechte nur als gesetzte Grundrechte thematisiert, verkennt nicht nur ihren rechtsmoralischen Status; er verkürzt auch ihr kritisches Potential. Nur wer Menschen- und Grundrechte sowohl klar trennt als auch aufeinander bezieht, bringt einerseits die Möglichkeit auf den Begriff, die in einem Gemeinwesen tatsächlich geltenden Grundrechte im Namen der Menschenrechte kritisch fortzuentwickeln, und kann andererseits die Aufgabe formulieren, den Grundrechtsschutz über ein einzelnes Gemeinwesen hinaus auf die Koexistenz aller Gemeinwesen, auf eine internationale Rechtsgemeinschaft auszudehnen.
Gunnar Spilgies:  Schuldstrafrecht und Willensfreiheit                                                  (G. S. in: HRRS Heft 2, 2005. S. 43-52 – Auszug)
Ein auf Willensfreiheit gegründetes Schuldstrafrecht ist nun mit Implikationen verbunden, die im Interesse der Folgerichtigkeit und Widerspruchsfreiheit des Strafrechts beachtet werden müssen. Die Annahme von Willensfreiheit hat Einfluss auf die Straftheorie, die Kriminologie und dogmatische Fragen der Strafbegründung und der Strafzumessung. Bis heute wird diese Bedeutung der Willensfreiheitsprämisse aber nicht beachtet. 

1. In straftheoretischer Hinsicht impliziert ein auf Willensfreiheit gegründetes Schuldstrafrecht zunächst den Ausschluss präventiver Strafzwecke. Unter Voraussetzung von Willensfreiheit ist eine Prävention von Straftaten überflüssig und sinnlos. Eine Prävention ist überflüssig, weil jeder Schuldfähige rechtmäßig handeln kann, und sie ist sinnlos, insofern versucht wird, auf den Willen des Menschen durch erzieherische oder abschreckende Maßnahmen psychisch einzuwirken. Denn eine solche psychische Beeinflussung ist ja gerade ausgeschlossen, wenn Menschen nicht bestimmbar sind und ihre Entscheidung selbst bestimmen. Zwar ist eine Prävention durch das "Wegsperren" von Personen möglich. Aber es gibt im Einzelfall keine Begründung dafür. Da eine Vorhersage des Verhaltens bei Annahme von Willensfreiheit nicht möglich ist, kann man nicht wissen, wen man einsperren müsste. Dieser Ausschluss präventiver Strafzwecke bei Annahme von Willensfreiheit wird aber bis heute nicht beachtet. Vielmehr herrscht gegenwärtig über den Präventionszweck der Strafe praktische Einigkeit. Dazu Roxin: "Der Ausgangspunkt jeder heute vertretbaren Straftheorie muß in der Einsicht liegen, daß der Zweck der Strafe nur präventiver Art sein kann." [  Dementsprechend liegt auch einer Reihe von Strafzumessungsvorschriften der Präventionsgedanke zugrunde (siehe nur § 46 I 2 StGB) und auch das Strafvollzugsgesetz bestimmt in § 2 allein spezialpräventive Aufgaben des Vollzugs. 

2. Aus der Annahme von Willensfreiheit folgt weiter der Ausschluss kriminalätiologischer Forschung, denn eine Suche nach den Ursachen des Verbrechens ist sinnlos, weil es ja unter Voraussetzung von Willensfreiheit gerade keine Ursachen des Verbrechens gibt. Kriminalätiologische Forschung ist zudem überflüssig, weil sie nur zu dem Zweck betrieben wird, durch Beseitigung der ermittelten Ursachen, Straftaten zu verhindern. Dieser Präventionsgedanke ist aber wie gerade gezeigt mit der Annahme von Willensfreiheit unvereinbar. Trotz dieser Unvereinbarkeit von kriminalätiologischer Forschung und Willensfreiheit gilt die Klärung der Ursachenfrage der Kriminalität auch gegenwärtig als eine der "Hauptaufgaben der Kriminologie".  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn29#_ftn29" \o ""   Die hierzu entwickelten Theorien werden als "Rückgrat der Kriminologie"  bezeichnet und in jedem Lehrbuch der Kriminologie jedenfalls im Überblick dargestellt.  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn31#_ftn31" \o ""  

3. Aus einem auf Willensfreiheit gegründeten Strafrecht ergibt sich auch der Ausschluss einer Entschuldigung wegen eines Motivationsdrucks zu unrechtmäßigem Verhalten, denn die Begründung einer solchen Entschuldigung muss letztlich auf die Determinierbarkeit des Täters durch Motive und damit auf ein deterministisches Menschenbild rekurrieren. Für einen willensfreien Täter kann es dagegen einen solchen Motivationsdruck gar nicht geben, denn er vermag ja die Motive seiner Entscheidung selbst zu wählen. Dessen ungeachtet ist allgemein anerkannt, dass die Entschuldigungsgründe, wie z. B. der entschuldigende Notstand nach § 35 StGB,   mit Rücksicht auf diesen Motivationsdruck zu unrechtmäßigem Verhalten zu erklären sind.  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn33#_ftn33" \o ""  

4. Die Annahme von Willensfreiheit führt damit vice versa auch zu einem Ausschluss der Strafbarkeit einer Nötigung durch Vis compulsiva oder Drohung mit einem empfindlichen Übel, denn diese Nötigungshandlungen sind den Entschuldigungsfällen strukturell gleich. Während in den Entschuldigungsfällen der Genötigte wegen des Motivationsdrucks für straffrei erklärt wird, bestimmen die Nötigungstatbestände (z. B. § 240 StGB) die Strafbarkeit desjenigen, der den Motivationsdruck ausübt, also des Nötigenden. 

5. Rechtsprechung und noch herrschende Lehre begründen die "Freiwilligkeit" des Rücktritts vom Versuch (§ 24 StGB) mit der aufgrund des Motivationsdrucks zu rechtmäßigem Verhalten ausgeschlossenen Möglichkeit der Tatvollendung durch den Täter.  Bei Annahme von Willens-freiheit ist dies jedoch ausgeschlossen, weil dann Motive per definitionem nicht die Entscheidung bestimmen können, der Täter also qua Willensfreiheit stets die Tat auch vollenden könnte und damit stets "freiwillig" handelt. 

6. In einem auf Willensfreiheit gegründeten Schuldstrafrecht kann schließlich die Willensfreiheit nicht zur Strafzumessung verwendet werden. Das folgt daraus, dass die Willensfreiheit nicht steigerbar ist, sondern im Tatzeitpunkt nur entweder vorgelegen haben kann oder nicht (näher dazu gleich unter 3 im Rahmen der Ausführungen zum "relativen Indeterminismus"). Die Vorstellung, die Höhe der Strafe sei nach dem jeweiligen Grad der Willensfreiheit zu bemessen, ist jedoch bis heute Grundlage für die Begründungen von einzelnen Strafrahmenverschiebungen (z. B. nach den §§ 21, 157 I, 212 II, 213, 216 StGB) und auch im Vordringen bei der Bestimmung der schuldangemessenen Strafe gem. § 46 I 1 StGB. Das bedeutet, die Höhe der Strafzumessungsschuld wird danach bestimmt, in welchem Maße der Täter anders hätte handeln können.  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn35#_ftn35" \o ""  [...]

 Insgesamt lässt sich sagen, dass die Nichtbeachtung der Implikationen eines auf Willensfreiheit gegründeten Schuldstrafrechts vor allem auf der verbreiteten Annahme eines "relativen Indeterminismus" beruht. Dieser bildet letztlich die Grundlage für die Vereinigungsversuche zwischen Willensfreiheit und Kriminologie, für die Begründung der Entschuldigung, der Strafbarkeit der Nötigung durch Vis compulsiva oder Drohung mit einem empfindlichen Übel sowie der "Unfreiwilligkeit" des Rücktritts vom Versuch und für die Strafzumessung nach dem Grad der Willensfreiheit. [...]  Es scheint daher geboten, noch einmal darzulegen, dass der "relative Indeterminismus" gegen den Satz vom ausgeschlossenen Dritten verstößt. Das gilt zunächst für die Annahme des "relativen Indeterminismus", Entscheidungen seien durch ihre Ursachen nur unvollständig determiniert. Denn der Begriff einer "unvollständigen Determiniert-heit" ist eine Contradictio in Adjecto. Wie sollen Entscheidungen denn mehr oder weniger determiniert, mehr oder weniger notwendig sein können, mehr oder weniger so ausfallen müssen?  Das "Determiniertsein", "Notwendigsein" oder "Soseinmüssen" lässt sich doch nicht steigern. Entweder sind Entscheidungen determiniert oder nicht, entweder sind sie notwendig herbeigeführt oder nicht, entweder mussten sie so ausfallen oder nicht; ein Drittes ist ausgeschlossen - tertium non datur. Ebenso ist auch der Begriff einer "verminderten Willensfreiheit" eine Contradictio in Adjecto, denn wie soll man denn mehr oder weniger anders entscheiden und handeln können? Auch die Willensfreiheit, das Andershandelnkönnen oder das "Indeterminiertsein" lässt sich nicht steigern: Entweder sind Entscheidungen frei und man kann sich anders entscheiden oder eben nicht; ein Drittes ist ausgeschlossen - tertium non datur. Dies hat vor über 200 Jahren schon Paul Johann Anselm von Feuerbach deutlich herausgestellt: "Ich will es nicht in Anregung bringen, daß eine Freiheit, die dem Grade nach geschwächt, vermindert ist, ein gerader Widerspruch, ein viereckter Zirkel, oder ein rundes Viereck ist."  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn46#_ftn46" \o ""   Als Ergebnis kann man also festhalten: "Logisch und denkbar ist nur die Alternative: absoluter freier Wille - oder absoluter Determinismus."  HYPERLINK "http://www.hrr-strafrecht.de/hrr/archiv/05-02/index.php3?seite=6" \l "_ftn47#_ftn47" \o ""   Und als Gretchenfrage für das Freiheitsproblem, auf die man nur mit Ja oder Nein antworten kann, ergibt sich damit: Konnte der Straftäter die Straftat unterlassen oder nicht? 
Franz von Liszt: Der Zweckgedanke im Strafrecht (1882)

(F. v. Liszt: der Zweckgedanke im Strafrecht, Marburg 1882)

Wir wollen die Vergeltungsstrafe völlig beiseite lassen. [...]    Der Zweckgedanke, der uns bisher glücklich und sicher geleitet hat, soll auch weiterhin unser Führer sein. Unsere Auffassung der Strafe als Rechtsgüterschutz verlangt unabweislich, daß im einzelnen Falle diejenige Strafe (nach Inhalt und Umfang) verhängt werde, welche notwendig ist, damit durch die Strafe die Rechtsgüterwelt geschützt werde.

Die richtige, d. h. die gerechte Strafe ist die notwendige Strafe. Gerechtigkeit im Strafrecht ist die Einhaltung des durch den Zweckgedanken erforderten Strafmaßes. [...] 

Nur die notwendige Strafe ist gerecht. Die Strafe ist uns Mittel zum Zweck. Der Zweckgedanke aber verlangt Anpassung des Mittels an den Zweck und möglichste Sparsamkeit in seiner Verwendung. Diese Forderung gilt ganz besonders der Strafe gegenüber; denn sie ist ein zweischneidiges Schwert: Rechtsgüterschutz durch Rechtsgüter Verletzung. Es läßt sich eine schwerere Versündigung gegen den Zweckgedanken gar nicht denken als verschwenderische Verwendung der Strafe, als die Vernichtung der körperlichen, ethischen, nationalökonomischen Existenz eines Mitbürgers, wo diese nicht unabweislich durch die Bedürfnisse der Rechtsordnung gefordert wird. So ist die Herrschaft des Zweckgedankens der sicherste Schutz der individuellen Freiheit gegen jene grausamen Strafarten früherer Zeiten [...]
So haben wir im Zweckgedanken das Prinzip des Strafmaßes gefunden, und es handelt sich nun weiter darum, aus dem Prinzipe das Maß der im Einzelfalle zu verhängenden Strafe zu bestimmen, die nach dem Prinzipe diesem Verbrechen entsprechende, die im konkreten Falle gerechte Strafe zu bemessen. Um diese Aufgabe zu lösen, müssen wir die Wirkungen der Strafe genauer untersuchen. Die Strafe ist Rechtsgüterschutz. Aber warum ist sie es? Wie bewirkt sie den Rechtsgüterschutz?   Worin, mit einem Worte, liegt das Geheimnis der Strafe ? [...]
Es gibt nur eine Methode, durch welche die Antwort auf diese Fragen mit unzweifelhafter Gewißheit gefunden werden kann: die Methode der Gesellschaftswissenschaft, die systematische Massenbeobachtung. Die Kriminalstatistik  kann uns allein zum Ziele führen. Wir müssen das Verbrechen als soziale Erscheinung, die Strafe als soziale Funktion untersuchen, wollen wir die rechtsgüterschützende, verbrechenverhütende Wirkung der Strafe mit wissenschaftlicher Bestimmtheit feststellen. [...]
Die Strafe ist Zwang.  Als Zwang kann die Strafe doppelter Natur sein:
1.) Indirekter, mittelbarer, psychologischer Zwang oder Motivation. Die Strafe gibt dem Verbrecher die ihm fehlenden Motive, welche der Begehung von Verbrechen entgegenzuwirken geeignet sind, und die vorhandenen Motive vermehrt und kräftigt sie. Sie erscheint als künstliche Anpassung des Verbrechers an die Gesellschaft und zwar entweder

a) durch Besserung, d. h. durch Einpflanzung und Kräftigung altruistischer, sozialer Motive; 

b) durch Abschreckung , d.h. durch Einpflanzung und Kräftigung egoistischer, aber in der Wirkung mit den altruistischen zusammenfallender Motive.

 2.) Direkter, unmittelbarer, mechanischer Zwang oder Gewalt. Die Strafe ist Sequestrierung des Verbrechers; vorübergehende oder dauernde Unschädlichmachung, Ausstoßung aus der Gesellschaft oder Internierung in derselben. Sie erscheint als künstliche Selektion des sozial untauglichen Individuums.  Besserung, Abschreckung, Unschädlichmachung: das sind demnach die unmittelbaren Wirkungen der Strafe; die in ihr liegenden Triebkräfte, durch welche sie den Schutz der Rechtsgüter bewirkt.  Es wird sich diesen Wirkungen des Strafvollzuges nichts Wichtiges hinzufügen lassen. [...]
  Bedarf es einer besonderen Betonung, daß im einzelnen Falle die drei Strafzwecke sich

ausschließen; daß ich eben die Strafe nach Art und Umfang demjenigen Strafzwecke

anpassen muß, dessen Erreichung im einzelnen Falle notwendig und möglich ist? daß ich

durch Köpfen und Hängen den Verbrecher nicht bessern und nicht abschrecken, durch 25

Stockstreiche bei ihm keine besonders lebhaften altruistischen Motive hervorrufen werde?

Daß es zwar ein Widerspruch ist, wenn ich den A. durch eine und dieselbe Strafe (vielleicht 300 M.) bessern, abschrecken und unschädlich machen will; kein Widerspruch aber, den A. durch die Geldstrafe abzuschrecken, den B. durch Einzelhaft zu bessern, den C. durch lebenslange Freiheitsstrafe  für immer unschädlich zu machen?    
Wenn aber Besserung, Abschreckung, Unschädlichmachung wirklich die möglichen wesentlichen Wirkungen der Strafe und damit zugleich die möglichen Formen des Rechtsgüterschutzes durch Strafe sind, so müssen diesen drei Strafformen auch drei Kategorien  von Verbrechern entsprechen. (...) 
 Im allgemeinen  dürfte folgende Einteilung zum Ausgangspunkte weiterer Betrachtungen genommen werden können:

1) Besserung der besserungsfähigen und besserungsbedürftigen Verbrecher;

2) Abschreckung der nicht besserungsbedürftigen Verbrecher;

3) Unschädlichmachung der nicht besserungsfähigen Verbrecher.

Karl Menninger: Therapie statt Strafe

(Karl Menninger, Therapie statt Strafe, in: N. Hoerster, Hg, Recht und Moral, München 1980, S. 237f.)

Die einzig vernünftige, wissenschaftliche Frage, die zu stellen wäre, lautet: Wie muß der Straftäter behandelt werden, wenn er mit der größtmöglichen Wahrscheinlichkeit von weiteren Straftaten abgehalten werden soll? Einige dieser Methoden sind uns durchaus bekannt. Der eine oder andere Straffällige, der das nötige Geld, einen guten Anwalt oder einfach das Glück hat, einen einsichtigen und erfahrenen Richter zu finden, geht bereits heute einen anderen Weg, als die vorgeschriebene Routine vorsieht. Statt Gefängnis und allmählichem Persönlichkeitsverfall wird ihm die Möglichkeit einer Art des Umlernens und Umdenkens geboten, wie sie für psychiatrische Anstalten und eine psychiatrische Behandlung charakteristisch ist. Relativ wenige, gutsituierte Straftäter erhalten ihre »Behandlung« in der Haftanstalt.  Damit ist nicht gesagt, daß Gerechtigkeit käuflich sein sollte, oder daß es möglich sein sollte, sich aus der Gerechtigkeit freizukaufen; gemeint ist lediglich, daß manche Straftäter Verwandte oder Freunde haben, die sich ernsthaft um sie kümmern und bemüht sind, die bestmögliche Lösung für das Problem ihres fortgesetzten Fehlverhaltens zu finden. Fest steht jedenfalls, daß die altbewährte Zuchthaus-Methode (nach der Devise: 'Sie sollen es büßen !') nicht die beste Lösung des Problems darstellt, und es wirft kein gutes Licht auf die demokratischen Ideale unseres Landes, daß die besseren Lösungen so oft, ja in der Regel den Armen, Alleingelassenen und Unwissenden verwehrt bleiben. Würden wir in der Behandlung Straffälliger nach wissenschaftlichen Methoden vorgehen, müßte der überführte Straftäter so lange in Verwahrsam genommen werden, bis eine Entscheidung darüber möglich ist, ob, wie und zu welchem Zeitpunkt er mit Aussicht auf Erfolg in die Gesellschaft wiedereingegliedert werden kann.  [...]

Es gibt freilich Patienten, bei denen alle Bemühungen fruchtlos bleiben. Sie müssen weiterhin in der Klinik bleiben oder nach einem Heimurlaub auf Probe sofort wieder in die Klinik zurückkehren. Auch wenn, analog dazu, ein Gefangener selbst durch größte Bemühungen nicht resozialisiert werden kann, können wir nichts anderes tun als unser Scheitern eingestehen und dafür sorgen, daß er - gleichgültig, wie die Begründung im einzelnen lauten mag - auf unbestimmte Zeit in Verwahrung bleibt. Soviel sind wir der Sicherheit der Gesellschaft schuldig.

Recht und Moral

(von Klaus Goergen)
Was hat das Recht überhaupt mit Moral zu tun?                                                                                               a) Recht wird durch den Gesetzgeber, in einem formalen, demokratischen Akt, dem Gesetz-gebungsprozess, festgelegt – Moral nicht.                                                                                                         b) Recht gilt ab einem genau bestimmbaren Zeitpunkt, wenn das Gesetz in Kraft tritt -  Moral nicht.                                                                                                                                                                               c) Recht braucht zu seiner Gültigkeit, anders als Moral,  keine Gesinnung, denn es ist zwangs-bewehrt.  Auch wer nicht einsieht, dass er im Unrecht ist, wird bestraft – wer nur unmoralisch handelt nicht – zumindest nicht  vom Richter.  Schon Thomasius unterscheidet zwischen erzwingbarem iustum und nicht zu erzwingendem honestum; Kant unterscheidet zwischen dem äußerlichen Zwang des Rechts und dem inneren Zwang des moralischen Gewissens.  Andreas Wildt unterscheidet neuerdings  strenge und milde Pflichten nach der Art der Sanktionen, die ihre Nicht-Beachtung zur Folge hat:  erstere sind im Wesentlichen Rechtspflichten, sie werden durch rechtliche Strafen oder moralische Verachtung geahndet, letztere sind Moralpflichten – wie Dankbarkeit, Hilfsbereitschaft, Verlässlichkeit, ihre Verletzung  wird milder geahndet – durch Tadel, Appell, Rückzug.                                                                                                                                             d) Recht ist klar hierarchisiert und strukturiert – Bundesrecht bricht Landesrecht, Mord wird härter bestraft als Diebstahl – auch dies gilt für Moral nicht. Es gibt zwar einen "rechtlichen Stufenbau" – aber keinen moralischen.                                                                                                                e) Recht kennt kein Dilemma, entweder ist eine Handlung erlaubt oder verboten – auch hier hat die Moral es schwerer: im Konfliktfall muss ich selbst entscheiden, was moralisch ist. 

In der Antike, der griechischen wie der römischen, war all dies kein Problem, Recht und Moral waren hier noch ungeschieden. Das Unmoralische war Unrecht, das Rechte war auch moralisch: Sokrates akzeptiert sein Todesurteil, weil das Gesetz a priori gerecht ist, nur Menschen können ungerecht handeln, aus Unkenntnis oder falscher Deutung des gerechten Gesetzes (vgl. Kriton, Kap. 16). Im römischen Recht findet sich die Aussage: "Das Recht ist die Kunst des Guten und der Billigkeit."   Gerechtigkeit ist bei Platon eine "ewige Idee", ihre Wahrheit kann von Menschen erkannt oder verkannt werden – das ändert nichts an ihrer absoluten Gültigkeit.     Für die  Moderne gilt diese schlichte Gleichsetzung  nun nicht mehr. Recht und Moral fallen heute auseinander und werden  in einem problematischen Spannungsverhältnis gesehen. Ich will das an vier gängigen Sichtweisen des Verhältnisses von Recht und Moral  verdeutlichen:

1.. Das liberale kritische Argument zum Verhältnis von Recht und Moral lautet:                                  Das Recht verhindert Moral.                                                                                                                         Wo das Recht herrscht, wo Rechtssanktionen drohen, wo Gesetzestreue durch Strafdrohung garantiert werden soll, da werde Moral überflüssig. Ich bin nicht mehr gezwungen zu über-legen, ob eine Handlung moralisch erlaubt, geboten oder verboten ist, wenn sie rechtlich sanktioniert ist. Der moralische Richter in mir ist nach außen verlegt und heißt Strafrichter, Zivilrichter. Das Recht, so die liberale These, kommt gleichsam zu früh:  noch bevor sich das moralische Bewusstsein ein Urteil über eine Handlung gebildet hat, ist sie schon verboten, oder erlaubt worden.  Mit zunehmender Verrechtlichung aller gesellschaftlichen und zwischen-menschlichen Beziehungen trete das moralische Bewusstsein in den Hintergrund, das  Gewissen verkümmere, wenn das Recht es zu sehr entlaste.  Solche Klagen  hörten wir  jahrelang von der Gräfin Dönhoff im Feuilleton der FAZ: Von den Knaben, die beim Fußballspiel die Fensterscheiben zerschießen, und anstatt sich reuig zu schämen und zu entschuldigen, kalt auf die Haftpflicht-Versicherung verweisen.  Bei den Wirtschaftsliberalen wird das Argument regelmäßig dafür benutzt, die "Eigenverantwortung" zu beschwören und vor staatlicher "Regulierungswut" zu warnen – allerdings aus durchsichtigem Interesse.                                                                                                                 2. Das ideologiekritische Argument sieht das Verhältnis von Recht und Moral eher in einem gegenteiligen Spannungsverhältnis, es lautet:                                                                                               
Das Recht  adelt die Ungerechtigkeit                                                                                                               Weil der Einzelne, nachdem wir uns im ersten Gesellschaftsvertrag geeinigt haben, das Gewalt-monopol auf den Staat zu übertragen, sich nicht mehr selbst für vermeintliches Unrecht rächen dürfe, überlasse er dies Recht  dem Staat.  Aber als der Gesellschaftsvertrag beschlossen  wurde,  waren die Verhältnisse längst völlig ungerecht. Die Erfindung des Rechtssystems sei, so Rousseau, nichts als ein "ausgeklügelter" teuflischer Plan der Reichen, ihre Privilegien zu sichern.  "Der Reiche", sagt  Rousseau, "war gültiger Gründe zu seiner Rechtfertigung und ausreichender Kraft für seine Verteidigung beraubt."
 In dieser Situation bleibt ihm nur: "aus seinen Gegnern seine Verteidiger zu machen"  und ihnen ein Rechtssystem schmackhaft zu machen, das für ihn "ebenso günstig war, wie das Naturrecht ihm nachteilig war."
 "Wir wollen uns zusammenschließen" sagt er zu den Armen, "um die Schwachen vor der Unterdrückung zu schützen und jedem den Besitz dessen, was ihm gehört, zu sichern."
  Und alle Armen "liefen ihren Ketten entgegen, weil sie glaubten, ihre Freiheit zu sichern."
  Das Recht  erscheine durch diesen ursprünglichen Vertrag zwischen Mächtigen und Ohnmächtigen  gleichsam geadelt, weil objektiviert, aber es bleibe doch im Grunde nichts als archaische Rache der Mächtigen. Es  schützt, deckt und zementiert die herrschenden, ungerechten  Eigentums- und Gewalt-verhältnisse. Es gibt ihnen den Anschein des Gerechten und verdeckt damit die grundsätzliche Ungerechtigkeit der menschlichen Verhältnisse. Das Recht kommt nach dieser These, anders  als bei der liberalen Kritik,  zu spät:  erst als die Verhältnisse ungerecht geworden sind, schreibt das Recht sie fest, das Recht verhindere die Befreiung der Entrechteten, indem es jedes Aufbegehren gegen die herrschende Ungerechtigkeit im Namen der Gesellschaft räche. Statt der Stärke des Rechts, herrsche in Wirklichkeit das Recht der Stärkeren.                                                                                            3. Eine dritte Sichtweise sieht das Verhältnis von Recht und Moral weniger kritisch, sie behauptet: 

Das Recht ist geronnene Moral.                                                                                                                    Demnach kommt das Recht weder zu früh noch zu spät, es ist vielmehr Ergebnis des moralischen Diskurses.  Alles, was Recht ist, war zuvor Moral und alles Unrecht ist zuvor als unmoralisch erkannt. Die moralische Erfahrung von Ungerechtigkeit, sagt Martin Kriele, "geht jeder juristischen Belehrung voraus. Sie wird vielmehr an das öffentliche Rechtsleben mit der Erwartung herangetragen, in ihm Bestätigung zu finden: was Recht und Unrecht ist (und was wir immer schon moralisch so empfinden)  werde auch von Gesetzen und Richtersprüchen als Recht und Unrecht deklariert werden."
 "dem Erlass der Gesetze ist das Erwachen des Bewusstseins vorausgegangen, dass (etwas) Unrecht ist, deshalb hat man es ja in die Gesetze geschrieben."
 Bevor Gewalt in der Ehe ein strafwürdiges Delikt wurde, musste sich ein Konsens über ihre moralische Verwerflichkeit gebildet haben. Erst als Homosexualität nicht mehr für unmoralisch galt, konnte der § 175 fallen.  Das gilt für vieles: Majestätsbeleidigung, Ehebruch,  Streiks sind keine Delikte mehr, weil sie moralisch milder oder anders  bewertet werden als früher; umgekehrt entstehen, oft durch technischen Fortschritt,  neue moralische Probleme – etwa im Umgang mit Gentechnologie, oder  Computertechnik – die einer rechtlichen Regelung bedürfen. Die Rechtsentwicklung  wird in dieser Sichtweise zum Spiegel der moralischen Entwicklung. Wo noch archaisches Recht herrscht, wo Ehescheidung, Alkoholgenuss, Staats- oder Religionskritik bestraft werden, da ist die Moral noch nicht aufgeklärt.                                                                               So unterschiedlich, ja gegensätzlich,  diese drei Sichtweisen des Verhältnisses von Recht und Moral auch im Einzelnen sein mögen, alle verbindet, dass sie überhaupt einen Zusammenhang von Recht und Moral sehen. Deshalb ist in gewisser Weise die schärfste Gegenthese zum Verhältnis von Recht und Moral jene, die einen Zusammenhang der beiden Normsysteme überhaupt bestreitet. Man kann sie, mit einem Zitat von Niklas Luhmann so fassen:                                 

4. "Recht ist, was das Recht als Recht bestimmt"
                                                                                     Das Recht ist nach dieser Sichtweise sich selbst genug. Es ist ein abgeschlossenes, auto-poietisches System, das meint, ein System, das sich selbst hervorbringt, stabilisiert, weiter-entwickelt und von anderen Systemen, etwa dem der Wirtschaft, der Bildung oder eben der Moral  scharf abgrenzt. Es folgt dem  eigenen "binären Code"  von Recht und Unrecht und generiert Recht "selbstreferentiell" innerhalb der eigenen, selbstgesteckten Grenzen:  "Alle Entscheidungen" im Rechtssystem, so Luhmann, beziehen sich ausschließlich "auf andere Entscheidungen des gleichen Systems"
 "Alles Recht wird, was immer seine geschichtliche Herkunft...bewirkt haben mag, im Rechtssystem konsequent als selbstgemacht... behandelt."
 

Was Recht ist, kann also nur durch Bezug auf anderes Recht und nicht durch Bezug auf Normen eines fremden Systems, etwa dem der Moral, ermittelt werden. Lebendige Menschen, gar moralische Wesen mit einem Gerechtigkeitssinn, kommen in dieser systemtheoretischen Sicht des Rechts nicht vor. Das Recht folgt seinen eigenen Regeln. Und in der Tat ist schwerlich ein Prozess vorstellbar, in dem ein Richter und ein Staatsanwalt feststellen: "Unser Rollenspiel der Urteilsfindung ist uns langweilig. Heute sprechen wir Recht, indem wir mit allen Beteiligten, dem Verteidiger, dem Angeklagten und seinen Opfern so lange diskutieren, bis wir einen Konsens finden, der alle zufrieden stellt."  Das hört sich zwar ziemlich realitätsfern an, allerdings entspricht ein solcher Vorschlag in etwa dem, wie Habermas sich eine gerechte Urteilsfindung nach seinem diskurstheoretischen Rechtsverständnis vorstellt. "Der einzelne Richter", sagt Habermas, solle seine "Urteilsfindung grundsätzlich als ein gemeinsames Unternehmen konzipieren, das von der öffentlichen Kommunikation der Staatsbürger getragen wird."
 Dazu stellt Detlef Horster knapp fest: "das, was Habermas hier vorschlägt, [ist] rechtlich verboten."
 Und Luhmann bemerkt konsequent, eine solche Idee eines diskursiv ermittelten Rechtsurteils könne nur einem Nicht-Juristen einfallen.  

Dennoch fällt es schwer, sich das Rechtssystem als vom Moralsystem gänzlich unabhängig vorzustellen. Und zumindest auf der empirischen Ebene ist das auch nicht der Fall. Das Rechtssystem, konkret die Gesetze und die Urteile sind vielmehr durchsetzt von zahlreichen, eindeutig moralischen Begriffen und Aussagen. Das bringt mich zur letzten, nun sehr bescheidenen, These über das Verhältnis von Recht und Moral.                                                                      

5. Die Sprache des Rechts kommt ohne moralische Begriffe nicht aus.                                                Einige Belege: Schon im 2. Artikel des Grundgesetzes ist vom "Sittengesetz" die Rede, das die freie Entfaltung der Persönlichkeit begrenze,  Art. 5 spricht von der "persönlichen Ehre", Art. 6 von der "Fürsorge der Gemeinschaft", Art. 14 vom "Wohl der Allgemeinheit". Nicht anders im Strafgesetzbuch: Dort wimmelt es von "niedrigen Beweggründen" "Heimtücke" und "Gemeingefährlichkeit"; wer "zum Zorne gereizt" wird (§213) bleibt straffrei, wer andere "böswillig verächtlich macht" (§130) wird bestraft, und falls eine Gewaltanwendung  als "verwerflich anzusehen ist" (§240) ist sie rechtswidrig. Selbst im BGB wird ein Rechtsgeschäft für nichtig erklärt, wenn es "gegen die guten Sitten verstößt" (§138).                                                             Der Richter wird also nicht umhin können, sich neben dem rechtlichen Urteil ein moralisches zu bilden darüber, was "Verwerflichkeit", "Heimtücke", "Böswilligkeit" etc. bedeuten und was "niedrige Beweggründe" sind.                                                                                                                             Man mag einwenden, solche moralischen Begriffe seien Überbleibsel einer vormodernen Rechtssprache – Ziel sei es, die Rechtssprache ganz von diesen moralsprachlichen Restbeständen zu reinigen – aber das wird so wenig gelingen, wie es einst Carnap gelang, eine metaphernfreie Wissenschaftssprache zu kreieren.   
                                                 Wann ist ein Urteil gerecht?





Strafgerechtigkeit: Wann ist ein Urteil gerecht?

1. Legitime Rechtsfunktionen im demokratischen Staat:

- Sicherung des inneren Friedens   (z.B. Verbot von Selbstjustiz)

- Freiheitssicherung                        (z.B. liberale Schutz- und Freiheitsrechte)

                                                                 Vertragsrecht, Handelsrecht)

- Rechtsgleichheit                           (z.B. allgemeines, gleiches Wahlrecht)

- Sozialer Ausgleich                       (z.B. Steuerprogression, Sozialhilfe)

- Steuerung sozialer Prozesse         (z.B. Einwanderungsgesetz, Embryonenschutzgesetz, Umweltrecht                                                               

                                                                 Rentengesetz, Gesetz zur Reaktorsicherheit)

2. Gerechte Strafzwecke:

- Vergeltung                            (Wiederherstellung von Rechtsgleichheit)

- Negative Prävention             (Abschreckung)

- Positive Prävention              (Rechtsvertrauen)

- 'Negative Resozialisierung'  (Verhinderung von Rückfälligkeit als Schutz für die Gesellschaft)

- 'Positive Resozialisierung'   (Verhinderung von Rückfälligkeit als Hilfe für den Täter)

3. Maßstäbe der Strafgerechtigkeit

- Reziprozität                                          (Strafe entspricht der Tat in Qualität u. Quantität)                                                              

- Täter trägt die Folgen der Tat               

- Unlust beim Täter erzeugen als   Ausgleich für Unlust beim Opfer   (willkürliches Verhältnis zur Tat)                     
4. Rationales Konzept von Schuldfähigkeit/Verantwortlichkeit

- Ausblenden der ethischen Fragen nach Schuld und Verantwortung im  rechtlichen Diskurs.

- Annahme grundsätzlicher Zurechenbarkeit des Täters für seine Tat, unabhängig von der Frage   

   nach Willensfreiheit oder Determinismus (These des Kompatibilismus)

- Konzentration auf 'messbare' (Alter) oder 'überprüfbare' (Zurechnungsfähigkeit)  

   Eigenschaften des Täters. 

- Vermeidung eines 'Gesinnungsstrafrechts', das Schuldeinsicht verlangt.

   (Klare Trennung von Legalität und Moralität)

5. Gerechte Straftheorien

- Vergeltungstheorie
(Kant, Hegel: deontologische Sicht) 

- Generalprävention
(Hobbes, A. Feuerbach, Radbruch) 

- Spezialprävention
(F.v. Liszt, K. Menninger)

- Pragmatismus          (L. Hart)
6. Humane Hierarchie von Rechtsgütern

- Leben       körperliche und mentale  Unversehrtheit          Eigentum        erwartetes Eigentum

                                    (vgl. A. Smith' Abstufungen von Eigentumsformen)

7. Hinreichende Anzahl an Beurteilungskriterien von Täter und  Straftat 

Umstände, die im Verfahren berücksichtigt werden müssen:

Alter des Täters, Anstiftung zur Tat, Geständnis des Täters, Notwehrsituation, Planung der Tat, Tat unter Alkohol- oder anderem Drogeneinfluss, Tathergang, Tatmotiv, Taterfolg, Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit, Vorstrafen, Wiederholungstat, Zurechnungsfähigkeit des Täters;

Umstände, die im Verfahren berücksichtigt werden sollen oder können:

Beziehung des Täters zum Opfer, Kindheit und Herkunft des Täters, psychische Verfassung des Täters zur Tatzeit, Reue des Täters, soziale Lage des Täters, Verhalten des Opfers bei der Tat, Verhalten des Täters nach der Tat, Verhalten des Täters vor Gericht.

8. Rechtstaatsprinzipien

- Gleichheit vor dem Gesetz
Art.  3 GG

- Unabhängigkeit des Richters
Art 97 GG

- Anspruch auf rechtliches Gehör
Art. 103 GG

- Keine Strafe ohne Gesetz
Art. 103 GG

- Verbot von Mehrfachbestrafung
Art. 103 GG

- Keine erzwungenen Geständnisse
Art. 104 GG

- Kein Festhalten eines Tatverdächtigen ohne

  richterlichen Beschluss (> 24 Std.)
Art. 104 GG

- Beweislast liegt bei der Anklage

- Verbot von Kollektivstrafen 

- Keine Einschränkungen der Verteidigung

- Einspruch gegen Urteil möglich...

M1: Schandlaufen in Alabama   (Von Reymer Klüver)

	Washington, im Mai - Am vorigen Wochenende musste Lisa King Fithian wieder antreten. Diesmal vorm Rathaus von Attala und nicht vorm Walmart-Supercenter, wie den Samstag davor. Vier Stunden hatte die stämmige Frau von 46 Jahren in Shorts und Turnschuhen dort verbracht. Genauer gesagt, vier Stunden stapfte sie zur besten Einkaufszeit am Samstag, von 11 bis 3 Uhr nachmittags, auf dem Parkplatz vorm Eingang des Billigladens auf und ab mit einem riesigen Schild um den Hals: "Ich bin ein Dieb, ich habe bei Walmart gestohlen." An diesem Samstag also vorm Rathaus.
Zu dieser Strafe hatte sie der örtliche Richter von Gadsden verurteilt, einer ziemlich trostlosen Industriestadt im Nordosten von Alabama. Er hatte ihr die Wahl gelassen: 60 Tage Gefängnis, weil sie Waren im Wert von sieben Dollar gestohlen hatte, oder zwei Mal vier Stunden Schandlaufen vor dem Walmart. "Das ist eine Art gemeinnütziger Dienst", sagt Richter Kenneth Robertson, der außer Ladendieben am häufigsten Delinquenten wegen Trunkenheit am Steuer und häuslicher Gewalt aburteilt. "Sie hilft der Gemeinschaft, das ist gar keine Frage. Es wird jemanden abschrecken." Er will solche Strafen jetzt regelmäßig verhängen
"Creative Sentencing" heißen derlei Schuldsprüche in der Sprache der US-Juristen. Sie sind nicht selten in den USA und gewiss auch nicht unumstritten. […] Der Soziologe Amitai Etzioni, seit langem einer der prominentesten Verfechter solcher Schuldsprüche, glaubt an die Macht der Scham und empfiehlt beispielsweise ganz ernsthaft, Ersttätern im Dealermilieu den Kopf zu scheren und sie ohne Hose nach Hause zu schicken. Beweise für die abschreckende Wirkung solcher Strafen gebe es nicht, konstatiert dagegen nüchtern die Juristin Gruber. Nachweise fehlten, dass die Rückfallquote wirklich gesenkt werde. Und ihr Kollege Dan Markel fasst wohl die Mehrheitsmeinung der Juristen in den USA zusammen: "Öffentliche Schande schadet den Straftätern, das haben Studien gezeigt. Und solche Urteile erniedrigen uns alle."
Doch diese auf den ersten Blick merkwürdig anmutenden Strafen sind keineswegs nur die Einfälle sadistisch veranlagter Juristen. Mit ihnen wollen Richter vielfach auch gegen eine Tendenz in der amerikanischen Rechtsprechung zu immer drakonischeren Gefängnisstrafen selbst bei geringfügigen Tatbeständen angehen. Es sind vor allem Ortsrichter wie Kenneth Robertson, die solche Strafen verhängen. "Alkoholisierte Fahrer kann ich zum Entzug schicken, Schläger in Anti-Aggressions-Seminare", sagt er, bei Ladendieben habe er sich eben etwas einfallen lassen. Richter an Bundesgerichten könnten das gar nicht, weil ihnen der Ermessensspielraum nicht bleibt.
Manche der Richter sind inzwischen wegen ihres Einfallsreichtums berüchtigt. Michael Cicconetti zum Beispiel aus Painesville in Ohio macht regelmäßig Schlagzeilen. Im November verurteilte er eine Frau zu einer Nacht allein im Wald, weil sie dort 35 Kätzchen ausgesetzt hatte. Vor ein paar Jahren hatte er einen Mann, der einen Polizisten als Schwein beschimpft hatte, mit einer Sau durch die Straßen des Ortes ziehen lassen - auf einem Schild, das er tragen musste, stand: "Dies ist kein Polizist."
Der Manager des Walmart in Attala übrigens fand die Idee seines Richters gut. Er hoffe, dass dies andere potentielle Ladendiebe abschrecke, sagte Neil Hawkins der örtlichen Zeitung, "vielleicht denken sie jetzt ja zweimal drüber nach." Die meisten Leser auf den Internetseiten der Gadsden Times nahmen die Sache ebenfalls beifällig auf. "Besser ein Schild um den Hals, als eine Hand abgehackt", lautete einer der eher harmlosen Kommentare. Ein Leser aber schrieb sarkastisch, den Kunden würde es sicherlich auch gefallen, wenn Walmart-Manager mit Schildern um den Hals vor ihren Filialen auf- und abgehen müssten, auf denen steht: "Ich nehme meinen Kunden regelmäßig zu viel Geld ab." Die Walmart-Führung muss das auch gelesen habe: Sie wies ihren Filialleiter an, das Schaulaufen nicht wieder zuzulassen.

Quelle: Süddeutsche Zeitung   den 16. Mai 2007 , Seite 3 
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 M2: Basar und Recht          Von Heribert Prantl

Der alte Strafprozess ist tot, es lebe das neue Strafverfahren: Es wird dort nicht mehr gekämpft, sondern gekungelt; es wird gefeilscht, gepokert, gehandelt, gezahlt. Diese Zukunft hat schon begonnen. Man hat sie zuletzt im Mannesmann-Ackermann-Prozess und im Hartz-Verfahren gesehen. Bei Ackermann ist das Strafverfahren wegen des Vorwurfs der schweren Untreue gegen eine Geldstrafe von 3,2 Millionen Euro eingestellt worden. Bei Peter Hartz lautete das zuvor mit ihm abgesprochene Urteil auf zwei Jahre mit Bewährung plus Geldauflage. Die Tatsachen, auf denen das Urteil beruht, wurden nicht mehr wirklich geklärt; sie wurden ausgehandelt.
Und so soll es nun gesetzlich genehmigter Standard werden. Beim geplanten Gesetz über die "Verständigung im Strafverfahren" geht es nicht mehr, wie so oft in den letzten zwanzig Jahren, um irgendein Entlastungsgesetz für die Justiz. Diesmal geht es um eine für den Strafprozess und damit für das gesamte deutsche Rechtssystem epochale Umwälzung - wie sie zuletzt vor zweihundert Jahren begann, als die Reform des alten Inquisitionsprozesses auf die Tagesordnung kam. Jetzt geht es darum, dass der aufgeklärt-moderne Strafprozess, der seit Mitte des 19. Jahrhunderts das Rechtsleben bestimmte, abgelöst wird vom postmodernen Konsensprozess - in dessen Mittelpunkt die Zustimmung des Beschuldigten zur Sanktion steht, das abgesprochene Geständnis, das vereinbarte Urteil, der Deal.
Beim alten Inquisitionsprozess waren Richter und Ankläger identisch und der Strafprozess war gekennzeichnet von den Prinzipien der Schriftlichkeit und der Heimlichkeit des Verfahrens. Die Aufklärung setzte dann die Prinzipien der Mündlichkeit und der Öffentlichkeit des Verfahrens dagegen. Die "Urteilsabsprache", wie sie nun durch Gesetz ausdrücklich genehmigt werden soll, widerspricht diesen aufgeklärten Prinzipien. Es wird nun ein neues Prinzip als Legitimation für das abgesprochene Urteil konstruiert: Die Zustimmung des Angeklagten zum Urteil. Sie erhält im postmodernen Strafprozess eine Bedeutung, wie sie im alten Inquisitionsprozess das (notfalls erzwungene) Geständnis hatte. Der neue Strafprozess ist ein klassischer Tauschhandel: (Teil-)Geständnis gegen milde Strafe. Dieser Deal erleichtert dem Richter die Arbeit; der Prozess wird kurz und einfach. Und die gedealte milde Strafe erleichtert dem Angeklagten das Leben. Die Legalisierung des Deals ist ein Kulminationspunkt in der noch kurzen Geschichte der Ökonomisierung des Strafverfahrens. […]
Die Befürworter des Deals, das sind vor allem die Richter und Staatsanwälte, reden deshalb statt von Heimlichkeit lieber von "Vertraulichkeit". Doch auch Vertraulichkeit widerspricht zwangläufig dem Öffentlichkeitsgrundsatz: Die öffentliche und mündliche Gerichtsverhandlung ist seit der Ablösung des Inquisitionsprozesses Kernelement des Strafprozesses. Verhandlungen über den Deal finden aber überwiegend außerhalb des Gerichtssaals statt, abseits von der öffentlichen Kontrolle also. Dieses Verhandeln im Abseits passt auch nicht zum Unmittelbarkeitsprinzip: Es verlangt, dass sich der Richter sein Urteil bildet aufgrund des persönlichen Eindrucks, den er vom Angeklagten und den Beweismitteln in öffentlicher Sitzung gewinnt - und dass auf Aussagen und Vorgänge, die außerhalb der Hauptverhandlung liegen, grundsätzlich nicht zurückgegriffen werden kann. […]
Wo bleibt die Aufklärung? Wo bleibt die Wahrheit, wenn das Gericht sich einfach auf ein (Teil-)Geständnis verlässt, wenn es diesem echten Geständnis nicht weiter nachgeht, weil das Verfahren ja schnell gehen soll? Die vorliegenden Gesetzentwürfe halten zwar an dem "verfassungsrechtlich verankerten Grundsatz der Wahrheitsermittlung" (BMJ) fest - grundsätzlich. Aber wer kann das noch kontrollieren? Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum Deal muss das Gericht von der Richtigkeit des gedealten Geständnisses überzeugt sein. Beweiserhebungen, "die sich aufdrängen, dürfen nicht unterbleiben", sagt der Bundesgerichtshof. Wer beurteilt, was sich aufdrängt?
Eine nachträgliche Kontrolle des Deals findet nicht statt. Zwar sehen alle drei vorliegenden Gesetzentwürfe vor, dass ein Verzicht auf Rechtsmittel nicht zum Gegenstand des Deals gemacht werden darf. Aber in der Praxis läuft es doch darauf hinaus: Ein Rechtsmittelverzicht im Zusammenhang mit dem Deal ist möglich, wenn der Verurteilte "qualifiziert" darüber belehrt worden ist, was das bedeutet. Diese qualifizierte Belehrung ist vielerorts schon jetzt Textbaustein geworden; "sie zu erteilen und zu dokumentieren dauert eine Minute", sagt der Münchner Strafverteidiger Werner Leitner, der Vorsitzende des Strafrechts-ausschusses des Deutschen Anwaltsvereins.      [Quelle: Süddeutsche Zeitung 03. Februar 2007 , Seite 6]
 M3: Das Dilemma der Verteidiger     Von Stephan Handel


Sie haben die Geister selbst gerufen - doch die wenden sich nun gegen sie: Anwälte haben den Deal erfunden, vor gut 30 Jahren, als der "Konfliktverteidiger" erstmals auftrat, der nicht mehr schön einvernehmlich mit dem Gericht und dem Staatsanwalt zusammen darüber entschied, was denn mit dem Angeklagten geschehen solle. Sondern der dem Gericht so lange auf die Nerven ging, bis es aufgab und einer einvernehmlichen Lösung zustimmte. Das ist lange her. Die Praxis heute hat sich exakt umgekehrt: Heute drängen die Gerichte auf Geständnisse und winken mit milderen Strafen - wobei die Drohung mit der härteren Strafe bei Nicht-Kooperation gelegentlich in die Nähe der Erpressung gerät. "Sanktionenschere" nennen Juristen das. Der Bundesgerichtshof hat die Praxis zwar in mehreren Urteilen gerügt. Vor das oberste Revisionsgericht kommt ein Verfahren jedoch sowieso nur, wenn der Deal nicht zustande kommt - denn für gewöhnlich gehört zur Absprache auch der Verzicht auf Rechtsmittel. Der nun geplanten gesetzlichen Regelung von Prozess-Absprachen stehen die Anwälte dennoch gespalten gegenüber. Am Entwurf des Bundesjustizministeriums bemängeln sie vor allem die radikale Einschränkung der Rechtsmittel. Zudem befürchten sie, das "gedealte" Urteil werde über kurz oder lang der Normalfall werden, ein Anwalt, der streitig verhandeln will, "muss sich dann anhören: Ach, diese Prozessform aus dem letzten Jahrhundert, ja, da war mal was", sagt Stefan König, Vorsitzender des Strafrechtsausschusses im Deutschen Anwaltverein. Und Klaus Tolksdorf, Vorsitzender des 3. Strafsenats am Bundesgerichtshof, meint sogar: "Unser Strafverfahren verträgt keinen Deal. Es gelten nicht mehr die Regeln der StPO, sondern die Gesetze des Handels."
Angesichts der Realität nennen manche Juristen diese Haltung "Rechtsromantik". Zudem befürchten viele Verteidiger, auch bei einer gesetzlichen Regelung werde es weiterhin informelle, nicht offengelegte Gespräche zwischen den Verfahrensbeteiligten geben.
Die Strafverteidiger stehen vor einem Dilemma: Es ist ihre Aufgabe, für den Mandanten das bestmögliche Urteil zu erreichen. Was aber, wenn sie dafür Rechtsbrüche in Kauf nehmen müssen? Wenn sie von der Unschuld des Mandanten überzeugt sind, ihm aber dennoch zu einem - falschen - Geständnis raten müssen, um eine jahrelange Gefängnisstrafe zu vermeiden? Was bleibt dann von der Amtsaufklärungspflicht, vom Auftrag an das Gericht, die Wahrheit zu ergründen, so weit es nur geht? Wozu dann überhaupt noch einen Rechtskundigen an der Seite des Angeklagten, wenn ihm sein einziges Kampfmittel, die StPO, genommen wird? Ein Münchner Verteidiger erzählt einen Fall, in dem ein Richter zu ihm sagte: "Wir verurteilen den Mann. Natürlich können Sie in Revision gehen. Aber das dauert. Wenn er auf einen Deal eingeht, ist er kürzer im Gefängnis"."Die Richter halten sich nicht an das Recht", sagt der Anwalt - und er, als Vertreter des schwächsten Gliedes im Strafprozess, des Angeklagten, kann oft nicht viel mehr tun, als im Interesse des Mandanten frustriert zu akzeptieren, was er als Erpressung empfindet: "Ich habe jedes Vertrauen in die Justiz verloren."


Quelle: Süddeutsche Zeitung , den 29. November 2006 , Seite 2 
M4: Zahlt ein Täter genug Geld . . . ist die Sache aus der Welt
Von Heribert Prantl


Einstellung des Strafverfahrens gegen eine Geldauflage von 3,2 Millionen Euro - schon die Höhe des Betrags indiziert die Anrüchigkeit des Vorgangs. Für solche Fälle ist der Paragraph 153 a Strafprozessordnung (StPO) nicht geschaffen. Der Fall Ackermann wird zu einem besonders eklatanten Beispiel für die Ökonomisierung des Strafverfahrens: Zahlt ein Täter genug Geld, ist die Sache aus der Welt.
Möglich ist diese moderne Form des Ablasshandels seit 1975 - seitdem gibt es den Paragraphen 153 a: Ein Strafverfahren kann gegen Zahlung einer Geldauflage eingestellt werden, wenn auf diese Weise "das öffentliche Interesse an der Strafverfolgung zu beseitigen ist" und "die Schwere der Schuld nicht entgegensteht". Im konkreten Fall liegt die Einstellung natürlich im Interesse Ackermanns. Er bleibt juristisch unbescholten; das ist ihm viel Geld wert. Die Einstellung liegt auch im Interesse der Staatsanwaltschaft: Sie erspart sich weitere Arbeit. Und sie liegt im Interesse des Gerichts: Es braucht kein Urteil zu schreiben und entgeht dem Risiko, dass das Urteil in der höheren Instanz aufgehoben wird und die Sache nochmal von vorn losgeht. Die Einstellung liegt aber kaum im öffentlichen Interesse, so, wie dies als Voraussetzung im Gesetz formuliert wird. Es wird nämlich auf diese Weise dunkle Geschichte im Dunkel des Deals zwischen Verteidigern und Staatsanwaltschaft erledigt. Aufklären, nicht aufgeben wird von der Justiz erwartet.
 Das Besondere an dieser Art der Beendigung eines Verfahrens ist, dass die handelnden Personen nicht kontrolliert werden können. Es gibt keine Rechtsbehelfe, es gibt keine Kontrollinstanz. Wenn die Prozessbeteiligten sich über Einstellung und Höhe der Geldauflage einig sind, kann niemand etwas dagegen machen. Es gibt auch keine juristischen Regeln, keine Maßstäbe für dieses Verfahren. Die im Gesetz formulierten Voraussetzungen sind so vage, dass das "mit Juristerei gar nichts mehr zu tun hat", wie der Frankfurter Strafrechtsprofessor Wolfgang Naucke dies einmal formuliert hat. Die Anwendung ist völlig ins Belieben gestellt, sie muss nicht einmal begründet werden. Naucke hält deshalb dieses Verfahren für rundum verfassungswidrig.
Konzipiert wurde die Einstellung gegen Geldauflage ursprünglich für Massendelikte von geringer Schuld. Beim Gros der Verfahren, die nach diesem Paragrafen behandelt werden, handelt es sich immer noch um Alltagsdelikte; über 300 000 Verfahren werden jährlich auf diese Weise eingestellt. Es gibt allerdings die Tendenz, immer mehr sehr aufwendige oder heikle Verfahren nach dieser Methode "totzumachen", wie die Praktiker sagen - zumal seitdem im Jahr 1993 das sogenannte Rechtspflegeentlastungsgesetz (sic!) den Anwendungsbereich der Vorschrift stark erweitert hat: Bis dahin war die Einstellung nur "bei geringer Schuld möglich".
 Diese Voraussetzung wurde damals gestrichen. Seit 1993 können Strafverfahren auch in allen Fällen der mittleren Kriminalität gegen Geldauflage eingestellt werden. Davon wird großzügig, ja exzessiv Gebrauch gemacht. Die Einstellung des Verfahrens gegen Ackermann ist ein neuer Höhepunkt in dieser Entwicklung. Im Karlsruher Kommentar zur Strafprozessordnung heißt es im Hinblick auf solche Fälle. Der Gesetzgeber habe sich "seiner Verpflichtung zur Rechtsgewährung in unverantwortlicher Weise entzogen".
Altkanzler Helmut Kohl hat von dieser Vorschrift profitiert - Einstellung gegen Zahlung von 300 000 Mark. Auch bei Steffi Graf kam das Handelsrecht zur Anwendung: 1,3 Millionen. Bei Gerold Tandler, bayerischer Ex-Finanzminister: 150 000 Mark. Und so weiter und so fort. Es ist ziemlich zufällig, ob einem Beschuldigten diese Wohltat der Einstellung gewährt wird: bei Kohl ja, bei Kanther nein. Und bei den Massendelikten sind die Usancen von Gericht zu Gericht verschieden. "Auf der Strecke bleibt", so sagt Strafrechtsprofessor Naucke, "die Gerechtigkeit".


Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.272, Samstag, den 25. November 2006 , Seite 2 

 M5: Gnade für Christian Klar    Von Michael Buback

Wenn ich danach gefragt wurde, habe ich zu erklären versucht, wie wichtig es für die Angehörigen ist zu wissen, wer am Gründonnerstag 1977 die beiden Personen auf dem Motorrad waren, und vor allem wer Georg Wurster, Wolfgang Göbel und meinen Vater Siegfried Buback erschossen hat. Über all die Jahre wurden drei Täter genannt: Günter Sonnenberg, Christian Klar und Knut Folkerts. Die bohrende Ungewissheit lag darin, dass nur zwei Menschen auf dem Motorrad saßen und nur der Beifahrer geschossen hat. Strafrechtlich ist der individuelle Tatbeitrag beim gemeinschaftlich begangenen Mord weniger relevant. Für die Angehörigen ist aber doch derjenige, der geschossen hat, der entscheidende Täter.
Was ich nicht erwartet hatte, ist nun geschehen. Nach drei Jahrzehnten habe ich Informationen aus dem Bereich der RAF erhalten, und ich bin dankbar dafür. Es erscheint mir fast wie ein Wunder, dass die Not der Angehörigen aufgrund der unklaren Tatumstände auch dort erkannt worden ist. Natürlich muss ich gegenüber Nachrichten aus solcher Quelle skeptisch sein. Sie können beabsichtigt oder unbeabsichtigt falsch sein, aber sie können eben auch stimmen.
Die Informationen berühren die Diskussion um eine Begnadigung von Christian Klar, sodass ich meine, sie nicht für mich behalten zu dürfen. Die Nachricht lautet: Christian Klar sei keiner der beiden Täter auf dem Motorrad gewesen. Er habe auch nicht an der frühen Planung des Attentats teilgenommen, auch nicht an der Ausbildung für die Aktion. Christian Klar habe dagegen maßgeblich an der Ermordung von Jürgen Ponto mitgewirkt, was ja auch an anderer Stelle beschrieben ist. Diese Aktion war als Entführung geplant. Sie galt als weniger schwierig, da die Tatbeteiligung von Frau Albrecht einen leichten Zugang zum Hause Ponto ermöglichte. Der Entführungsversuch misslang jedoch, und es ist nachvollziehbar, dass - wie ich höre - Christian Klar nicht in die Entführung von Hanns-Martin Schleyer einbezogen wurde, da diese wesentlich riskanter war.
Es gab zahlreiche weitere schwere Verbrechen der RAF, die für die Haftdauer, aber auch für eine Begnadigung Einzelner eine Rolle spielen. Wenn ich nur die drei herausragenden Attentate im Jahr 1977 berücksichtige, gibt es unter der auf die neuen Hinweise gestützten Annahme, dass Christian Klar am Gründonnerstag 1977 nicht an der eigentlichen Tat beteiligt war, für mich keinen Beleg, dass sein Anteil an den Verbrechen der RAF so außergewöhnlich schwer wiegt, dass er länger als alle anderen Mörder aus den Reihen der RAF in Haft bleiben müsste. Diese Einschätzung hängt natürlich davon ab, dass die neuen Informationen stimmen. Ich habe die Hinweise mit den mir zur Verfügung stehenden Mitteln geprüft und abgewogen. Sie sind in sich schlüssig und passen zu bereits Bekanntem.
Es mag sein, dass Christian Klar an der Ermordung meines Vaters und seiner Begleiter in strafrechtlich relevanter Weise beteiligt war, etwa im Fluchtauto die Täter erwartete. Er sei aber nicht auf dem Motorrad gewesen. Und das ist für mich von Bedeutung. Wenn die Schwere der Verbrechen von Christian Klar die der Morde anderer RAF-Mitglieder nicht deutlich übersteigt, kann man fragen, ob seine Haftdauer länger als die von Frau Mohnhaupt andauern sollte. Beide haben gemeinsam das schreckliche, zur Ermordung von Jürgen Ponto führende Verbrechen ausgeführt, und so könnte auch er nach etwa 24 Jahren Haft in Freiheit gelangen. Durch einen Gnadenerweis des Bundespräsidenten wäre das möglich.
Die für mich neue Situation - und ich füge nochmals ausdrücklich hinzu -, wenn denn die Informationen zutreffend sind, führt zu weiteren Fragen: Wie kann es sein, dass ein Mensch es ohne Gegenäußerung akzeptiert, als besonders schwerer Verbrecher zu gelten, wenn er sich doch von anderen Mördern aus den Reihen der RAF nicht deutlich abhebt? Wie stark müssen Druck und Beeinflussung innerhalb der RAF gewesen sein? Man kommt rasch auf Gedanken, die schwindelig machen, die aber dennoch nicht absurd sein müssen.

Ich wollte wissen, wer am Gründonnerstag 1977 in Karlsruhe drei Menschen erschossen hat, unter ihnen meinen Vater. Christian Klar soll es nicht gewesen sein. Als mögliche Schützen blieben aus dem stets genannten Täterkreis Günter Sonnenberg und Knut Folkerts. Sonnenberg hat das Motorrad ausgeliehen. Vermutlich hat er es wohl auch gefahren, und so lautet auch die Information, die mich erreichte. Der Schütze auf dem Beifahrersitz müsste demnach Knut Folkerts gewesen sein, aber ich höre, Folkerts sei nicht an der Tat beteiligt gewesen.
Wenn auch das stimmen sollte, so fehlte plötzlich ein Täter, nachdem es zuvor einen Täter zu viel gab, und ich muss mich fragen, ob mir Informationen nur gegeben wurden, um Klar zu entlasten und mich in meiner Gutgläubigkeit zu einem Einsatz für ihn zu bewegen. Ich habe keinerlei gesicherte Kenntnisse, und ich habe gemerkt, dass es zu spät ist, nach einem Tatablauf vor über 30 Jahren zu fragen, einem Zeitabstand, nach dem früher Mord verjährte. Es geht nur noch um meine Einstellung zum Gnadengesuch von Christian Klar, die viele erfahren wollten. Im Zweifel will ich zu seinen Gunsten den Informationen glauben, dass er keiner der Täter auf dem Motorrad war.
Dieser Text ist der schwierigste, den ich je geschrieben habe. Viele werden meine Äußerung nicht nachvollziehen können, da sie darin Ansätze für eine ungerechtfertigte, etwas mildere Sicht auf Christian Klar erkennen, der ja schwerste Verbrechen begangen hat und wegen Mordes zu lebenslänglicher Haft verurteilt ist. Vielleicht wird auch Christian Klar meinen Beitrag nicht schätzen, denn ich kann nicht mehr ausschließen, dass er darauf bestehen möchte, ein noch größerer Terrorist gewesen zu sein, als er es war. Wenn das der Fall sein sollte, braucht er vor allem Hilfe, aber nicht noch 20 Monate Haft.

Michael Buback, 62, Professor für Technische und Makromolekulare Chemie in Göttingen, ist Sohn des früheren Generalbundesanwalts Siegfried Buback, der 1977 von der RAF ermordet wurde.  


Quelle: Süddeutsche Zeitung, den 18. April 2007 , Seite 2
M6: Unverdiente Gunst von Rainer Erlinger

Das ist ein eigentümliches, unzeitgemäßes Wort: Gnade. Es wirkt fremd in einem Rechtsstaat. Dennoch hat man es in letzter Zeit oft gehört und gelesen, wie jetzt am Wochenende, als Antje Vollmer, die Freilassung aller RAF-Gefangenen forderte, und noch öfter im Zusammenhang mit dem Gnadengesuch, das der RAF-Terrorist Christian Klar 2003 an den damaligen Bundespräsidenten Rau richtete und über das dessen Amtsnachfolger Köhler nun entscheiden soll. Vielleicht schrieb Klar damals ganz demokratisch an "Herrn Rau", vielleicht formulierte er es als "Antrag auf Begnadigung", vermutlich begründete er sein Gesuch. Außer Klar, den Bundespräsidenten und ihren engsten Mitarbeitern kennt niemand den genauen Wortlaut, doch im Kern konnte sein Schreiben nicht viel mehr enthalten als dieses eine Flehen: Ich bitte um Gnade. [...]
 Der Begriff Gnade geht Politikern und Kommentatoren dabei so leicht über die Lippen als sprächen sie über Dinge aus dem täglichen Leben, über etwas, dessen Bedeutung und Wesen man genau kennt, eine Art Belohnung, wie Äpfel oder Birnen oder Kompott. Geht es um Nachsicht oder Nachtisch? Einerlei, wer nicht brav war, muss ohne sie ins Bett. Er hat die Gnade nicht "verdient", kann man immer wieder lesen.
Geht das überhaupt? Kann man sich Gnade verdienen? Nicht lediglich um sie bitten? Der Brockhaus definiert sie im weltlichen Bereich als herablassendes Wohlwollen, unverdiente Gunst. Dem entspricht auch die Herkunft des Wortes aus dem althochdeutschen "ginada" für eben jenes Wohlwollen, Gunst, aber auch göttliche Hilfe. Die Redewendung "Gnade vor Recht", zeigt da einen Gegensatz: Gnade steht außerhalb des Rechts. Auf Gnade kann man demnach auch keinen Anspruch haben, sie wird gewährt. Dieser Unterschied wird auch im Fall Christian Klar deutlich: 2009 sieht das Gesetz eine Überprüfung der Fortdauer seiner Strafe durch ein Gericht vor. Zeitpunkt, Verfahren und die anzulegenden Kriterien sind genau geregelt, niemand kann Klar dieses Recht nehmen. So geschehen jüngst bei Brigitte Mohnhaupt. Anders Klars Gnadengesuch, bei dem es eben nicht um den Vollzug der Gesetze geht, sondern um etwas daneben Stehendes. Dementsprechend ist die Legitimation dieses Instruments im Rechtsstaat durchaus umstritten.
Historisch begründet es sich daher, dass die Urteile ursprünglich im Namen des Herrschers gesprochen wurden, ihre Aufhebung daher ebenfalls bei ihm lag. Zudem leitete sich seine Herrschaft selbst von der Gnade Gottes ab (Gottesgnadentum), welche er dann nach eigener Barmherzigkeit weitergeben konnte. Schon Immanuel Kant nannte das Begnadigungsrecht (ius aggratiandi) das schlüpfrigste unter allen Rechten des Souveräns "um den Glanz seiner Hoheit zu beweisen und dadurch doch in hohem Grade Unrecht zu tun". Für die heutige Zeit begründen lässt sich dieser Anachronismus am ehesten als letztes Korrektiv für ungewollte Härten des Gesetzes, als "Sicherheits-ventil", wie der preußische Jurist Rudolf von Jhering formulierte. [...]
 Wer  vom Wohlwollen abhängt, muss kuschen. Nicht zufällig hat das Prinzip über das Gottesgnadentum der Herrscher Eingang in die weltliche Macht gefunden. Die Einsetzung durch Gottes Gnade kann nur Gott widerrufen, entzieht den Herrscher der weltlichen Kontrolle. In die andere Richtung macht die Weitergabe der Gnade oder ihre Verweigerung den Schutzbefohlenen abhängig und damit beherrschbar. Gnade dient als Zuckerbrot, ihre Nichtgewährung als Peitsche bei der Dressur der Untergebenen. Die lieblich anmutende Gnade ist nichts anderes als die kleine hübsche Schwester der hässlichen Willkür. Nur diese enge Verwandtschaft mit der Willkür macht sie überhaupt zur Gnade, trennt sie vom spröden aber nachprüfbaren Recht. Und im Endeffekt ist sie in der Hand des Menschen nur ein in Schönheit verkleidetes Machtinstrument.
An dieser Stelle schließt sich der Kreis: Diejenigen Politiker, welche die Begnadigung von Wohl-verhalten abhängig machen wollen, sehen vor allem das Züchtigungspotential, das dem Prinzip der Gnade innewohnt. Dabei kann man es genauso gut umgekehrt betrachten: Die Gewährung von Gnade entspringt aus Macht. Die Bitte um Gnade beinhaltet damit die Unterwerfung unter diese Macht. Mit seinem Gnadengesuch an das Staatsoberhaupt hat Christian Klar also keineswegs seine ideologisch neutralen Rechte wahrgenommen, sondern den Staat und dessen Herrschaftsanspruch bedingungslos anerkannt. 
Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.53, Montag, den 05. März 2007 , Seite 11
M7: Ein Urteil, das Entsetzen auslöst

Von Hans Holzhaider


Heilbronn - ¸¸Der Angeklagte wird freigesprochen" - vier Worte, die einschlagen wie ein Blitz. Ein entsetztes Aufstöhnen geht durch den Schwurgerichtssaal im Landgericht Heilbronn. Fast auf den Tag genau ein Jahr lang hat das Gericht über eine, wie es der Vorsitzende Richter Wolfgang Bender formuliert, ¸¸unglaublich grausame und brutale Tat" verhandelt, ein Verbrechen, das am 7. Oktober 2004 die knapp 1700 Einwohner zählende Gemeinde Siegelsbach im Landkreis Heilbronn in einen regelrechten Schockzustand versetzt hat. Bei einem Überfall auf die örtliche Sparkassenfiliale hatte der Täter eine 65-jährige Hausfrau mit zwei Schüssen ins Gesicht getötet. Dem Ehemann der Getöteten schoss der Räuber ins Genick, einem 29-jährigen Bankangestellten zertrümmerte er mit dem Kolben seiner Pistole den Schädel. Beide überlebten wie durch ein Wunder, und beide waren sich sicher, wer die Tat begangen hatte: Der Bäckermeister Alfred B., der Inhaber der einzigen Bäckerei in Siegelsbach.
Ungläubiges Entsetzen herrschte im Ort. Niemand konnte es fassen, dass ein seit seiner Geburt hier ansässiger und allseits angesehener Bürger am helllichten Tag unmaskiert die nur 200 Meter von seiner Bäckerei entfernte Bank überfallen und drei Menschen kaltblütig niedergemetzelt haben sollte. Aber dann kam eine solche Fülle belastender Indizien zutage, dass schließlich kaum noch jemand in Siegelsbach an der Schuld des Bäckers zweifelte. Und jetzt - der Freispruch. Der Haftbefehl ist aufgehoben, der Bäckermeister ist wieder ein freier Mann.
Das Gericht hat sich seine Entscheidung nicht leicht gemacht. Auch die Strafkammer, sagte Richter Bender, sei zunächst davon ausgegangen, dass der Fall klar liege und eine Verurteilung ¸¸ziemlich sicher" zu erwarten sei. Diese ¸¸vordergründige Sicherheit" sei aber im Verlauf der Verhandlung nachhaltig erschüttert worden. Bei einer sorgfältigen Prüfung der Indizien hätten sich erhebliche Zweifel an der Schuld des Bäckermeisters ergeben, sodass das Gericht schließlich zu der Überzeugung gelangt sei: ¸¸Die Unschuld des Angeklagten steht fest. Die wahren Täter laufen frei herum."
Die Indizien: Das waren an erster Stelle die Aussagen der Überlebenden. Beide ließen vor Gericht keinen Zweifel daran, dass sie Alfred B. als Täter erkannt hatten. ¸¸Die Tür ging auf, und er kam raus, und es war der Bäcker B.", sagte der Rentner Hermann C., ¸¸ich kannte ihn schließlich". ¸¸Wirklich hundertprozentig?", hakte der Richter nach. C. zögerte nicht den Bruchteil einer Sekunde: ¸¸Ja. Ganz sicher." Auch der Bankangestellte Thorsten M. ließ keinen Zweifel aufkommen: ¸¸Ich habe ihn erkannt." Dem Gericht reichte das nicht aus. Das Erinnerungsvermögen des Bankangestellten sei wegen der schweren Kopfverletzungen, die ihm der Räuber zufügte, nicht zuverlässig, und der Rentner sei sich unmittelbar nach der Tat noch keineswegs so restlos sicher gewesen wie später bei der Polizei und vor Gericht. Auf diese Aussagen allein, so Richter Bender, lasse sich keine Verurteilung stützen.
Als Nächstes: Die Beute. 33 514 Euro packte der Bankräuber ein, und zwei Tage später fand die Polizei bei der Durchsuchung des Bäckerhauses versteckt in der verstaubten Rückwand eines alten Kühlschranks 14 970 Euro, die in einer blitzblanken, völlig staubfreien Brieftasche steckten. Nur wenige Stunden nach dem Überfall hatte B. bei der Volksbank im benachbarten Bad Rappenau 10 000 und tags drauf noch einmal 4970 Euro in bar einbezahlt, unter anderem mit 14 500-Euro-Scheinen - 15 solcher Scheine befanden sich bei der Beute. Woher das Geld stammte, wollte der Bäcker nicht sagen. ¸¸Schwarzgeld", war alles, was die Polizei ihm entlocken konnte. Der Ermittlungsrichter hatte auf B. eingeredet: hier gehe es um Mord, nicht um Schwarzgeld. B. blieb stur. ¸¸Die Herkunft des Geldes konnte nicht geklärt werden", resümierte der Richter. Aber aus dem Schweigen des Angeklagten dürften keine für ihn nachteiligen Schlüsse gezogen werden. Auch vor Gericht schwieg B. Nur einen Satz sagte er, ganz zum Schluss: "Ich war's nicht."

Weitere Indizien: Die Tatwaffe. Es müsse sich um einen Nachbau einer Walther PP, Kaliber 7,65 handeln, sagte ein Gutachter. Eine solche Waffe hatte der Angeklagte, ein passionierter Jäger, von seinem Vater geerbt und später als verloren gemeldet. Sie blieb bis heute verschwunden. Beweiswert? Gleich null, sagt das Gericht.
Eine Feuerstelle im Wald, von der am Nachmittag nach der Tat Rauch aufstieg. In der Asche fand man Papierreste mit Adressenaufklebern des Bäckers, und mehr als ein Jahr später, bei einer gründlichen Nachsuche, Fladen einer geschmolzenen Kautschukmischung, die mit dem Material besonders hochwertiger Jagdstiefel übereinstimmte, die der Angeklagte nachweislich besessen hatte. Ein Schuhabdruck der zugehörigen Profilsohle wurde in einer Blutlache am Tatort gesichert. Kein Beweis, sagt das Gericht. Nicht auszuschließen, dass jemand, der dem Bäcker übel wollte, den Gummifladen nachträglich in der Feuerstelle eingebuddelt habe.
Ausschlaggebend für den Freispruch war der durch viele Zeugenaussagen belegte Ablauf der Viertelstunde, in der sich die Tat zugetragen haben muss. Da ging es um Minuten, sogar um Sekunden, wer wann wo dem Bäcker begegnet oder nicht begegnet war. Fazit des Gerichts: Er kann nicht der Täter gewesen sein. Vorwurf an die Polizei: Sie habe sich zu schnell auf den Bäckermeister als Täter konzentriert und Hinweise auf andere Täter außer Acht gelassen. ¸¸Das Entsetzen über die Tat", so Richter Bender, ¸¸darf nicht blind machen. Für bloße Gefälligkeitsurteile ist in einem Rechtsstaat kein Raum."
Entsetzen herrscht über das Urteil, jedenfalls bei Staatsanwalt Martin Renninger. ¸¸Ein krasses Fehlurteil, das keinen Bestand haben wird", sagt er. Die überlebenden Opfer sind schockiert. ¸¸Mein Vater", sagt die Tochter des knapp dem Tode entronnenen Rentners Hermann C., ¸¸kann nicht mehr nach Hause. Er hat Angst. Und wir haben Angst um ihn." Wie das Leben in Siegelsbach weitergehen soll, wenn B. zurückkehrt, mag niemand voraussagen. ¸¸Zweifellos eine schwierige Situation", sagt Bürgermeister Ulrich Kremsler.
Bestätigt sieht sich hingegen B.s Verteidigerin Anke Stiefel-Bechdolf: ¸¸Es wurden Fiktionen und Unterstellungen zu Indizien gemacht", sagt sie. Aber als Siegerin fühle sie sich nicht: ¸¸Nach diesem Prozess gibt es nur Verlierer."


Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.93, Samstag, den 22. April 2006 , Seite 12
M8: "Besser als Ehrlosigkeit"

 Im Prozess um den sogenannten Ehrenmord an der 16 Jahre alten Deutsch-Afghanin Morsal hat das Gericht erstmals Einblicke in die Psyche des angeklagten Bruders nach der Tat gewährt. Es ließ hochdramatische Mitschnitte von drei Telefonaten abspielen, die der 24-Jährige am Morgen nach dem tödlichen Messerangriff auf Morsal mit seinen Eltern führte. Auf die verzweifelten Klagen seiner weinenden Mutter hin sagte er demnach: "Besser als Ehrlosigkeit." Einem Gutachter erzählte er einige Wochen später dagegen, er bereue seine Tat sehr. "In einem Wort: Er wollte es am liebsten ungeschehen machen", berichtete dieser als Zeuge. Der 24-Jährige muss sich in dem Verfahren vor dem Landgericht Hamburg unter anderem wegen Mordes verantworten. Nach Auffassung der Staatsanwaltschaft soll er seine Schwester am 15. Mai 2008 auf einem Parkplatz im Hamburger Stadtteil St. Georg heimtückisch erstochen haben, weil er ihren Lebensstil ablehnte. Das brutale Verbrechen sorgte bundesweit für Entsetzen. Nach Meinung seiner Anwälte handelte der Angeklagte ungeplant und war eventuell vermindert schuldfähig. Er war am Tag nach der Tat festgenommen worden. Vor Gericht hat er bislang geschwiegen. Er hatte den Angriff auf Morsal aber zuvor bei der Polizei gestanden. 

In den Telefongesprächen mit seiner Mutter machte der Angeklagte indirekt seinen Vater für Morsals angeblich unehrenhaftes Verhalten verantwortlich. "Wenn er aufgepasst hätte, dann hätte so etwas nicht passieren können", sagte der gefasst wirkende 24-Jährige gemäß der Übersetzung eines Dolmetschers auf Afghanisch.  Die Telefonate hatte die Polizei während der Fahndung nach dem zu diesem Zeitpunkt noch flüchtigen Verdächtigen aufzeichnen lassen. Das, was geschehen sei, sei nicht falsch gewesen, ergänzte der Beschuldigte darin mit Blick auf Morsals Tod vage. Die völlig aufgelöste Mutter wiederum sagte weinend: "Allen geht es schlecht. Alle hast Du getötet, mein Junge." Der Gutachter berichtete, wie ihm der Angeklagte Einzelheiten des mutmaßlichen Tatablaufs schilderte. Demnach habe er sich mit Morsal am Tatabend nur treffen wollen, um mit ihr über ihren Lebensstil zu reden. "Er wollte ihr ins Gewissen reden, die Ehre der Familie nicht zu beschmutzen", gab der Psychiater dessen Äußerungen aus einem Untersuchungsgespräch wider. Zugestochen habe er dann, nachdem sich seine Schwester jede Einmischung verbeten habe. Dies hätte ihn nach eigener Aussage "zutiefst getroffen", sagte der Experte. Dieser sollte im Prozess zunächst als Gutachter auftreten, war auf Antrag der Verteidigung aber für befangen erklärt worden und ausgeschieden. 

                                                                    (Süddeutsche Zeitung  19.01.2009)
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M9: Mord aus Intoleranz

Lebenslang im Fall Morsal O.: "Er tötete seine Schwester, weil sie wie ein deutsches Mädchen leben wollte"   Von Jens Schneider- SZ, 14. 02. 2009, S. 12  (gekürzt)


Hamburg [...] Der Vorsitzende Richter verkündet das Urteil: Lebenslänglich wegen Mordes an seiner Schwester, und nach diesen wenigen ersten Worten entlädt sich die ganze Anspannung, die über diesem Verfahren gelegen hat. Ein lauter Aufschrei der Mutter gellt durch den Saal. Ihr lautes Wehklagen dringt in der folgenden Stunde ständig durch den Raum, während der Richter das Urteil begründet.

Die Familie schreit gegen das Urteil an, das sie nicht wahrhaben will. Ein jüngerer Bruder schlägt mit den Fäusten auf die Sicherheitswand ein, mit der die Zuschauer vom Gericht getrennt werden. Weil er laut brüllt, wird der Junge später von Ordnern herausgeführt. Im Saal treffen Welten aufeinander: Hinter der Familie springen Zuschauer auf und jubeln. Einer reißt aus  Freude über das Urteil den Arm hoch. Es war vor einem Jahr im Mai, als der 24 Jahre alte, in Kabul geborene Ahmad-Sobhair O. seine 16 Jahre alte Schwester auf einem Parkplatz in Hamburg mit 23 Messerstichen tötete. Er habe Morsal im Namen der Ehre ermordet, sagt nun der Richter. Er sei der Auffassung gewesen, dass Morsal durch ihr Verhalten ihre Ehre und die der Familie beschmutzte - mit knapper Kleidung, auffälliger Schminke, ihrem Interesse für das andere Geschlecht. "Er tötete aus reiner Intoleranz." Morsal habe sterben müssen, weil sie nicht nach den sehr strengen Regeln afghanischer Tradition leben wollte, sondern wie ein deutsches Mädchen.
Sie habe in der Familie ein jahrelanges Martyrium durchlebt, schildert Backen die Geschichte der Familie aus Afghanistan, die nach Deutschland gekommen sei, sich aber nicht integriert habe. Vor allem die Frauen in der Familie seien in Unfreiheit gehalten worden. Doch Morsal "hatte ihre eigenen Kopf". Sie sei - er zitiert ihren Klassenlehrer - selbstbewusst und fröhlich gewesen. Weil sie eigene Wege gehen wollte, sei das Mädchen geschlagen und drangsaliert worden. Für ein Jahr sei sie unter einem Vorwand nach Afghanistan gebracht worden, zu lernen, nach den dortigen Traditionen zu leben. Vor allem der Angeklagte habe sich von den Eltern beauftragt gefühlt, sie zum Verzicht auf Freiheiten zu erziehen, die er selbst sich herausgenommen habe. Der Richter erinnert daran, wie Morsal Gewalt angetan, wie sie bedroht wurde. Wie sie davonlief, die Polizei rief, Zuflucht bei Jugendämtern suchte, aber auch zur Familie zurückkehrte, von der sie "hoffte, dass sie sich ändern werde". Vor allem zum älteren Bruder habe sie ein ambivalentes Verhältnis gehabt, auch seine Nähe gesucht. Doch als er keine Chance mehr sah, sie zu kontrollieren, habe er den Mord geplant und mit diesem Vorsatz am  Tatort gewartet. Genau diesen Vorsatz hat die Verteidigung bestritten, von einer Tat im Affekt gesprochen und auf Totschlag plädiert. Das Gericht folgt ihrer Argumentation so wenig wie der Einschätzung der Gutachterin im Verfahren, die wegen einer narzisstischen Persönlichkeitsstörung von verminderter Schuldfähigkeit des Täters sprach. Die Verteidigung, die bereits Revision ankündigte, lehnte es auch ab, die Tat als Mord im Namen der Ehre zu werten und sprach von einer Familientragödie. "Was ist eine Ehre?" brüllt Ahmad O. nun den Richter an. "Was ist das? Ich kenne keine Ehre." Und als der Vorsitzende erklärt, dass diese Tat auch in Kabul strafbar wäre, ruft er: "Nee, da wäre ich schon längst wieder draußen."
Über die Eltern von Morsal und Ahmad-Sobhair O. sagt der Richter, dass über ihre Schuld nicht zu befinden gewesen sei. Doch sie hätten ihren Sohn zu ihrem moralischen Vollstrecker gemacht. Sie treffe "eine hohe moralische Mitschuld". Die Mutter hatte während des Prozesses die Aussage mit den Worten verweigert, dass sie zwei ihrer Kinder verloren habe. Sie verlässt schreiend den Gerichtssaal. Auf dem Gang versucht sie, sagen Augenzeugen, sich aus einem Fenster des Gerichts zu stürzen.  
 M10: Scheidung und Scharia

Von Christoph Hickmann  und Helmut Kerscher

Frankfurt - Die Frankfurter Familienrichterin, die mit ihrer Berufung auf den Koran als Rechtsgrundlage allgemeine Empörung ausgelöst hat, bedauert offenbar ihre Entscheidung. Sie habe nicht den Eindruck erwecken wollen, dass sie Gewalt in der Ehe billige und sei erschrocken über die Reaktionen, ließ sie am Donnerstag über den Sprecher des Frankfurter Amtsgerichts, Bernhard Olp, ausrichten. Die Richterin hatte die vorzeitige Scheidung einer Deutschen marokkanischer Herkunft von ihrem Ehemann mit dem Hinweis abgelehnt, der Koran erlaube ein Züchtigungsrecht des Mannes in der Ehe. Schlage er also seine Frau, stelle das in diesem Kulturkreis keine unzumutbare Härte dar, die eine Scheidung vor Ablauf des Trennungsjahres rechtfertigte. Das Amtsgericht hatte bereits am Mittwoch dem Befangenheitsantrag der Klägerin stattgegeben und die Richterin von dem Fall abgezogen.
Olp verwies darauf, dass sie keineswegs Gewalt in der Ehe gebilligt habe. Vielmehr habe sie dem Mann für weitere sechs Monate verboten, sich der Wohnung seiner Frau zu nähern. In der Frankfurter Justiz hieß es, dass sie möglicherweise von Angst beeinflusst gewesen sei. Vor Jahren hatte ein Polizist in einer ihrer Verhandlungen seine ehemalige Lebensgefährtin erschossen. Sie selbst hatte sich hinter den Richtertisch gerettet.
Die öffentliche Empörung über die Begründung der Richterin hielt am Donnerstag an. Politiker aller Parteien, Juristen und Frauenrechtlerinnen warnten davor, religiöse Rechtsvorstellungen über das Grundgesetz zu stellen. Auch muslimische Organisationen distanzierten sich von der Entscheidung. [...]
 Der Vorsitzende des Deutschen Richterbundes, Wolfgang Arenhövel, wandte sich allerdings gegen die Forderung nach einem Disziplinarverfahren. Selbst wenn die Richterin das Recht falsch angewandt haben sollte, sei dies kein Dienstvergehen, sagte der Präsident des Ober-landesgerichts Bremen der Süddeutschen Zeitung. Für solche Fälle gebe es sowohl die hier praktizierte Möglichkeit eines Ablehnungsantrags als auch ein funktionierendes System von Rechtsmitteln. Für "völlig abwegig" erklärte er den Vorwurf einer Unterwanderung des deutschen Rechts durch muslimisches Gedankengut. Auch in den Fällen so genannter Ehren- oder Fememorde gelte: "Mord bleibt Mord." Lediglich bei der Festlegung einer schuldangemessenen Strafe könne der Kulturkreis des Täters berücksichtigt werden.  


Quelle: Süddeutsche Zeitung    Nr.69, Freitag, den 23. März 2007 , Seite 5
M11: Zellen der Gewalt

Wo lernen Jugendliche am besten Brutalität? In Gefängnissen.
Von Klaus Jünschke

Als in den Siebzigern erstmals in der Bundesrepublik ein Strafvollzugsgesetz verabschiedet werden sollte, gab es einen Konsens darüber, dass die Gefangenen nur dann befähigt werden können, "künftig in sozialer Verantwortung ein Leben ohne Straftaten zu führen" (so das offizielle Ziel des Vollzugs), wenn ihnen selbst ebenfalls in sozialer Verantwortung begegnet wird. Für die Haft wurden daher drei Grundsätze formuliert: Der Angleichungsgrundsatz besagt, dass das Leben hinter den Mauern den allgemeinen Lebensverhältnissen so weit wie möglich angeglichen werden solle. Der Gegenwirkungsgrundsatz betont die Notwendigkeit, den schädlichen Wirkungen der Haft entgegenzuwirken. Und im Eingliederungsgrundsatz heißt es, dass dem Gefangenen dabei zu helfen ist, sich in das Leben in Freiheit einzugliedern. Damit wurde an die Reformdebatte der Weimarer Republik angeknüpft, als der Justizminister Gustav Radbruch äußerte, dass wir keine besseren Gefängnisse, sondern etwas Besseres als das Gefängnis brauchen.
Was sich die Reformer erhofften, nämlich, dass Formen des Offenen Vollzuges künftig zum Regelvollzug würden - das ist nicht eingetreten. Das Gegenteil ist der Fall. Haftstrafen sind länger geworden, die Gefängnisse sind überfüllt, das Klima hinter den Mauern wurde rauer. Waren früher in den Jugendgefängnissen doppelte Gitter an den Fenstern der Zellenhäuser nur vereinzelt zu sehen, so sind sie heute in Nordrhein-Westfalen die Regel. Die jungen Gefangenen leben den Widerspruch zwischen dem, was mit ihnen gemacht wird, und dem, was eigentlich geschehen sollte. Bei einem Besuch in der Justizvollzugsanstalt Siegburg sagte mir ein Gefangener: "Was mit uns gemacht wird, ist Mittelalter."
Angesichts des durch neuere Studien bekannt gewordenen Umfangs der Gewalt unter den Gefangenen wurde zum Schutz vor Übergriffen das Recht auf Einzelunterbringung betont, ohne Gefühl dafür, dass jede Zelle selbst ein Übergriff ist - und dieser Übergriff findet zudem in einem Raum statt, der auch schon im Kaiserreich, in der Weimarer Zeit und im Nationalsozialismus dazu diente, junge Leute festzuhalten. (Diese Problematik ist sowieso kaum jemandem bewusst). Ein schwäbisches Sprichwort sagt, dass der Raum der dritte Lehrer ist; nach den anderen Kindern und dem Lehrer. In der Diskussion um die Jugendstrafvollzugsgesetze wird der Raum - hier also die Zelle - in seiner Bedeutung als "Lehrer" überhaupt nicht reflektiert. Allenfalls hört man Empfehlungen über die Zahl der maximalen Haftplätze in einer JVA oder über die Größe von Wohngruppen. Aber selbst hier werden die Ratschläge von Fachleuten ignoriert. In Nordrhein-Westfalen werden Jugendgefängnisse mit 500 Haftplätzen konzipiert, in denen allein diese große Zahl zu rein bürokratischer Verwaltung führen muss; der ideale Nährboden für das Fortleben von Subkulturen mit der sattsam bekannten Gewalt. In Köln sind die Jugendlichen in einem Hochsicherheitsgefängnis untergebracht, das in den sechziger Jahren gebaut wurde - die Diskussion um die Käfighaltung von Tieren ist heute weiter, als es damals die Überlegungen zur Unterbringung von Gefangenen waren. Es ist weder für die Menschen, die dort zwangsweise sind, noch für die Menschen, die dort arbeiten, ein akzeptabler Ort. Die Unterbringung in diesen Zellenhäusern trägt dazu bei, dass bis zu achtzig Prozent der Jugendlichen rückfällig werden, dass sie brutalisiert werden. Das ist quasi der heimliche Lehrplan solcher Einrichtungen.
Es gibt Menschen, deren Bewegungsfreiheit vorübergehend eingeschränkt werden muss, weil sie für sich oder andere eine Gefahr sind. Aber das sollte in Häusern mit Zimmern geschehen, in Räumen, deren Türen innen eine Klinke haben, die sie folglich verlassen können, wenn sie in Angstzustände geraten. Und sie sollten vor der Zimmertür immer jemanden treffen, mit dem sie sprechen können. Heute, mehr als ein Jahr nach dem gewaltsamen Tod von Herrmann Heibach in der JVA Siegburg, sind dort auf manchen Abteilungen weiterhin bis zu sechzig Prozent der Gefangenen ohne Beschäftigung. Bernhard Bueb, der ehemalige Leiter des Internats Salem, sagt: "Die Jugendlichen in Haft haben dasselbe Recht auf eine gleich gute Erziehung wie die Jugendlichen in Salem. Der Weg mit Straftätern sollte ein ganz normaler pädagogischer Weg sein. 23 Stunden Einsperren in eine Einzelzelle ist für einen Menschen in der vitalsten Phase seines Lebens jenseits aller Menschlichkeit."
Wenn von brutalen Taten Jugendlicher die Rede ist, wird ihre fehlende Empathie beklagt. Wer in der JVA mit Jugendlichen ausländischer Herkunft oder Abstammung spricht, der wird feststellen, dass sie ihrerseits auch keine Empathie der Erwachsenengesellschaft erkennen können. Die sieht statt dessen in der Abschiebung eine angemessene Reaktion auf ihr Fehlverhalten. Auch das war mal anders: Die erste gründliche wissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Delinquenz von Jugendlichen aus dieser Gruppe fand Ende der Siebziger, Anfang der Achtziger statt. Studien erklärten den Zusammenhang von Migration und Straffälligkeit. Selbst in der vom BKA in Auftrag gegebenen Untersuchung von Franz Hamburger aus dem Jahr 1981 wurde die Abschiebung von nichtdeutschen Straftätern als "soziale Hinrichtung" verurteilt und eine Abkehr von dem Wahn gefordert, Jugendkriminalität repressiv zu bekämpfen. Die Empfehlungen wurden von der Politik nicht aufgenommen. Statt dessen verlassen in jeder Großstadt immer noch jährlich Hunderte Jugendliche die Schulen ohne Abschluss. Mehr als 70 Prozent der zu einer Jugendstrafe verurteilten jungen Männer kommen ohne Abschluss ins Gefängnis . Und noch mehr waren, als sie die Tat begingen, schon lange arbeitslos. Alle, die wegen Gewalttaten einsitzen, sind als Kinder selbst Opfer von maßloser Brutalität und Misshandlung gewesen. Jeder zweite Inhaftierte hat Suchtprobleme.
Wer Jugendkriminalität zu einem Unterschichtproblem erklärt, verdreht die Tatsachen. Er versucht, die Verantwortung der Gesellschaft und der Politik für Strukturen und Zustände aus der Diskussion zu halten. Und wer uns weismachen will, dass die jungen Männer "die gefährlichste Spezies der Welt" seien (so der Spiegel-Titel der vergangenen Woche), der verkennt, dass vielmehr erwachsene Männer das größte Gewaltproblem in unserer Gesellschaft sind. Ihre Opfer sind Frauen, Kinder und Jugendliche. Und es sind erwachsene Wirtschaftsstraftäter, die einen größeren Schaden anrichten als alle klauenden und raubenden Kinder und Jugendliche zusammen.   
(Klaus Jünschke, 60, gehört dem Beirat der JVA Köln-Ossendorf an, wo er sich um jugendliche Strafgefangene kümmert. Jünschke, ein früheres RAF-Mitglied, saß von 1972 bis 1988 in Haft.)


Quelle: Süddeutsche Zeitung  Nr.11, Montag, den 14. Januar 2008 , Seite 2
M12: Jugendstrafrecht: Großbritannien

Ein Thema in Großbritannien ist die "teenage gun and knife culture" - der Gebrauch von Schusswaffen und Messern in Auseinandersetzungen zwischen Jugendlichen. Die Yellow Press überschlägt sich mit Meldungen über Gangmorde. Tatsächlich steigt die Zahl der von Minderjährigen begangenen Gewaltverbrechen in den Großstädten gegen den Trend einer insgesamt zurückgehenden Kriminalitätsrate. In London erlagen vergangenes Jahr 27 Jugendliche Schuss- oder Stichverletzungen, die ihnen Gleichaltrige beigebracht hatten.
Die Konfrontationen sind meist Ergebnis von Territorialkämpfen zwischen rivalisierenden Jugendgangs; oft geht es um das Abstecken von Claims für den Drogenhandel. Die Familien der Täter und Opfer sind vorwiegend afrikanischer oder afro-karibischer Herkunft. Dennoch wäre eine britische Diskussion um die mögliche Abschiebung "krimineller Ausländer", wie sie in Deutschland geführt wird, kaum denkbar, denn die Täter sind britische Staatsbürger und werden selbst in den Boulevardblättern als solche behandelt. Ansonsten ähneln viele Medienforderungen wie auch die der Tory-Opposition denen in Deutschland: härteres Durchgreifen! Mehr Polizeipräsenz! Dabei kann auch jetzt schon ein Jugendlicher für Straftaten, die einem Volljährigen eine Mindeststrafe von 14 Jahren Gefängnis einbrächten, nach Erwachsenenstrafrecht abgeurteilt und sogar zu lebenslänglicher Haft verurteilt werden.
Ein umfassenderes Problem als die Gangkämpfe stellen Vandalismus und Alkoholmissbrauch unter britischen Minderjährigen dar, besonders in den Sozialsiedlungen der großen Städte - auch dies ist eines der Lieblingsthemen einer Presse, die das Königreich dank seiner respektlosen Jugend ständig am Rande des Untergangs sieht. In Südwales verzeichnete die Polizei im Jahr 2007 rund 2 800 Verhaftungen von Kindern und Jugendlichen wegen Kleindiebstahls, Drogenkonsums und Randalierens. Die Mehrheit der Täter stammt aus sozial schwachen Schichten und ethnischen Minderheiten. Die Jugendkriminalität an Brennpunkten wurzelt vor allem in fehlenden Freizeitangeboten und schlechten Bildungschancen für die Unterschicht.
Die kommunalen Behörden tun meist wenig mehr, als Symptome zu behandeln. Gemeinhin greifen sie zur "Anti-Social Behaviour Order", kurz Asbo. Per Gerichtsverfügung kann mit einer Asbo einzelnen Personen oder ganzen Gruppen Ruhestörung, Belästigung, Betteln sowie das Betreten bestimmter Orte oder Etablissements untersagt werden. Die Wirksamkeit von Asbos ist umstritten. Bei manchen Jugendlichen gilt eine solche Verfügung als eine Art Ehrenabzeichen. Zugleich befürchtet das Youth Justice Board (YJB), die für Jugendkriminalität zuständige Behörde, die "Dämonisierung einer ganzen Generation" durch allzu freigiebig verteilte Asbos.
Die Labour-Regierung setzt zunehmend auf Vorbeugung: Im Dezember 2007 gab Erziehungsminister Ed Balls bekannt, sein Ministerium wolle umgerechnet rund 100 Millionen Euro zusätzlich in Projekte zur Prävention von Jugendkriminalität investieren. So soll ein neues Modell namens "Youth Restorative Justice Disposal" Ersttätern in minderschweren Fällen Gelegenheit geben, ihr Verhalten zu erklären und sich bei ihren Opfern zu entschuldigen.
Die Gerichte werden in solchen Fällen nicht bemüht, was eine Eskalation und erneute Straffälligkeit verhindern soll. Zudem werden flankierende Maßnahmen für "Anti-Social Behaviour Orders" eingeführt: Während mittels Asbo nur Verbote ausgesprochen werden können, sollen sogenannte "Individual Support Orders" 10- bis 17-Jährigen helfen, in Gesprächsgruppen des örtlichen "Youth Offending Teams" die Hintergründe des Verhaltens analysieren, das zur Asbo führte.  

 ALEXANDER MENDEN – SZ, 11. 02. 2008, s. 13
M13: Jugendstrafrecht:  Schweden

[...]   Eine  tödliche Schlägerei im Stockholmer Stadtteil Kungsholmen löste in Schweden eine heftige Diskussion über Jugendgewalt aus. Anfang dieser Woche fällte der Richter die Urteile gegen die fünf 16-Jährigen, denen Campogianis Tod angelastet wird. Drei der Beschuldigten sprach das Gericht wegen grober Körperverletzung und Totschlags schuldig. Damit blieben die Richter zwar hinter den Forderungen des Staatsanwalts zurück, der eine Verurteilung wegen Mordes gefordert hatte. Aber das Strafmaß von drei Jahren "geschlossene Jugendpflege", wie das Wegsperren in Schweden heißt, wurde von den meisten Medien als streng bewertet. Höchststrafe wären vier Jahre gewesen, mehr ist für Verbrecher unter 18 Jahren nicht vorgesehen.
Eine Diskussion um härtere Strafen wie in Deutschland gibt es in Stockholm derzeit nicht. Grund dafür ist nach Ansicht des Kriminologen Sven Granath, dass Schwedens Hardliner bereits in den neunziger Jahren zum Zug gekommen sind. Früher wurden Teenager selbst nach schlimmen Delikten manchmal vom Gericht der "offenen Jugendpflege" übergeben. Das bedeutete: Mancher jugendliche Mörder oder Totschläger durfte nach seiner Verurteilung einfach nach Hause gehen. "So etwas gibt es seit den neunziger Jahren nicht mehr", sagt Granath. Heute sei bei schweren Vergehen die Unterbringung in geschlossenen Anstalten üblich. Der Gedanke der Abschreckung spielte bei der Diskussion um härtere Gesetze eine wichtige Rolle. Die Frage, ob die höheren Strafen tatsächlich Schwedens Jugendliche von Straftaten abgehalten haben, ist Granath zufolge noch nicht zu beantworten. Ein drastischer Rückgang in der Verbrechensstatistik ist bislang nicht festzustellen. Die Zahlen sind relativ konstant.
Die Ursachen für Kriminalität werden in der Diskussion nicht so sehr beim Einzelnen, sondern eher in der Gesellschaft gesucht. Nach Gewalttaten wie auf Kungsholmen steht in schwedischen Medien nicht die Frage "Warum haben sie das getan?" im Vordergrund. Eher heißt es: "Warum haben wir sie nicht daran gehindert?" Im Fall Campogiani mündete diese Frage in Kritik an den Erwachsenen, denen man vorwarf wurde, sie würden die Augen verschließen vor der "Straßengewalt". Ein Schüler organisierte als Reaktion auf Campogianis Tod eine Kundgebung mit mehreren tausend Teilnehmern in der Stockholmer Innenstadt, bei der für mehr erwachsenes Engagement demonstriert wurde. Sogar Ministerpräsident Fredrik Reinfeldt folgte dem Ruf.
Reinfeldt - selbst Vater von drei Kindern - ging mit gutem Beispiel voran und begab sich mit anderen Eltern auf eine Nachtwanderung durch seinen noblen Heimatort Danderyd, um nach dem Rechten zu sehen. "Es gibt eine Tendenz zu mehr Alkoholkonsum und eine beunruhigende Gewaltanwendung unter Jugendlichen", sagte er vor seinem freiwilligen Streifendienst. Deshalb sei mehr elterliche Präsenz wichtig. Eine Verschärfung des Jugendstrafrechts lehnte er bei dieser Gelegenheit ausdrücklich ab.

Ebenso tabu ist es in Schweden, eine Verbindung von Jugendgewalt mit der Einwanderungsproblematik herzustellen. "Auch diese Diskussion hatten wir in den neunziger Jahren", sagt Granath. "Aber heute nicht mehr." Der wichtigste Grund für die Abwesenheit des Themas in der Debatte um Jugendkriminalität ist ein Serienkiller. John Ausonius hatte zwischen 1991 und 1992 in Stockholm elf Einwanderer niedergeschossen, eines der Opfer starb. Der unter dem Namen "Lasermann" berühmt gewordene Täter sorgte für eine der spektakulärsten Mörderjagden der schwedischen Kriminalgeschichte. Nach seiner Verhaftung sagte er, ausländerfeindliche Parolen mancher Politiker hätten ihn zu den Anschlägen inspiriert. "Er hat diesen Tendenzen der schwedischen Politik damit ein sehr hässliches Gesicht gegeben", sagt Granath.
Im Übrigen sei es so, dass Ausländer in der schwedischen Kriminalitätsstatistik zwar überdurchschnittlich oft auftauchen. "Die spektakulärsten Gewaltverbrechen der vergangenen Jahre wurden aber fast alle von schwedischen Jugendlichen verübt." So war es auch auf Kungsholmen. Riccardo Campogianis Peiniger entstammten allesamt der gehobenen Mittelschicht.

GUNNAR HERRMANN Quelle: Süddeutsche ZeitungNr.9, Freitag, den 11. Januar 2008 , Seite 13
M14: Das Motiv im Kino
Ein Mann, verkleidet als der Tod, ein Messer in der Hand, schleicht sich in ein Haus und bringt ein Mädchen um - so beginnt Wes Cravens Film "Scream". Und ziemlich genau so hat sich der Mord an der 12jährigen Vanessa zugetragen, am Rosenmontag in Gersthofen. Ein paar De- tails sind anders - im Film gibt es weitere Opfer, und der Mörder trägt auch keine Totenkopfmaske wie jene, anhand derer Michael W., Vanessas Mörder, überführt wurde - die Scream-Maske ist Munchs Gemälde "Der Schrei " entliehen.

Aber solche Details sind unerheblich. Der Mord in Gersthofen ist völlig willkürlich, eine Geschichte, wie sie das Kino immer wieder und wieder erzählt hat: der Mörder mit der Maske. Der reale Mord ist dem Horrorfilm " Scream" von 1996 so ähnlich, dass es kein Zufall sein kann. Irgendwo wird Michael W. den Film sicher gesehen haben, im Kino, auf Video, im Fernsehen; die Gestaltung des Mordes, die Verkleidung, die Vorgehensweise, die Willkür dabei - das kann man als hinreichenden Beweis für einen Zusammenhang gelten lassen. Die Polizei brachte noch die Ausstrahlung von "H20", dem letzten Teil der von John Carpenter inspirierten "Halloween"-Filme, am Samstagabend vor der Tat ins Spiel. Die "Halloween"-Filme mit der "Scream Queen" Jamie Lee Curtis  sind so was wie die Ursuppe, aus der die Teenie-Horrorfilme entstanden sind. Focus-TV hat am Sonntag gleich einen Psychologen zu dem Fall gehört, der den Zusammenhang zwischen Film und Tat bestätigte.

Einen Zusammenhang gibt es wohl; die Frage ist aber, was das bedeutet. Der Mord an Vanessa ist ein so seltsamer Fall, weil nicht zu erkennen ist, woher der Wunsch kam, das Mädchen umzubringen - es sei denn, man lässt Cravens Film als Anreiz gelten, nicht nur als Inspiration für die Ausführung der Mordtat. Wenn sich der Mörder diesen Film, oder vielleicht noch Dutzende anderer, immer wieder angesehen hat - kann das seinen freien Willen lahm gelegt haben?

Die These, Gewalt im Kino und im Fernsehen steigere die Gewaltbereitschaft der Konsumenten, ist seit Jahrzehnten Thema der  Psychologie; umstritten ist sie aber  nach wie vor.   Es gibt eine ganze Reihe von Morden und Amokläufen, die in ihrer Gestaltung von Kinofilmen beeinflusst waren - der Amokläufer von Freising, Adam Lebus, hat sich mehrfach "Falling Down" angesehen, einen Film, in dem Michael Douglas auf der Fahrt ins Büro aus Frust beginnt, wild um sich zu schießen; die amerikanischen Amokläufer von Littleton haben sich gekleidet wie die Gangster in, Quentin Tarantinos "Reservoir Dogs". In allen Fällen gibt es aber immer noch ein anderes Motiv. [...] Die Lust am Morden ist ein Thema, das das Kino benutzt, verführerisch inszeniert und ausschlachtet – aber es hat diese Lust nicht erfunden. [...]

(Suzan Vahabzadeh, in:  Süddeutsche Zeitung, 27. 02. 2002)

M15: Das Gehirn vor Gericht   (gekürzt)
 Nachdem Bobby Joe Long 1974 in Florida mit dem Motorrad verunglückt war, lag er tagelang mit schwersten Kopfverletzungen im Koma. Als er erwachte, hatte er sich verändert. Sein Sexualtrieb war plötzlich unersättlich, er wurde gewalttätig. Eine fatale Mischung. In Tampa vergewaltigte er über die Jahre Dutzende Frauen. 1984 begann er brutal zu morden. Neun seiner Opfer starben. Als eine junge Frau lebend entkam, konnte Long endlich gefasst werden. Er erhielt 26mal lebenslänglich und zweimal die Todesstrafe. Seine Anwälte gingen in die Berufung.
Der Neuropsychologe Ruben Gur sollte als Gutachter auftreten. Er injizierte Long Anfang der neunziger Jahre eine mit radioaktiven Markern vermischte Flüssigkeit, die es dem Arzt mittels Positronen-Emis-sions-Tomografie erlaubte, den Gehirnstoffwechsel zu beobachten. Dabei stellte der Wissenschaftler von der University of Pennsylvania fest, dass Longs Mandelkern im limbischen System, einem Emotionen verarbeitenden Areal, schwer geschädigt war. Gur vermutet, dass die Störung dazu beitrug, dass Long sich ständig bedroht fühlte, deshalb wurde er so aggressiv. Trotz der Bilder aus Longs Schädelinneren kämpfen seine Anwälte noch immer gegen die Hinrichtung. "Damals war es bemerkenswert, dass die Aufnahmen überhaupt als Beweismittel zugelassen wurden", sagt Gur. […]  Die Neurowissenschaften halten Einzug in den Prozessalltag - vor allem in den USA, wo Anwälte große Hoffnungen an den Blick unter die Schädeldecke ihrer zum Tode verurteilten Klienten knüpfen. Sahen Richter und Geschworene zunächst einen ruchlosen Mörder, steht nach Vorführung der bunten Bilder eines geschädigten Denkorgans vielleicht nur noch eine bedauernswerte Kreatur vor ihnen. Doch wann hat man es mit einem normalen Gehirn zu tun, das frei entscheidet, und wann mit einem, das bei grausamen Taten nicht mehr Herr seines eigenen Willens ist? Und was sagen die gescheckten Hirnfotos überhaupt aus?
Der Streit beginnt beim Dreh- und Angelpunkt aller Rechtsprechung: der Willensfreiheit. […]

 Was als Einschränkung unserer Willensfreiheit zählt, ist aber längst nicht ausgemacht - schon gar nicht vor Gericht. Steht man unter starkem Alkoholeinfluss, handelt im Affekt oder leidet an einer psychiatrischen Krankheit, gilt man mitunter als begrenzt oder überhaupt nicht zurechnungs- und damit schuldfähig. Doch fällt ein Gehirndefekt in dieselbe Kategorie? Eine Narbe im präfrontalen Kortex, ein verkleinertes Sprachareal, ein ungewöhnlicher Hippocampus? "Man muss stets die Funktion der Areale beachten", erklärt Gur. "Liegt an wichtigen Schaltstellen ein neuronaler Schaden vor, kann das unter Umständen den entscheidenden Faktor ausmachen, der eine Person zum Verbrechen treibt."
In Amerika muss eine solche Diagnose - wenn sie einmal als Beweismittel in einem Prozess zugelassen ist - nicht Fachkollegen oder den Richter, sondern die Geschworenen überzeugen. Im Falle des schizophrenen Kaliforniers James Bryant Essick, der seine 77-jährige Mutter erschlagen hatte, entschied die Jury vergangenes Jahr in San Diego, dass Essick schwer geisteskrank sei. In den USA genügt laut Gur die Diagnose allein weder, um dem Schuldspruch noch dem Todesurteil zu entgehen. Der ausschlaggebende Grund für die Jury, dennoch Milde walten zu lassen: Gurs Feststellung, dass die erweiterten Ventrikel - mit Flüssigkeit gefüllte Hohlräume - in Essicks Gehirn zu seinem irrational-gewalttätigen Verhalten beigetragen hätten.
Aber Hirnaufnahmen allein sind meist kein Beweis, wendet Norbert Nedopil ein, Leiter der Abteilung für forensische Psychiatrie an der Universität München. Kürzlich hat der Psychiater einen sechsfachen, sadistischen Frauenmörder nach allen Regeln der Kunst getestet und durchleuchtet. Die Auswertung ist noch nicht abgeschlossen. Sollte Nedopil am Ende feststellen, dass im präfrontalen Kortex des Mannes, also seiner emotionalen Kommandozentrale, in welcher moralische Entscheidungen gefällt werden, wenig Sauerstoff umgesetzt wird, die Zellen also verminderte Aktivität zeigen, dann würde sich der Befund mit Erkenntnissen des kalifornischen Psychiaters Adrian Raine decken. Dieser hat bei anderen Gewaltverbrechern ähnliches festgestellt. "Doch daraus folgt erst einmal nichts", sagt Nedopil. "Schließlich sind nicht alle Menschen, die ein unterentwickeltes Frontalgehirn haben, auch Verbrecher. Es ist ein Hinweis, aber kein Beleg." Man müsse vielmehr das Gesamtbild betrachten, das sich aus vielen Teilen zusammensetze. Doch Nedopil räumt ein: "Hätte ich in dem Gehirnareal einen Hirntumor entdeckt, wäre das für eine Schuldminderung gewiss ins Gewicht gefallen, weil ein Tumor eine Krankheit ist, eine Funktionsminderung hingegen eine Anlage, mit welcher der Mensch lebt, wie mit vielen anderen auch."
Die aktuelle Debatte darum, das Gehirn als Verursacher des Handelns anzuerkennen, ist eigentlich eine Neuauflage ähnlicher Versuche in der Vergangenheit. Früher hieß es nur, der Mensch sei ein Produkt seiner Kindheit, der Gesellschaft oder der Erbanlagen. Doch "Gehirne begehen keine Verbrechen, Menschen tun es!", kanzelt der Psychologe und Jurist Stephen Morse von der University of Pennsylvania die in seinen Augen voreiligen Versuche ab, die Neurobiologie in den Gerichtssaal zu zerren. "Das Verhalten bleibt der Maßstab. Solange es keine klaren Wirkungszusammenhänge gibt, bleibt der Rest meist Spekulation."

Ein prinzipieller Einwand ist das jedoch nicht. Er betrifft nur die Grenzen des aktuellen Kenntnisstandes - und der erweitert sich laufend.  […]                                                                                                                  Tatsächlich werden im Gehirn zwei unterschiedliche Netzwerke aktiv, wenn der Mensch Handlungen moralisch beurteilt, hat der vom Philosophen zum Neuropsychologen gewandelte Joshua Greene von der Harvard University in den letzten Jahren belegt. Betrifft eine Situation absolute Verbote wie Mord oder Inzest, aktiviert das im Gehirn sofort hemmende Gefühle. Nicht essentielle moralische Fragen hingegen - zum Beispiel, ob eine Steuer moralisch gerechtfertigt sei - beurteilen wir rational distanziert.
Diese Erkenntnisse könnten für das Strafrecht Auswirkungen haben. Denn es gibt inzwischen Hinweise darauf, dass Soziopathen, die den Unterschied von Gut und Böse rational kennen, emotionale Warnsignale fehlen, die sie von grausamen Vergehen abhalten würden. Ursache dafür könnte ein Defekt in einer Region sein, die Kognition und Emotion verbindet. Und da gesteht selbst Morse zu: "Das wäre ein Argument für begrenzte Schuldfähigkeit und für einen Therapieansatz statt einer Strafe."
Mit den Einblicken in die neuronale Handlungssteuerung, müssen sich die Rechtssysteme nicht zwangsläufig radikal verändern. Denn egal welcher Art, das Recht lässt prinzipiell Beweise zu, die eingeschränkte Zurechnungsfähigkeit belegen. Und liegt bei einem Schwerverbrecher ein neuronaler Schaden vor, der seine Handlungsfreiheit beeinträchtigt, wird die Strafe nicht mehr nur jene Schuld sein, die er der Gesellschaft gegenüber abtragen muss. Die Rehabilitation des Verurteilten und der Schutz der Gesellschaft treten dann stärker in den Vordergrund. Umso mehr, wenn sich zeigen sollte, dass die neuronalen Verschaltungen einen Menschen tatsächlich festlegen. Neuropsychologie im Gerichtssaal könnte die Strafen sogar verlängern, weil ein geschädigtes Gehirn seinen Besitzer immer wieder zu Gewalttaten bringen könnte.                                                            (HUBERTUS BREUER)

[Quelle: Süddeutsche Zeitung,  20. März 2007 , Seite 16]
M16: Tiefseelforscher
[...] Oder Horst D., den sie den „Würger von Regensburg“ nannten. Der zum Zeitpunkt des Prozesses 57-jährige Maler hatte zwischen 1981 und 1993 fünf Frauen erwürgt – je älter er selbst wurde, desto älter waren auch seine Opfer. Das erste war 59, die beiden letzten 85 Jahre alt. 

Horst D. ist verheiratet und hat zwei Kinder, er hat 21 Jahre lang im selben Betrieb zur vollen Zufriedenheit seines Chefs gearbeitet, er ist Mitglied im Fußballverein, im Schützenverein und im Kegelclub. Glaubt wirklich jemand, Horst D. hätte fünf Frauen erwürgt, um jeweils 20 oder 50 Mark mitgehen zu lassen, wie es der Staatsanwalt unterstellt? 

 Horst D. selbst wusste jedenfalls keine Erklärung. Er sagte Sätze wie: „Da bin ich wieder ausgerastet“, oder „Da ist es dann wieder passiert.“ Der Psychiater Paul H. erkennt zwar einige „auffällige Persönlich-keitszüge“, aber nichts, was Krankheitswert hätte. 

Das könne man leicht daran ablesen, dass Horst D. über viele Jahre hinweg in der Lage gewesen sei, ein normales Familien- und Berufsleben zu führen. Bei einem Fall wie diesem, sagt der Sachverständige, „ist die Psychiatrie nicht in der Lage, eine Gesamterklärung zu liefern.“

Genau so verhält es sich in allen diesen Fällen, in denen die Tat und das Bild des Täters so überhaupt nicht zueinander passen wollen. Armin Meiwes, der Kannibale von Rotenburg, oder die Herren Wirtz und Lewendel, die in Eschweiler zwei Kinder entführt und auf kaltblütigste Weise erwürgt haben – lauter ganz normale, unauffällige Leute, an denen die Psychiater partout nichts Ungewöhnliches entdecken können. Sieht man einmal davon ab, dass sie Menschen schlachten und essen oder Kinder und alte Frauen erwürgen. 

Doch eben davon muss der Gerichtspsychiater absehen. Das augenfälligste Symptom der Krankheit, die Tat, hat ihn nicht zu interessieren. Er muss, wenn er sich über die Schuldfähigkeit eines Angeklagten äußert, so tun, als wisse er von der Tat überhaupt nichts. 

Wäre es nämlich anders, wäre es ihm gestattet, die Tat selbst als die Manifestation einer psychischen Störung zu beschreiben – wie dies jeder normal denkende Mensch zu tun geneigt ist –  dann wäre unser gesamtes Strafrecht Makulatur. Dann dürfte sich die Justiz nicht mehr nur mit der isolierten Tat, nicht mehr ausschließlich mit dem Menschen in seiner Eigenschaft als Täter beschäftigen, dann müsste sie sich auf den Menschen in seiner Ganzheit einlassen. 

Das kann sie nicht. Das will sie nicht. Sie weiß nicht, wie man das macht, und sie hat Angst vor den Konsequenzen, die das nach sich zöge. 

 Der Fall des Frauenmörders Horst D. eignet sich besonders gut, um diese typische Unwilligkeit und Unfähigkeit der Strafjustiz zu demonstrieren. D. war als Kind im Alter von fünf Jahren mit seiner Mutter auf der Flucht aus Schlesien. Am Bahnhof von Hof wurde er von seiner Mutter vorsätzlich verlassen. Sie hängte dem Kind ein Schild um den Hals, auf dem sein Name und sein Geburtsdatum stand, und ließ es einfach in der Menschenmenge stehen.

Man muss keine ausschweifende Phantasie haben, um sich die Gefühle eines fünfjährigen Jungen auszumalen, der, ohnehin in Angst und vielleicht sogar in Panik durch die Fluchtsituation, in einer fremden Stadt mutterseelenallein zurück gelassen wird. 

Man kann sich vorstellen, dass dieses Erlebnis so schmerzhaft, so belastend ist, dass es von dem Kind völlig aus der Erinnerung verdrängt wird, weil es sonst nicht weiterleben könnte. Man kann sich auch im späteren Erwachsenenleben so eines Jungen Situationen vorstellen, in denen die verdrängte Erinnerung spontane, für ihn selbst unerklärliche Ausbrüche von Wut und Zerstörungswillen hervorruft. 

Im Fall Horst D. beantragte die Verteidigung die Einholung eines psychoanalytischen Zusatzgutachtens. Mit den Methoden der Psychoanalyse, die sich im Gegensatz zur Psychiatrie mit den psychischen Mechanismen beim gesunden Menschen befasst, sei es möglich, die unbewussten, und damit für den Angeklagten auch nicht bewusst steuerbaren Antriebe und Motive für seine Taten aufzudecken, argumentierte der Verteidiger. Der Antrag wurde abgelehnt. 

 Das kam nicht überraschend. Wenn der Strafrichter das Wort „Psychoanalyse“ auch nur hört, dann stellen sich ihm schon die Nackenhaare auf. Das liegt durchaus in der juristischen Logik, der einzigen Logik, die ihn interessiert. Das Strafgesetzbuch lässt ihm keine andere Wahl. 

Eine Schuldunfähigkeit oder eine eingeschränkte Schuldfähigkeit darf er nur feststellen, wenn der Angeklagte wegen einer „krankhaften seelischen Störung“, einer „tiefgreifenden Bewusstseinsstörung“ oder einer „anderen schweren seelischen Abartigkeit“ nicht in der Lage war, das Unrecht seiner Tat einzusehen oder nach dieser Einsicht zu handeln.

Diese drei Definitionen, in sich schon unbestimmt genug, beschreiben den Zustand eines im psychiatrischen Sinne kranken Menschen. Trifft keine dieser Definitionen zu, dann ist der Mensch im strafrechtlichen Sinn gesund, das heißt, er entspricht der Fiktion eines jederzeit aus eigenem Willen frei entscheidenden, für jede seiner Handlungen verantwortlichen Menschen. 

Man kann diese Fiktion leicht ad absurdum führen. Warum, zum Beispiel, spreche ich Deutsch? Warum entscheide ich mich nicht frei und eigenverantwortlich, Polnisch, Japanisch oder Hottentottisch zu sprechen? 

Eine sehr dumme Frage, nicht wahr? Natürlich spreche ich Deutsch, weil ich es längst vor meinem vierten Lebensjahr durch Nachahmung gelernt habe. Ich kann mich daran nicht erinnern, aber es muss trotzdem so gewesen sein. Wenn ich eine andere Sprache sprechen will, muss ich es sehr mühsam und langwierig neu erlernen.

Ich habe aber in meinen ersten Lebensjahren nicht nur meine Muttersprache gelernt, sondern eine Vielzahl von Reaktionen und Verhaltensweisen, die es mir bis heute ermöglichen, ein sozial angepasstes und weitgehend gewaltfreies Leben zu führen. 

Manche davon habe ich im Lauf der Jahre bewusst eingeübt, andere aber habe ich, wie man so sagt, „mit der Muttermilch eingesogen“, sie sind mir „in Fleisch und Blut übergegangen“. Ich habe wohl auch, weil meine Kindheit frei von schweren Enttäuschungen und anderen Traumata verlief, ein gewisses Grundvertrauen erworben, das es mir möglich macht, feste Bindungen einzugehen und unvermeidbare Frustrationen zu ertragen. 

Kann ich mir das als Verdienst anrechnen? Oder anders herum gefragt: Wenn andere Menschen andere Verhaltensweisen erlernt haben, wenn sie zum Beispiel gelernt haben, dass der Versuch einer persönlichen Bindung immer eine Enttäuschung zur Folge hat; dass man nichts freiwillig bekommt, sondern sich alles mit Gewalt nehmen muss; dass man jemandem, der einem auf die Nerven geht, am besten eine aufs Maul gibt – ist das diesen Menschen dann als Schuld anzurechnen? 

Und falls nicht – wie könnte man mit ihnen verfahren, um sie eine andere soziale Sprache zu lehren und zu verhindern, dass sie anderen Menschen Schaden zufügen?

 Wir behandeln Straftäter wie Personen, die mit einem sehr ansteckenden Virus infiziert sind. Wir sagen: Diese Leute sind sehr gefährlich, wir müssen sie isolieren. In zehn Jahren untersuchen wir sie noch einmal, ob sie immer noch ansteckend sind. Notfalls müssen wir sie lebenslang isolieren. 

Für die Medizin gilt selbstverständlich, dass man sich darum bemüht, den Erreger zu identifizieren, dass man die Bedingungen erforscht, unter denen eine Ansteckung möglich ist, dass man eine gründliche Anamnese erhebt: Wie hat der Patient gelebt? Wie hat er sich ernährt? Ist er irgendwelchen gefährlichen Aktivitäten nachgegangen? Wo und wie hat er sich angesteckt? 

Im Strafrecht findet das alles nicht statt. Der Gerichtssaal ist wie eine Ambulanz, aber anders als in der medizinischen Ambulanz wird hier die Diagnose nur auf Grund äußerlich sichtbarer Symptome erstellt. Das sichtbare Symptom ist die Tat. 

Der Richter beschreibt die Tat wie der Arzt vielleicht eine Pestbeule. Er erkennt: höchst schädlich, höchst gefährlich. Aber er unternimmt nichts, um die Krankheitsursache zu ermitteln, die Infektionswege zu unterbinden, eventuell nach einem Impfstoff zu forschen. Er hat auch keinerlei wirkungsvolle Arznei in seinem Medizinschrank. Alles, was er tut, ist den Kranken aus dem Verkehr zu ziehen. 

 „Das Gesetz umreißt mit scharfer Kontur strafbare Tatbestände, der Prozess richtet den eng umgrenzten Lichtkegel seines Scheinwerfers auf einzelne strafbare Handlungen – aber man darf, ohne sehr paradox zu werden, sagen: Es gibt keine einzelnen Handlungen, es gibt nur die beharrende Ganzheit eines Menschen, oder vielmehr: Es gibt nur die fließende Ganzheit seines Lebens.“ 

Das sagte Gustav Radbruch, der große sozialdemokratische Jurist, der in der Weimarer Republik auch einmal kurze Zeit Justizminister war. Und er sagte auch: „Solange wir ,Täter‘ strafen, nicht Menschen behandeln – so lange es ein Strafrecht gibt, gibt es kein gerechtes Strafrecht.“ 
Radbruch schrieb diese Sätze im Jahr 1928. Das Strafrecht ist seitdem nicht gerechter geworden.

(Hans Holzhaider -  Süddeutsche Zeitung, 6.3.2004)
M17: Vorurteil: schuldig

Joseph Green Brown ist einer der Wrongfully Convicted, der 81 zum Tode Verurteilten, die seit der Wiedereinführung der Todesstrafe in den USA Mitte der Siebziger wieder freigelassen werden mussten, weil sie ihre Unschuld bewiesen. Und seit er wieder in Freiheit ist, macht er überhaupt kein Hehl daraus, was für eine Funktion die Todesstrafe in Amerika hat: "It's to keep the niggers in check." So eine Sprache verstehen seine Schützlinge im Gemeindezentrum, denn der Rassismus ist in Washington mit seinen schwerbewachten RegierungsvierteIn und seiner zu 80 Prozent schwarzen Bevölkerung allgegenwärtig.  

Die Geschichte von Joseph Green Brown ist eine Geschichte über die Justiz in Amerika. Der Gouverneur von Texas, George Bush jr., ließ vor wenigen Wochen 18 Minuten vor der Vollstreckung die Hinrichtung von Ricky McGinn, eines Weißen, aufschieben. Dieser war für einen SexuaImord verurteilt worden, aber erst jetzt soll eine DNS-Analyse vorgenommen werden. Im Gefängnis von Huntsville, Texas, wartete am gestrigen Donnerstag Gary Graham, ein Schwarzer, darauf, am Abend entweder hingerichtet zu werden - oder auch in letzter Minute eine Chance zu erhalten, seine Unschuld doch noch zu beweisen. Graham soll vor 19 Jahren auf einem Parkplatz einen Mann erschossen haben, eine einzige Zeugin sagt das aus. Auch andere Menschen waren am Tatort; sie beschrieben den Täter anders, aber Grahams Anwalt verzichtete darauf, sie vorzuladen.

Es ist nur schwer nachvollziehbar, was in jemandem vorgeht, der Tag und Nacht wenige Meter von seinem Hinrichtungsort entfernt vor sich hinbrütet. "Du hörst Stimmen, bekommst Halluzinationen, siehst dich plötzlich da sitzen, als stündest du neben dir und dadurch wird dir deine Lage nur noch viel klarer. Deine Seele verwandelt sich in eine Zahnpasta-Tube, die du immer weiter ausquetschst, in der Hoffnung, dass da noch ein Funken Lebenswille drinsteckt."  22 Tage saß Joseph Green Brown in seiner Todeszelle. Wieder und wieder ließ er sich die vergangenen zehn Jahre durch den Kopf gehen, die Kette aus Zufällen und Ungerechtig keiten, die ihn dorthin gebracht hatte.

 Ein Jahr später kam es zur Verhandlung. "Ich kam mir vor wie bei einem Treffen des Ku Klux Klan", erinnert sich Joseph. "Ich war der einzige Schwarze im Gerichtssaal."  Sein dumpfes Verfolgungsgefühl wurzelte keineswegs in der Paranoia eines ideologisch geschulten Black Panthers. Längst haben Studien belegt, dass das amerikanische Gerichtswesen von einem archaischen Rassismus geprägt wird. Amnesty International hat aufgezeigt, dass mehr als die Hälfte aller zum Tode Verurteilten Schwarze sind, die Opfer in mehr als 80 Prozent aller Fälle, die zu einem Todesurteil führen, dagegen Weiße. Und das, obwohl sich die Zahl der schwarzen und weißen Mordopfer die Waage hält, wohingegen Schwarze nur ein Fünftel der Bevölkerung stellen. 

Offener Rassismus gehört in den USA zum Gerichtsalltag. In Cook County, Illinois, hatten die Staatsanwälte eine Wette abgeschlossen:  Wer als Erster Angeklagte mit einem zusammengerechneten Lebendgewicht von 4000 Pfund verurteilt habe, sollte Sieger sein. Daraufhin wurden die Verurteilten nach den Prozessen in einem Nebenraum gewogen. Titel der Wette: "Niggers by the Pound." -

Auch die Geschworenen der Jury, jene zwölf Bürger, die in Amerika über Schuld und Unschuld entscheiden, lassen sich fast überall im Land von Vorurteilen leiten. Dafür sorgt schon das Auswahlverfahren. Es gab ein legendäres Trainingsvideo für angehende Staatsanwälte in Philadelphia, wo zum Zeitpunkt der Studie 109 von 124 Todeskandidaten Schwarze waren. In dem Video heißt es: "Seien wir ehrlich, Schwarze aus Vierteln mit geringem Durchschnitts-einkommen werden seltener einen Schuldspruch fällen. Diese Typen wollen Sie nicht in Ihrer Jury haben. Schon eher einen weißen Lehrer aus einem Schwarzenviertel, der die Schnauze voll hat von diesen Typen. Den sollten Sie akzeptieren." Die Studiengruppe Capital 

Jury Project hat eintausend Geschworene befragt, die an einem Todesurteil beteiligt waren. Die Antworten sprechen Bände: " Wenn es Weiße gewesen wären, hätte ich wohl anders geurteilt" -"Der Angeklagte war dick, schwarz und ziemlich hässlich. Das hat ins Bild gepasst." -"Das war doch nur ein typischer Nigger." 

Gegen diese Übermacht an Vorurteilen stehen die Angeklagten oft mit unfähigen Pflichtverteidigern, die ihnen vom Gericht zugeteilt werden, weil sie sich keinen eigenen Anwalt leisten können.  

Selbst konservative Politiker zweifeln mehr und mehr am System der Todesstrafe. Im Januar ließ George Ryan, Gouverneur von lllinois, alle Hinrichtungen stoppen, nachdem 13 Todeskandidaten wegen Justizirrtümern freigelassen wurden. [...]

Die landesweite Debatte kann aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich die Situation in den vergangenen Jahren enorm verschärft hat. In Florida wurde am Mittwoch ein geisteskranker Mörder exekutiert, der sich für Christus hielt.  

Nach heutiger Rechtslage wäre Joseph tot.  

1996 hatte Präsident Clinton den Anti-Terrorism and Effective Penalty Act unterzeichnet, der die Einspruchsfristen von Todeskandidaten extrem verkürzt. In Virginia, wo selbst 14-Jährige zum Tode verurteilt werden können, haben sie nach dem Urteil nur 21 Tage Zeit, ihre Unschuld zu beweisen.  Joseph stößt ein bitteres Lachen aus. "Dabei dauert es schon mal sechs Monate, bis man überhaupt an die Niederschrift seines Prozessprotokolls kommt."

51 Jahre ist Joseph jetzt. Bis heute hat er vom Staat Florida weder eine Entschuldigung noch, eine Entschädigung bekommen. Niemand hat sich die Mühe gemacht, den wahren Mörder zu finden. Jetzt klagt er gegen den Bundesstaat auf 25 Millionen Dollar. "Die werde ich wohl nicht bekommen", sagt er. "Sie wollen, dass ich vergesse und vergebe. Aber das werde ich nie tun."  
(Süddeutsche Zeitung, Nr. 142. 23. 06. 2000)

M 18: Strafe nach der Strafe                                                                                                             Von Jörg Kinzig

Derzeit vergeht kein Monat, in dem die Medien nicht über ein Urteil zu berichten haben, das die Sicherungsverwahrung betrifft. Am Mittwoch war es wieder soweit: Der Bundesgerichtshof lehnte die weitere Inhaftierung eines heute 58-jährigen Sexualstraftäters ab, der bereits 14 Jahre wegen eines schweren Verbrechens im Gefängnis gesessen hatte. Obwohl der Mann von Sachverständigen als gefährlich eingestuft worden war, sah sich das höchste deutsche Strafgericht nicht in der Lage, Karl D. länger einzusperren. Und das völlig zu Recht. Denn für die nachträgliche Sicherungsverwahrung - dieses neben der lebenslangen Freiheitsstrafe schärfsten Schwertes des Strafrechts - fehlte es an einer sogenannten "neuen Tatsache". [...]
Vergegenwärtigen wir uns zunächst, was es mit der Sicherungsverwahrung auf sich hat. Rein praktisch ist sie eine Freiheitsentziehung über das Ende der Strafe hinaus. Sie setzt erst dann ein, wenn der Straftäter seine Schuld bereits verbüßt hat. Man kann also mit Fug und Recht sagen, die weitere Inhaftierung erfolgt schuld-los. Deswegen wird die Sicherungsverwahrung nach deutschem Rechtsverständnis auch als Maßregel begriffen, und nicht als Strafe. Der Grund für die andauernde Freiheitsentziehung liegt im berechtigten Anliegen der Bevölkerung, vor weiteren schweren Straftaten geschützt zu werden. Dies verweist auf ein zentrales Problem dieser Sanktion: das der Prognose. Sind die Gerichte und die ihnen zuarbeitenden Sachverständigen überhaupt in der Lage, solche glücklicherweise sehr seltenen Ereignisse präzise vorherzusehen? Und wenn nicht, wer soll das Risiko tragen? Die Allgemeinheit oder aber der Straftäter, dem bei einer fehlerhaften Prognose unberechtigt die Freiheit entzogen würde? Dazu existieren ernstzunehmende wissenschaftliche Untersuchungen, die besagen: Für einen wirklich gefährlichen Menschen werden derzeit eine Vielzahl weiterer Personen in den Strafanstalten festgehalten, die, entließe man sie, gerade nicht  rückfällig würden. Im Übrigen ist auch die Zahl der Sicherungsverwahrten, die Mitte der neunziger Jahre mit 176 einen historischen Tiefstand erreichte, mittlerweile bundesweit auf mehr als 500 angestiegen. [...]
Kurz vor Weihnachten hat der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in einem spektakulären Urteil die soeben skizzierte rückwirkende Aufhebung der Höchstdauer als menschenrechtswidrig gekennzeichnet. Die Sicherungsverwahrung sei in Wahrheit eine Strafe und dürfe daher nicht rückwirkend verschärft werden. Hat dieses Urteil Bestand, wovon schon deswegen ausgegangen werden kann, weil die sieben Straßburger Richter einstimmig geurteilt haben, dürfte auch die nachträgliche Sicherungsverwahrung kaum noch zu halten sein - ein weiterer Grund für eine Gesamtreform.[...]
Ausgangspunkt einer Reform der Sicherungsverwahrung aus einem Guss kann dabei sein, dass der Europäische Gerichtshof einer solchen Sanktion nicht generell eine Absage erteilt hat. Denn sie ist in engen Grenzen durchaus in der Lage, einen wichtigen Beitrag zum Schutz der Öffentlichkeit zu leisten. Dies erfordert aber auch, dass sie sich in ihrer Ausgestaltung von der Strafe unterscheidet. Ansatzpunkte hierfür wären eine deutlich verbesserte Unterbringung und erweiterte therapeutische Angebote. Schließlich sollte es durch einen Ausbau der Betreuung nach Haftentlassung, die mit einer engmaschigen Überwachung - im Wege einer Führungsaufsicht - verbunden werden kann, stärker als bisher möglich sein, Sicherungsverwahrte wieder in die Freiheit zu überführen. Häufig befinden sie sich ja bereits im Rentenalter.[...]
Aber selbst nach einer noch so gelungenen Reform sollte man der Bevölkerung eine bittere Wahrheit nicht verschweigen: Ein humanes rechtsstaatliches Strafsystem wird vereinzelte schwere Rückfälle niemals restlos ausschließen können.

(Jörg Kinzig ist Professor für Strafrecht in Tübingen. Er gilt als der Wissenschaftler, der sich in Deutschland am intensivsten mit der Sicherungsverwahrung befasst hat. )
Quelle: Süddeutsche Zeitung,, den 15. Januar 2010 , Seite 2
M 19: Nicht schuldig

James Bains  Freiheit ist an diesem Tag 31 Tage alt. Er saß 35 Jahre lang unschuldig im Gefängnis. Ein DNS-Test hat seine Unschuld bewiesen, kurz vor Weihnachten. Der 54-Jährige ist der 248. unschuldig Inhaftierte, der in den USA nach einer Erbgutprobe freigesprochen wurde. Die hohe Zahl klingt gut, vor allem aber offenbart sie eine Schwäche im System: An US-Gerichten wurde lange im Zweifel gegen den Angeklagten entschieden. Alle zwei Wochen kommt derzeit ein Justizopfer frei. Manche waren sogar zum Tode verurteilt. Aber keiner saß so lange wie James Bain.
Seine Freiheit verlor er am 23. März 1974. Bis zu jenem Tag hatte der damals 19-Jährige mit Mutter, Stiefvater, drei Schwestern und zwei Brüdern ein unaufgeregtes Leben in Tampa, einer Millionenstadt an der Westküste Floridas, geführt. 11. Klasse Highschool, Jobs als Orangenpflücker, keine Vorstrafen. Es ist kurz vor Mitternacht, als es an diesem Abend bei den Bains klingelt. Janie, die Zwillingsschwester, öffnet. Vier Polizisten fragen nach James. "Wir müssen kurz eine Angelegenheit mit ihm klären." Sie ruft ihren Bruder, und der steigt nichtsahnend in den Wagen. Auf der Wache befragen sie ihn. Wo warst du heute? Mit wem? Was habt ihr gemacht? Warum man ihn festhält, erfährt er vier Tage später: Ein neunjähriger Junge habe ihn als seinen Entführer und Vergewaltiger identifiziert.
"Ich war fassungslos, aber überzeugt, dass sich der Irrtum schnell aufklären wird", erzählt Bain. Er sitzt in einem Ohrensessel in einem abgelegenen Flur des Sheraton-Hotels, in der Ferne hört man die Stimmen der Festgäste. Er wirkt erschöpft, aber nicht gebrochen - trotz der 35 Jahre in Haft. Nach einer langen Pause fährt er fort: "Ich kannte den Jungen nicht einmal, nur dessen Onkel. Er war Hausmeister an meiner Schule." Bain hatte für die Tatzeit ein Alibi. Er war bei einem Freund gewesen und hatte später mit seiner Schwester zu Hause ferngeschaut. Auch hatte man ihm nach der Tat kein Blut und keine Fingerabdrücke abgenommen - das geschah erst einen Tag vor dem Prozess. Bain schüttelt den Kopf und meint nur: "Das sagt doch alles."

Die Anklage stützte sich vor allem auf die Aussage des ebenfalls farbigen Jungen. Dieser hatte zu Hause erzählt, der Täter habe ihn auf einem roten Moped entführt, vergewaltigt und gesagt: "Mein Name ist Jamie." Der Onkel des Jungen überlegte nicht lang: James Bain, der Schüchterne aus der 11. Klasse. Der muss es gewesen sein. Mit ihren Ersparnissen engagierte Bains Familie einen der vermeintlich besten Anwälte der Stadt. Es half nichts. Am Ende lautete das Urteil lebenslang mit dem Zusatz: keine vorzeitige Entlassung vor 25 Jahren. Selbst da glaubte Bain noch nicht, dass er lange im Knast bleibt. "Ich dachte, das klärt sich auf. Morgen klärt sich das auf." Er habe es jeden Tag gedacht, all die 35 Jahre lang.
Für einen Heranwachsenden ist eine so hohe Strafe in den Staaten keine Seltenheit. Kein Land sperrt seine Bürger in so großer Zahl und für so lange weg wie die USA. Auf 100 000 Einwohner kommen 751 Häftlinge - in Deutschland sind es 82. Etwa 10 000 Amerikaner, die ihre Taten als Kinder oder Jugendliche begangen haben, sitzen lebenslang ein. Bei fast einem Viertel dieser Minderjährigen trägt das Urteil den Zusatz "without parole" - auch nach jahrzehntelanger Haft und guter Führung dürfen sie nicht vorzeitig entlassen werden. Weil Begnadigungen extrem selten sind, bedeutet lebenslang darum für viele tatsächlich: bis zum Tod.
Sicher, James Bain hätte Berufung einlegen können. Doch wer in den USA erst einmal verurteilt ist, muss seine Unschuld beweisen. Mitte der siebziger Jahre, als es noch keine DNS-Analysen gab, als es Schwarze im Rechtssystem ungleich schwerer hatten, schien Bains Schicksal besiegelt zu sein. "Es war klar, dass ich keine Chance habe, meine Unschuld zu beweisen", sagt Bain, und es klingt nicht resigniert, sondern wie eine Feststellung.
So beginnt mit 19 Jahren sein Leben im Knast. Er sitzt mit elf anderen Häftlingen in einer Zelle - immer noch in der Hoffnung, dass er am nächsten Abend wieder mit Freunden ausgehen kann. Jeder Tag ist ein Kampf, vor allem, wenn man klein ist - und ein Kinderschänder. Es gab Prügel. Bain hat erst nur zurückgeschlagen, dann aber angefangen. "Wer dort überleben will, muss das tun", sagt er. Mehr als 20 Disziplinarverfahren wird die Gefängnisleitung am Ende gegen ihn eingeleitet haben. Entlassung nach 25 Jahren? Ausgeschlossen. [...]
  2001 scheint es, als habe Gott ihn endlich erhört: Ein neues Gesetz erlaubt in Florida die Untersuchung alter Kriminalfälle mit Hilfe von DNS-Tests. Bain fragt nach. Tatsächlich gibt es noch die Unterhose des Jungen, fast 30 Jahre lang hat man sie aufbewahrt. Bain beantragt einen DNS-Test. Er wird abgelehnt; ebenso der zweite, der dritte, der vierte. Die Gründe sind stets dieselben: Formfehler. Er habe Fristen verpasst, den Fall nicht ausreichend geschildert. Bain nahm sich keinen Anwalt. "Ich dachte, ich schaffe das allein", sagt er. Als die vierte Ablehnung kam, war da nur noch ein Gefühl: Ohnmacht. "Ich war frustriert", sagt Bain. Zum ersten Mal habe er Hass auf die Justiz verspürt.
Ohne Seth Miller hätten sich die Gefängnistore für Bain vermutlich immer noch nicht geöffnet. Der Anwalt arbeitet für das Innocence Project, eine US-Organisation, die sich um die Aufklärung von Justizirrtümern bemüht. Durch Zufall erfährt Miller nach dem vierten Antrag von Bains Fall. "Mir war klar, dass er das alleine nicht schaffen würde", sagt der 30-Jährige. Sie stellen einen fünften Antrag - diesmal mit Erfolg. Ein unabhängiges Labor darf die Unterhose untersuchen. Das Ergebnis: Bain ist nicht der Täter. Die Justiz ordnet einen zweiten Test an, lässt das Beweisstück von einem staatlichen Labor prüfen. Das Ergebnis ist dasselbe.

Danach geht alles sehr schnell. In einer eilig einberufenen Sitzung räumt der Staatsanwalt ein, James Bain habe nichts mit der Vergewaltigung des Jungen zu tun. Der Richter unterschreibt die Entlassungspapiere. "Sie sind ein freier Mann. Gratulation."  [...]

Eine Entschuldigung vonseiten der Justiz hat er bis heute nicht erhalten. Aber er wird Geld bekommen - 50 000 Dollar für jedes verlorene Jahr, so schreibt es das Gesetz in Florida vor. "Natürlich können die 1,75 Millionen Dollar all das, was ich verpasst habe, nicht ersetzen, aber ich weiß, dass ich Glück hatte", sagt Bain. .[...]

Quelle: Ann-Kathrin Eckardt:   Süddeutsche Zeitung ,  den 03. Februar 2010 , Seite 9
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